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Beginn der Sitzung: 10.31 Uhr.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich er-
öffne die 100. Sitzung im 35. Tagungsabschnitt
des Niedersächsischen Landtages der 15. Wahl-
periode.

Ich bitte Sie, sich zu erheben.

Vor zweieinhalb Wochen, am Morgen des
22. September 2006, geschah im emsländischen
Lathen das für uns alle Unfassliche: Auf der
Teststrecke des Transrapid raste die Magnet-
schwebebahn mit Tempo 170 auf einen stehenden
Servicewagen.

Nicht nur für Lathen, für uns alle schien in diesem
Moment die Zeit stillzustehen. Das, was wir für
unmöglich hielten, war von einer Sekunde zur an-
deren zu einer grausamen Wirklichkeit mit unwi-
derruflichen Folgen geworden: Das Unglück, das
ganz Deutschland und Menschen weit darüber
hinaus tief erschütterte, riss 23 Menschen in den
Tod. Zehn weitere Fahrgäste überlebten den Un-
fall, zum Teil schwer verletzt.

Das Unglück erinnert viele Menschen in unserem
Land an die Bilder der ICE-Katastrophe in Esche-
de von 1998. Auch zweieinhalb Wochen danach ist
nur schwer zu begreifen, was geschehen ist und
wie es geschehen konnte. Die kommenden Tage,
Wochen und Monate werden es den Hinterbliebe-
nen zur untrüglichen Gewissheit werden lassen,
dass sie einen geliebten Menschen verloren ha-
ben: ein Kind, die Mutter, den Vater, den Ehepart-
ner, die Schwester oder den Bruder. Sie werden
ihnen alle schmerzlich fehlen.

Wir alle hier im Hause trauern über alle politischen
Grenzen hinweg mit den Hinterbliebenen und
wünschen ihnen Kraft in dieser schwierigen Zeit
des Abschieds. Unsere Gedanken sind aber auch
bei den schwer verletzten Opfern und bei den
Menschen im Emsland insgesamt, die dieses Er-
eignis tief erschüttert hat, auch wenn sie nicht un-
mittelbar persönlich betroffen waren. Unsere Ge-
danken sind auch bei den vielen Helferinnen und
Helfern, die sich mit großem menschlichen Einsatz
und unvergleichlicher Selbstlosigkeit bei der Be-
wältigung des Unglücks persönlich eingebracht
haben.

Hilfsbereitschaft, Mitmenschlichkeit und Nächsten-
liebe waren - gerade auch für die unmittelbar Be-

troffenen - in vielfältiger Weise spürbar. Das erfüllt
uns bei allem Schmerz auch mit Dankbarkeit.

Wir werden den Verstorbenen ein ehrendes Ge-
denken bewahren.

Meine Damen und Herren, am 1. Oktober verstarb
die ehemalige Abgeordnete des Niedersächsi-
schen Landtages Ursula Flick im Alter von 81 Jah-
ren.

Frau Flick gehörte dem Niedersächsischen Land-
tag vom 6. Juni 1967 bis zum 20. Juni 1986 als
Abgeordnete der CDU-Fraktion an. Sie war Mit-
glied im Kultusausschuss, im Ausschuss für
Rechts- und Verfassungsfragen, im Ausschuss für
Wissenschaft und Kunst, im Ausschuss für Sozial-
und Gesundheitswesen sowie im Ausschuss ge-
mäß Artikel 12 der Verfassung. Darüber hinaus
war sie in der 8. und 9. Wahlperiode Mitglied im
Ältestenrat und gehörte dem Präsidium in der 10.
Wahlperiode als Schriftführerin an.

Frau Flick, die im Übrigen in der Zeit von 1985 bis
1991 Oberbürgermeisterin der Stadt Osnabrück
war, wurden das Verdienstkreuz 1. Klasse des
Niedersächsischen Verdienstordens und das Ver-
dienstkreuz am Bande des Verdienstordens der
Bundesrepublik Deutschland verliehen.

Wir werden Frau Flick in guter Erinnerung behal-
ten. - Ich danke Ihnen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann
bereits zu diesem Zeitpunkt die Beschlussfähigkeit
des Landtages feststellen.

Die Einladung und die Tagesordnung für diesen
Tagungsabschnitt liegen Ihnen gedruckt vor.

Abweichend von der Vereinbarung im Ältestenrat
sind die Fraktionen übereingekommen, am Don-
nerstagnachmittag, also am Schluss der Tages-
ordnung, noch einen weiteren Tagesordnungs-
punkt zu dem Thema „Luftfahrtstandort Nord-
deutschland sichern - Niedersachsen steht zu Air-
bus und seinen Beschäftigten“ zu beraten. Die
endgültige Fassung des entsprechenden Ent-
schließungsantrages wird rechtzeitig an Sie verteilt
werden. Ich bitte, diese Ergänzung der Tagesord-
nung zu berücksichtigen.

Für die Aktuelle Stunde liegen vier Beratungsge-
genstände vor.

Es liegen zwei Dringliche Anfragen vor, die morgen
früh ab 9 Uhr beantwortet werden.
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Auf der Basis der im Ältestenrat für die Beratung
einzelner Punkte gemäß § 71 unserer Geschäfts-
ordnung vereinbarten Redezeiten und des gleich-
falls im Ältestenrat vereinbarten Verteilerschlüssels
haben die Fraktionen die ihnen jeweils zustehen-
den Zeitkontingente so verteilt, wie Sie das aus der
Ihnen vorliegenden Übersicht ersehen können.

Ich erinnere noch einmal daran, dass Kurzinter-
ventionen nach unserer Geschäftsordnung nur auf
den Redebeitrag eines Mitgliedes des Landtages
einer anderen Fraktion möglich sind. Daher dürfen
sich Kurzinterventionen nicht auf eine andere
Kurzintervention oder den Redebeitrag eines Mit-
gliedes der Landesregierung beziehen.

Ich gehe davon aus, dass die vom Ältestenrat vor-
geschlagenen Regelungen für die Beratungen
verbindlich sind und darüber nicht mehr bei jedem
Punkt abgestimmt wird. - Das ist so beschlossen.

Die heutige Sitzung soll gegen 19.10 Uhr enden.

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie noch
auf eine Veranstaltung hinweisen: In der Portikus-
halle ist in der Reihe „Landesgeschichte im Land-
tag“ die von der Archäologischen Denkmalpflege
des Landkreises Göttingen konzipierte Ausstellung
„Römerlager Hedemünden“ zu sehen. Ich emp-
fehle die Veranstaltung Ihrer Aufmerksamkeit.

Im Rahmen der Initiative „Schulen in Niedersach-
sen online“ werden in den kommenden drei Tagen
Schülerinnen und Schüler der Integrierten Ge-
samtschule aus Fürstenau mit einer Onlineredakti-
on live aus dem Landtag berichten. Als Pate wird
der Abgeordnete Claus Peter Poppe erster An-
sprechpartner der Nachwuchsjournalisten sein.

Des Weiteren wird das von den Multimedia-
Berufsbildenden Schulen initiierte Modellprojekt
Landtagsfernsehen mit Nachwuchsjournalistinnen
und -journalisten der Humboldt-Schule Seelze ihre
Sendungen erstellen, die dann ins Internet einge-
speist und auch über den Regionalsender für Han-
nover h1 gesendet werden sollen.

An die rechtzeitige Rückgabe der Reden an den
Stenografischen Dienst - bis spätestens morgen
12 Uhr - wird erinnert.

Es folgen nun geschäftliche Mitteilungen durch die
Schriftführerin. - Bitte schön.

Schriftführerin Isolde Saalmann:
Es haben sich für heute entschuldigt: der Minister
für Wissenschaft und Kultur Herr Stratmann ab
14 Uhr, von der Fraktion der CDU Herr Pörtner,
Herr Dr. Brockstedt und Herr Dr. Winn, von der
Fraktion der SPD Frau Bührmann für vormittags
und von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr
Janßen.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Ich rufe nun auf

Tagesordnungspunkt 1:
Aktuelle Stunde

Ich sagte bereits, dass für die Aktuelle Stunde vier
Beratungsgegenstände vorliegen. Ich rufe jetzt auf

a) Parteibuchwirtschaft im Umweltministe-
rium muss gestoppt werden - Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/3216

Frau Kollegin Steiner hat dazu das Wort.

Dorothea Steiner (GRÜNE):

Guten Morgen! - Herr Präsident! Meine Damen
und Herren! Das Umweltministerium ist wieder
einmal in das öffentliche Gerede gekommen,
diesmal nicht wegen seiner miserablen Umweltpo-
litik, sondern wegen seiner eigentümlichen Perso-
nalpolitik.

(Beifall bei den GRÜNEN - Wider-
spruch bei der CDU und bei der FDP)

Zu Beginn seiner Amtszeit hatte Minister Sander
noch geklagt, dass es in seinem Ministerium keine
FDP-Leute gebe, mit denen man Politik machen
könne. Das heißt, ihm fehlte der FDP-Filz.

(Widerspruch bei der CDU und bei der
FDP)

Inzwischen hat er zielstrebig drei Jahre lang daran
gearbeitet, diesen vermeintlichen Missstand zu
beheben.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das müssen
Sie gerade sagen!)
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Trotz Einstellungsstopp gab es Neubesetzungen
und Umbesetzungen, bei denen die fachliche Be-
gründung nicht erkennbar war.

In der Antwort auf eine Mündliche Anfrage im März
2006 räumt der Minister selbst 139 Umsetzungen
im Umweltministerium seit seinem Amtsantritt ein.
Seine brachiale Art der Personalführung ist inzwi-
schen schon berüchtigt. Besonders viel Mühe hat
der Minister darauf verwandt, die Riege der Abtei-
lungsleiter mehrfach umzubauen. Gleich zu Beginn
2003 hat er den hoch qualifizierten und allseits
anerkannten Leiter der Abteilung 3 „entsorgt“. Der
einzig erkennbare Grund war die Zugehörigkeit zur
SPD.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Heute ist uns klar, dass der Minister gerade in
diesem Bereich keinen fachlich qualifizierten
Bremser für seine mitunter skurrilen Zielsetzungen
im Abfallbereich dulden konnte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Deshalb hat er 2003 kurzen Prozess gemacht und
Herrn Wendenburg in die Wüste geschickt.

Nach mehreren Umbesetzungen - manche Abtei-
lungsleiter wurden ja im Jahresrhythmus umge-
setzt - kommt Herr Sander nun mit seinem vorerst
letzten Streich. Nach fünf Jahren qualifizierter Füh-
rungstätigkeit werden der Leiter der Atomabteilung
und die Leiterin der Referatsgruppe Naturschutz
von ihren Posten abgelöst. Dafür gibt es keine
fachlichen Gründe. Sie haben jedenfalls keine
genannt, Herr Sander. Wieder gibt es eine kleine
Rochade beim Führungspersonal. Im Ergebnis
finden wir einen CDU-nahen Leiter der Atomabtei-
lung und eine FDP-nahe Leiterin der Verwaltungs-
abteilung vor.

Ein Gesetzentwurf der Landesregierung mit dem
Ziel, die befristete Besetzung von Leitungspositio-
nen abzuschaffen, ist seit September in der Bera-
tung im Landtag. Die unziemliche Eile des Um-
weltministers, die beiden Beamten abzusetzen,
steht in erklärtem Widerspruch zur Intention des
Gesetzentwurfs.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Dieses Vorgehen des Umweltministers ist borniert
und interessengeleitet.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Als einzige Begründung können wir hier die „fal-
sche“ Parteizugehörigkeit vermuten. Es handelt
sich hier nicht um eine Instinktlosigkeit; es handelt
sich um knallhartes Kalkül.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, das ist Parteibuchwirt-
schaft.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Eine solche Mentalität und solche Verfahren sind
es, die so viele Bürger politikverdrossen machen.
Ein Ministerium wird vom Minister behandelt, als
sei es sein persönliches Eigentum, mit dem er
schalten und walten kann, wie er will. Herr Sander,
dieses Amt ist Ihnen aber, vermittelt über die Re-
gierungsbeteilung, vom Wähler übertragen, und
zwar dafür, dass Sie Sachpolitik und nicht Pöst-
chengeschacher machen.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Die Wähler erwarten eine gute Umweltpolitik. Sie
ziehen dem aber die fachliche Basis weg, indem
Sie nachweisbar mehr nach dem gelben Partei-
buch als nach fachlicher Qualität besetzen. Oder
soll ich es anders als FDP-Filz bezeichnen, wenn
der Parteisekretär der FDP gleichzeitig als Leiter
des Ministerbüros beschäftigt ist?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Spitzenbeamte, die unabhängig urteilen und fach-
lich ordentliche Vorschläge abgesichert machen,
sind Ihnen offensichtlich ein Dorn im Auge. Kritiker
des Politikbetriebs diskutieren seit längerem die
These „die Parteien machen sich den Staat zur
Beute“. Bei Ihnen, Herr Sander, stellen wir fest: Sie
machen sich das Umweltministerium zur Beute,
und die Umwelt bleibt auf der Strecke. Ich fordere
Sie auf, diese Personalentscheidungen rückgängig
zu machen und im Sinne des bereits vorliegenden
Gesetzentwurfes zu entscheiden. Hier gibt es nur
einen, der in den politischen Ruhestand versetzt
werden muss. - Vielen Dank.

(Starker, anhaltender Beifall bei den
GRÜNEN und bei der SPD)
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Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Jüttner.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sie wissen
doch genau, wie es geht!)

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! „Meine
Mitarbeiter sind hoch qualifizierte Leute. Ich bin
stolz darauf, dass es sie gibt und dass ich mich auf
sie verlassen kann.“ - Das sind Ihre Worte, Herr
Sander, gesprochen am 14. September. Nicht ein-
mal vier Wochen später ist das alles Schall und
Rauch. Erklären Sie der niedersächsischen Öffent-
lichkeit doch einmal, was sich in der Zwischenzeit
getan hat. Das Einzige, was sich getan hat, ist,
dass Sie hier mindestens den dritten Sündenfall
begangen haben. Frau Steiner hat schon darauf
hingewiesen. Egal, ob die Fachwelt interveniert hat
oder ob die niedersächsische Wirtschaft interve-
niert hat: Sie haben immer wieder gegen Fachlich-
keit entschieden. Sie sind eine Zumutung für unser
Niedersachsen.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Der Herr Ministerpräsident, der gerade zu tun hat,
weiß das natürlich. Herr McAllister, Ihre Fraktion
weiß das auch. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter im Umweltministerium sind übrigens nicht stolz
auf ihren Minister, um auch das deutlich zu sagen.
Was soll man von einer politischen Führung halten,
die, wie gestern geschehen, mit der gleichen Post
die Umsetzungsverfügung und die Glückwünsche
zum Geburtstag schickt?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Was ist das für eine Art von Personalführung? Ist
das die Personalführung der Partei der Besserver-
dienenden in Deutschland? Ich finde das einfach
unerhört.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Es gibt gute Gründe, dass politische Beamte ent-
lassen werden können, und zwar ohne Angabe
von Gründen. Das machen Sie; das haben wir
gemacht. Wir reden hier aber über Laufbahnbe-
amte. Diese haben einen Anspruch auf Vertrau-
ensschutz. Sie haben in einer solchen Situation
auch Anspruch auf die Nennung von Gründen.

Genau das ist Ihnen vorgehalten worden. Herr
Brinkmann in der NOZ und Herr Wallbaum in der
HAZ nennen das ganz einfach Parteibuchwirt-
schaft. Nichts anderes ist es auch.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Das war die erste Hälfte des Themas. Jetzt komme
ich auf den Gesetzentwurf zu sprechen, den wir
hier gerade beraten. Das Kabinett hat am 22. März
beschlossen, es wolle nicht länger Leitungsfunkti-
onen auf Zeit. Ich bin anderer Meinung, aber das
ist eine Sache, über die man streiten kann. Das ist
in Ordnung. Interessant ist, dass das Kabinett bei
der Gelegenheit im Beschluss den Vertrauens-
schutz für Übergangsfälle und einen Hinweis dar-
auf, dass man diese Aktion ohne rechtliche Ausei-
nandersetzungen beenden möchte, verankert hat.
Ich finde das vonseiten des Kabinetts sehr in Ord-
nung. Im Gesetzentwurf schlägt sich das nieder.
Dort ist das in Artikel 4 im Detail geregelt. Nur den
Kollegen Umweltminister juckt das natürlich nicht
für 5 Cent. Ich lese heute Morgen, dass die
Staatskanzlei sagt: In die Arbeit der Häuser mi-
schen wir uns nicht ein. Herr Wulff, hier geht es
nicht um die Arbeit der Häuser. Hier geht es dar-
um, dass Ihr Umweltminister gegen einen Be-
schluss des Kabinetts verstoßen hat. Nun wollen
Sie sich verdrücken, Herr Wulff? Diese Nummer
läuft überhaupt nicht.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN - Bernd Althusmann
[CDU]: Herr Jüttner, wer im Glashaus
sitzt ...!)

Frau Steiner hat recht: Das ist ein Problem Sander.
- Es wird aber immer mehr zu einem Problem
Christian Wulff.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ich ziehe für meine Fraktion das Fazit: Herr San-
der, uns reicht es mit Ihnen. Herr Wulff, Sie sind
dran.

(Starker Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Bode. Bitte sehr!
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Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Frau
Steiner, man sollte schon ein wenig auf die Wort-
wahl achten, wenn man nach vorne ans Redepult
geht und derartige Ausführungen macht. Ich den-
ke, von Beamten als „entsorgt“ zu sprechen, ge-
hört sich auch in diesem Hause nicht.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Liebe Kollegen von den Grünen, der Eindruck, den
Sie hier erwecken wollen, nämlich dass diese
CDU- und FDP-geführte Landesregierung und die
sie tragenden Fraktionen die Besetzung der füh-
renden Positionen nach Parteibuch und nicht nach
fachlicher Qualifikation durchführen, ist falsch und
entbehrt jeder Grundlage.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Lachen bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Hans-Dieter Haase [SPD]:
Das glauben Sie doch selbst nicht!)

Lieber Herr Wenzel, ich will dafür nur ein einziges
Beispiel anführen. Ich spreche von - Sie kennen
ihn - Herrn Golibrzuch, der von uns nicht an ir-
gendein Hinterhoffenster gesetzt worden ist, son-
dern der aktiv bei der Verwaltungsreform - der
Meilenstein dieser Landesregierung - mitgearbeitet
hat und

(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Was be-
weist denn das?)

eine hervorragende Arbeit geleistet hat. Jetzt ist er
der Chefhaushälter im Innenministerium und leistet
dort ebenfalls eine hervorragende Arbeit. Er ist
fachlich absolut qualifiziert, und wir schätzen ihn
sehr. Genauso halten wir es: Die Qualifikation geht
vor Parteibuch, weil das für unser Land besser ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Wir brauchen die Besten, wenn wir Niedersachsen
wieder auf die Erfolgsspur zurückführen wollen.
Wir brauchen die Bestenauslese und auch den
Wettbewerb der Besten um die führenden Positio-
nen in Niedersachsen.

Herr Jüttner, Sie haben durchaus recht: Man kann
über die Frage streiten, ob die Neufassung des
Beamtengesetzes so richtig ist oder nicht. Ihr Kie-
ler Kollege, Herr Minister Döring, hat ja eine ziem-
lich deutliche Formulierung gewählt, als er zu der
Befristung auf fünf Jahre gesagt hat: Das ist mir

nicht flexibel genug. - Weiter hat er gesagt: Ich
kenne Fälle, da würde ich nach ein oder zwei Jah-
ren gerne die Notbremse ziehen und kann es lei-
der nicht. - Das hat der SPD-Minister in Schleswig-
Holstein gesagt.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Aha! So
was! - Zurufe von der SPD und von
den GRÜNEN)

Das ist eine merkwürdige Art und Weise des Um-
gangs mit den Beamten dort, aber ich will diese
Aussagen nicht weiter kommentieren. Es gibt gute
Gründe, aus denen man festgelegt hat, dass sich
nach fünf Jahren alle neu bewähren müssen.

(Walter Meinhold [SPD]: Dann sollen
sie genannt werden!)

Genannt wurden Steigerung der Leistungsmotiva-
tion, größere Dispositionsfreiheit der Personalfüh-
rung, Korrektur von entsprechenden Personalent-
scheidungen bei nachlassender Leistung oder
auch Reaktionen auf Änderungen der Anforderun-
gen der Dienstposten. Das stammt nicht von mir,
das stammt aus dem Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion aus dem Jahr 1995.

(Hans-Werner Schwarz [FDP]: Oh!)

Genauso wollen wir es hier handhaben, Herr Jütt-
ner. Wir haben genau das umgesetzt, was Sie
beschlossen haben: Nach fünf Jahren sollte man
überprüfen, ob es einen besseren Bewerber für
eine Stelle gibt, der dann noch mehr für das Land
Niedersachsen tun kann,

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Der das
richtige Parteibuch hat!)

und eine entsprechende Ausschreibung vorneh-
men. Ich meine, das ist der richtige Weg. Wenn
das Kabinett sagt, dass es keine weiteren Verträge
über fünf Jahre aushändigen will, dann ist es auch
richtig, dass dann nicht zu tun, sondern den ande-
ren Weg zu gehen und erst einmal zu prüfen, ob
es nicht noch einen besseren gibt. Vielleicht gibt
es ja keinen, und es bleibt bei den früheren Perso-
nalentscheidungen. Aber wir wollen wenigstens
diese Chance haben.

Das ist übrigens nichts Ungewöhnliches: In der
Vergangenheit gab es fünf Fälle außerhalb des
Umweltministeriums, in denen genauso verfahren
worden ist, Herr Jüttner. Die spannende Frage ist
allerdings: Wo war eigentlich der Aufschrei der
SPD in diesen Fällen, als im Finanzministerium



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11684

und im Sozialministerium damals die Bestenausle-
se durchgeführt worden ist? Waren die Betroffenen
in diesen fünf Fällen vielleicht aus Ihrer Sicht nicht
mit dem richtigen Parteibuch ausgestattet, sodass
der Aufschrei ausblieb? Oder warum kommt der
Aufschrei erst hier und heute bei diesem Fall?
Diese Frage sollten Sie einmal beantworten, Herr
Jüttner!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich will Sie gerne an den Worten des von Ihnen
geschätzten Kollegen Bartling teilhaben lassen,
der für die SPD-Fraktion zum Thema Abteilungs-
leiterbesetzung im öffentlichen Teil einer Innen-
ausschusssitzung dieses Landtages ganz interes-
sante Dinge gesagt hat. Er sagte zu der Neurege-
lung, die jetzt vorgenommen wird, es gehe

„schlicht und einfach um einen Tatbe-
stand, nämlich den, dass man jetzt
noch die Möglichkeit hat, bei auf Zeit
vergebenen Positionen das nicht
weiter zu betreiben. Wir haben ein
schönes Beispiel im Niedersächsi-
schen Umweltministerium... Das ist
natürlich eine Möglichkeit, die man gut
nutzen kann. Aber wenn man“

- und jetzt kommt es -

„seine eigenen Leute im Auge hat, ist
es dann gar nicht so schön, wenn bei
einem Regierungswechsel die dann
mit einemmal wieder anders verfahren
müssen, nämlich die Abteilungsleiter
alle behalten müssen.“

(Heiner Bartling [SPD]: Das macht ihr
jetzt doch!)

„Das ist eine Lösung, die Sie jetzt
vorhaben. Sie verstehen wohl, dass
wir keine große Sympathie dafür ha-
ben.“

(Glocke des Präsidenten)

- Ja, liebe SPD, ja, Herr Bartling, das verstehe ich
in der Tat. Herr Bartling, Sie haben damit zwei
kapitale Eigentore geschossen: Erstens haben Sie
damit nämlich gesagt, dass Sie die Wahl 2008
verlieren. Das würde nämlich mit den Zeitpunkten
für die Neubesetzung nicht übereinstimmen, wenn
Sie 2008 mit einem Regierungswechsel rechnen
würden.

(Heiner Bartling [SPD]: Können Sie
uns Ihre Logik mal erklären?)

Zweitens, Herr Bartling, haben Sie öffentlich für die
SPD erklärt, dass Sie sämtliche Abteilungslei-
tungsbesetzungen, die diese Landesregierung
vorgenommen hat, rückgängig machen wollen -
völlig unabhängig von der fachlichen Qualifikation.

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Jörg Bode (FDP):

Das ist das wahre Gesicht der SPD. Das ist echte
Parteibuchwirtschaft. So sind sie, die Sozialdemo-
kraten. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zurufe von der SPD und von den
GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat jetzt der Kollege Biestmann.

Friedhelm Biestmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In dieser Aktuellen Stunde geht es um
Personalwechsel in Ämtern mit Führungsverant-
wortung. Zum wiederholten Male thematisiert die
Opposition die Biographie, die Parteizugehörigkeit
und die Qualifikation einzelner Landesbediensteter
oder Bewerber in der Öffentlichkeit - wohl wissend,
dass man in derart öffentlich geführten Personal-
diskussionen Betroffenen nie gerecht werden
kann.

Nach dem Motto „Der Zweck heiligt die Mittel“ soll
seitens der Opposition einmal mehr versucht wer-
den, Umweltminister Sander etwas ans Zeug zu
flicken.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Das
macht er schon selbst!)

Ihm werden - so lauten die einschlägigen Presse-
verlautbarungen - Parteibuchwirtschaft, Dreistigkeit
und fachliche Inkompetenz unterstellt.

(Beifall bei der SPD - Hans-Dieter
Haase [SPD]: Stimmt doch auch!)

Zu den Fakten: Es gehört für uns zum guten Stil,
dass wir als CDU-Landtagsfraktion Personalent-
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scheidungen der Landesregierung nicht kommen-
tieren und beurteilen. Zum einen entzieht sich das
unserer Verantwortung.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Wenn sie
unsachlich sind, nicht!)

Zum anderen maßen wir uns kein Urteil über die
fachliche Eignung der hier genannten Landesbe-
diensteten an.

(Dieter Möhrmann [SPD]: Aber der
Minister hat sich doch geäußert!)

Gleichwohl ist es selbstverständlich und üblich,
dass ein Landesminister sich - in Führungsäm-
tern - mit Spitzenkräften seines Vertrauens umgibt.

(Zuruf von der SPD: Seiner Partei!)

Bei den jetzt von Minister Sander getroffenen Per-
sonalentscheidungen ist nach geltendem Recht
entschieden worden. Die SPD-Landesregierung
hat 1995 die rechtliche Grundlage für die Regelun-
gen der Führungsverantwortung auf Zeit nach
§ 149 a des Niedersächsischen Beamtengesetzes
geschaffen. Diese Ämter in leitender Funktion im
Beamtenverhältnis sind auf fünf Jahre angelegt,
wie Sie wissen. Nach dieser Zeit kann eine Neu-
bewertung der Stellenbesetzung dazu führen, dass
vom verantwortlichen Minister in seiner Personal-
hoheit aus verschiedenen Gründen ein Personal-
wechsel angestrebt wird, meine Damen und Her-
ren.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Fachliche
Gründe müssen es sein!)

Wohl gemerkt: Ich rede hier von einer dienstrecht-
lichen Grundlage, die eine SPD-Landesregierung
vor zehn Jahren geschaffen hat und die bis heute
gilt. Diese ist soeben von Herrn Jüttner noch ein-
mal verteidigt worden.

Wenn die jetzige CDU/FDP-Landesregierung in
ihrem jüngsten Gesetzentwurf vom 28. Juni 2006
- das gehört natürlich auch zur Gesamtbetrach-
tung - die derzeit geltenden dienstrechtlichen Vor-
schriften dahingehend ändern will, dass nach
§ 194 a NBG Ämter mit leitender Funktion im
Beamtenverhältnis auf Probe nur noch auf eine
maximal zweijährige Probezeit befristet werden
sollen und damit der generelle Status der Ämter
auf Zeit entfällt, so gibt es dafür gute Gründe, die
ich aus Zeitgründen nicht weiter untersuchen will.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Ja, genau!
Wir würden das aber gerne hören!)

- Das könnte ich, aber ich habe die Zeit nicht.

(Stefan Wenzel [GRÜNE]: Nehmen
Sie sich die Zeit!)

Die Ablauffristen für die Stellen, um die es geht,
enden in diesen Tagen. Daher ist nach geltendem
Recht auch neu zu entscheiden. Es ist dienstrecht-
lich unerheblich, ob ein Gesetzentwurf zur Ände-
rung vorliegt oder nicht.

Meine Damen und Herren, ein Schlusssatz in
Richtung der Fraktion der Grünen, die diesen An-
trag für die Aktuelle Stunde des Parlaments einge-
bracht hat: Wer jetzt der Landesregierung oder
Minister Hans-Heinrich Sander Parteibuchwirt-
schaft vorwirft,

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Hat recht!)

der lässt unbeachtet, dass dieses Land noch nie
eine derart parteipolitisch und ideologisch moti-
vierte Aufblähung der Ministerialbürokratie erlebt
hat

(Lachen bei der SPD)

wie unter der rot-grünen Landesregierung zwi-
schen 1990 und 1994.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Unter diesen Altlasten, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, haben wir bis heute zu leiden.

(Walter Meinhold [SPD]: Das ist eine
Unverschämtheit, was Sie hier sa-
gen!)

Ich könnte manches Beispiel einer personellen
Altlast bringen. Meine Damen und Herren, ich rate
Ihnen: Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Stei-
nen werfen. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat Herr Minister Sander.

(Oh! bei der SPD und bei den GRÜ-
NEN)
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Hans-Heinrich Sander, Umweltminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Den Vorwurf der Parteibuchwirtschaft im
Umweltministerium weise ich auf das Schärfste
zurück.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Lachen bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Walter Meinhold [SPD]:
Belegen Sie das doch einmal!)

Sie werden sicherlich verstehen, dass ich mich
zum Schutz und im Interesse der betroffenen Mit-
arbeiter auf die rechtlich relevanten Aspekte be-
schränke.

(Zustimmung bei  der FDP und bei der
CDU)

Die Sach- und Rechtslage stellt sich wie folgt dar:
Nach § 194 a des Niedersächsischen Beamtenge-
setzes werden Ämter nach der Besoldungsgruppe
B 3 und höher lediglich auf Zeit übertragen, und
zwar zunächst für einen Zeitraum von fünf Jahren.
Danach besteht die Möglichkeit der Übertragung
für weitere fünf Jahre. Im Anschluss daran kann
eine Übertragung des Amtes auf Lebenszeit erfol-
gen.

Diese gesetzliche Regelung ist in den 90er-Jahren,
zu Zeiten der damaligen SPD-Landesregierung in
das Niedersächsische Beamtengesetz neu einge-
führt worden. Eine ähnliche Regelung in Bayern ist
vom Bayerischen Verfassungsgerichtshof für ver-
fassungswidrig erklärt worden.

(Zurufe von der SPD)

Maßgeblicher Gesichtspunkt hierfür war, dass die
mit Zeitbeamtenverhältnissen verbundene Ein-
schränkung der Unabhängigkeit von Beamten
nicht mit den hergebrachten Grundsätzen des
Berufsbeamtentums vereinbar ist, wie es das
Grundgesetz verlangt.

(Zuruf von der SPD: Kommen Sie
doch einmal zur Sache!)

Vor diesem Hintergrund hat die Niedersächsische
Landesregierung die niedersächsische Regelung
überprüft und ist zu der Auffassung gelangt, dass
auch die entsprechende Regelung im niedersäch-
sischen Gesetz geändert werden muss. Deshalb
hat die Landesregierung dem Landtag einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der sich derzeit in der Be-
ratung befindet. Der Gesetzentwurf sieht eine

Rückkehr zu einer dauerhaften Übertragung von
Ämtern in leitender Funktion vor. Daher muss zum
Zeitpunkt der dauerhaften Übertragung des status-
rechtlichen Amtes die optimale Besetzung der
Führungsposition sichergestellt sein. Deshalb habe
ich durch das Auflaufen des Zeitverhältnisses den
Weg frei gemacht für eine Bestenauslese.

Meine Damen und Herren, das Verwaltungsgericht
Hannover hat im Zuge eines Verfahrens auf vor-
läufigen Rechtsschutz meinen Rechtsstandpunkt
uneingeschränkt bestätigt.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Über die hiergegen eingelegte Beschwerde wird
das OVG nach meiner Einschätzung in dieser Wo-
che entscheiden.

Meine Damen und Herren, noch zwei Sätze zu den
Vorwürfen wie Postenvergabe nach Gutsherrenart
und dergleichen mehr. Diese Vokabeln machen
vor dem Hintergrund der von mir geschilderten
Rechtslage nur dann Sinn, wenn man damit eine
Bestenauslese verhindern will - aus welchen
Gründen sei dahingestellt. - Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Axel Plaue [SPD]: Gute Nacht, Nie-
dersachsen!)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Kollege Wenzel.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Die Tatsache, Herr Minister
Sander, dass Sie sich hier in eigener Sache vertei-
digen müssen, zeigt, dass Sie im Kabinett über
keinerlei Rückhalt in dieser Frage verfügen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD - Zuruf von der CDU: Das war
eine Klarstellung!)

Auch der Vorsitzende der größten Fraktion hier im
Landtag, Herr McAllister, ist sich offensichtlich zu
schade, ein solches Vorgehen hier zu verteidigen;
denn sonst hätte er sich an dieser Stelle zu Wort
gemeldet.

Meine Damen und Herren, im Juni hat das Kabi-
nett den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung
dienstrechtlicher Vorschriften beschlossen. Man
muss sich die Begründung einmal auf der Zunge
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zergehen lassen. Dort heißt es, das geltende
Recht - das hiermit geändert werden soll - schrän-
ke die sachliche und persönliche Unabhängigkeit
von Beamten zu stark ein. Diese Unabhängigkeit
- so schreiben Sie dort, Herr Wulff - sei die Grund-
lage der Stabilität der öffentlichen Verwaltung.
- Hehre Worte! - Für Spitzenbeamte sei das von
erheblicher Bedeutung. Von der Entscheidung des
Bayerischen Verfassungsgerichtshofs sei auch die
Verfassungsmäßigkeit der niedersächsischen Re-
gelung berührt. Deshalb haben Sie diesen Ge-
setzentwurf vorgelegt.

Gleichzeitig schreibt mir Herr Sander am
29. August dieses Jahres:

„Die Atomaufsicht in Niedersachsen
hat im Zusammenhang mit dem Stör-
fall in Schweden vorbildlich gearbei-
tet.“

Sie haben gestern versucht, Fakten zu schaffen.
Offenbar lag es nicht an den inhaltlichen Gründen
und der fachlichen Qualifikation der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter - zumindest aus Ihrer Sicht
nicht -, sondern hier waren parteipolitische Gründe
ausschlaggebend. Beide Betroffenen werden of-
fensichtlich dagegen klagen. Sie, Herr Sander,
haben die Abteilungsleitungen öfter gewechselt als
jedes andere Haus. Sie halten sich nicht an Ihre
eigenen Ansprüche, an die Ansprüche, die das
Kabinett selbst formuliert hat und die Sie selbst mit
beschlossen haben. Sie betreiben Personalpolitik
nicht nach Qualifikation, sondern nach Parteibuch.
Das zeigt dieser Vorgang ganz eindeutig.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Wenn Sie jetzt sagen, Sie wollten nur die Voraus-
setzung schaffen, um eine Bestenauslese herbei-
zuführen, Herr Minister, dann ist das nicht die
Wahrheit. Es ist einfach lächerlich, wenn Sie das
hier erklären.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Sie haben gestern Fakten geschaffen. Gestern um
16 Uhr wurde dem Haus mitgeteilt, dass der Ab-
teilungsleiter ab sofort wieder Leiter des Referats
52 ist. Wo ist da noch Bestenauslese möglich,
wenn Sie jetzt schon versuchen, Fakten zu schaf-
fen?

Sie, Herr Minister, sprechen Ihren Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern die Loyalität ab und versuchen,
hier amerikanische Zustände herzustellen. Dort ist
es nämlich so, dass neue Regierungen ganze
Abteilungen und Referate ablösen, wenn sie ins
Amt kommen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wohl
wahr!)

Herr Minister, machen Sie Ihre Entscheidung rück-
gängig. Ihr Vorgehen ist unanständig.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat noch einmal der Kollege Bode.

Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Wenzel, in der Tat ist es so, dass in Amerika bei
einem Regierungswechsel sehr weite Bereiche der
Administration ausgetauscht werden - sie sind
auch mit Zeitverträgen entsprechend eingesetzt -
und eine entsprechende Administration Einzug
hält. Das ist dort üblich. Aber das ist in Deutsch-
land anders. Eines allerdings ist in der Vergangen-
heit auch immer üblich gewesen: Immer dann,
wenn die Grünen Einzug in eine Regierung ge-
nommen haben, ist kein Personal entlassen wor-
den, sondern es sind sehr viele neue Stellen ge-
schaffen worden. Auf alle wurden Parteifreunde
der Grünen gesetzt. Der Steuerzahler hat es be-
zahlt. Wir haben das beendet. Wir haben das Per-
sonal behalten und eine Bestenauslese durchge-
führt. Das war das Beste für den Steuerzahler.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich finde es schon ein wenig komisch, dass Sie
sich hier hinstellen und kritisieren, dass wir hier
tatsächlich die Chance ergreifen zu schauen, ob
es für die einzelnen Führungspositionen des Lan-
des Niedersachsen bessere Bewerber oder gleich
gut qualifizierte Bewerber gibt, oder ob wir schon
jetzt das optimale Personal haben. Lassen Sie
dieses Ausschreibungsverfahren doch einmal ge-
schehen, und schauen Sie hin, wie das Ergebnis
aussieht. Heute weiß doch niemand von uns, wie
dieses Auswahlverfahren ausgeht.

(Werner Buß [SPD]: Das glaubst du
doch selbst nicht! - Hans-Dieter Haa-
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se [SPD]: Ist das die Märchenstunde?
- Zuruf von Stefan Wenzel [GRÜNE])

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Dieses Auswahlver-
fahren, Herr Wenzel, unterliegt einer gerichtlichen
Überprüfung. Das Gericht wird auch prüfen, ob wir
die Bestenauslese richtig durchgeführt haben. Ich
garantiere Ihnen: Wir werden auf den Führungspo-
sitionen des Landes Niedersachsen die Besten
einsetzen - unabhängig von jedem Parteibuch. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
zu Tagesordnungspunkt 1a liegen mir nicht vor. -
Oder wollte noch jemand dazu reden? - Nein.

Dann rufe ich auf

b) Unsinn darf nicht Gesetzeskraft erlangen -
schädliche Auswirkungen der Gesundheitsre-
form auf Niedersachsen verhindern! - Antrag
der Fraktion der FDP - Drs. 15/3217   

Ich nehme an, dass der Kollege Dr. Rösler jetzt
das Wort ergreifen möchte. Hiermit erhält er es.
Bitte schön!

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es gibt Untersuchungen, die Folgendes
belegen: Je länger über ein Thema öffentlich dis-
kutiert wird, desto weniger wissen die Menschen
am Ende über das Entscheidende Bescheid. Ein
gutes Beispiel dafür ist die aktuelle Gesundheits-
reform; denn eigentlich weiß niemand so richtig,
was in den nächsten Jahren in der Gesundheits-
politik auf die Menschen zukommen wird. Anders
können wir uns jedenfalls nicht erklären, dass man
momentan von einem Kompromiss redet, aber die
einzige wesentliche Veränderung im Bereich der
Gesundheitspolitik wohl doch die ist, dass der Ge-
sundheitsfonds, der völlig unsinnig ist, nicht schon
2008, sondern erst 2009 eingeführt wird, also nach
den Landtagswahlen in Hessen, Niedersachsen
und Bayern, aber noch vor der Abwahl der Großen
Koalition in Berlin.

(Beifall bei der FDP)

Aufgrund dieser Verschleierungstaktik ist es aus
unserer Sicht dringend notwendig, die Versicher-
ten und die Patienten auf die negativen Folgen

dieser Gesundheitsreform deutlich hinzuweisen;
denn die Beschlüsse der Großen Koalition in Berlin
führen im Bereich der Gesundheitspolitik direkt in
eine zentralistische Planwirtschaft.

(Beifall bei der FDP)

Die Beitragshoheit der Kassen soll beispielsweise
abgeschafft werden. Statt dessen werden die Bei-
träge künftig durch den Deutschen Bundestag
einheitlich festgelegt. Zusätzlich zur bestehenden
Bürokratie im Gesundheitswesen soll eine neue
Bürokratie, nämlich der Gesundheitsfonds, ge-
schaffen werden, der künftig Finanzmittel verteilt.
Gleichzeitig wird die sehr effiziente Selbstverwal-
tung weiter reduziert, z. B. durch den Umbau des
Gemeinsamen Bundesausschusses in eine staatli-
che Regulierungsbehörde. Das heißt am Ende,
dass die beschlossenen Eckpunkte unser bisher
halbplanwirtschaftliches Gesundheitssystem in ein
vollplanwirtschaftliches Gesundheitssystem um-
bauen. Am Ende ist das für uns Staatsmedizin.
Meine Damen und Herren, Staatsmedizin führt in
jedem Fall zu einer Verschlechterung der Patien-
tenversorgung in Deutschland und in Niedersach-
sen.

(Beifall bei der FDP)

Gestatten Sie mir, dass ich an zwei Beispielen
deutlich mache, wo es auch gerade Niedersach-
sen im Bereich der Gesundheitsreform trifft. Die
Krankenhäuser in unserem Bundesland haben ein
Gesamtbudget in Höhe von 4,65 Milliarden Euro.
Dieses Budget soll jetzt durch drei Beschlüsse
auch im Rahmen dieser Gesundheitsreform redu-
ziert werden.

Erstens soll es einen pauschalen Abschlag geben.
Die Modalitäten sind noch nicht ganz genau klar.
Er wird wohl ein Volumen von einem Prozent um-
fassen. Zweitens wird das eine Prozent, das es
bisher für die integrierte Versorgung gab, weiterhin
abgezogen. Zusätzlich kommt eine neue Anschub-
finanzierung in Höhe eines halben Prozentpunktes
hinzu, nämlich für den Ausbau der hoch speziali-
sierten ambulanten Leistungen. Alleine diese drei
Punkte belasten unsere niedersächsischen Kran-
kenhäuser mit jährlich ca. 115 Millionen Euro.

Hinzu kommen noch weitere Belastungen durch
das Arbeitszeitgesetz, durch die Mehrwertsteuer-
erhöhung und durch die neuen Tarifverträge, so-
dass unsere niedersächsischen Krankenhäuser im
nächsten Jahr mit ca. 400 Millionen Euro zusätz-
lich belastet werden. Das ist dann das Geld, das
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für die Patientenversorgung fehlt. Alleine das ist
ein Beispiel dafür, dass diese Gesundheitsreform
den Menschen hier in Niedersachsen ganz konkret
schadet.

(Beifall bei der FDP)

Das zweite Beispiel ist für uns, dass im gesamten
AOK-System bundesweit ein Schuldenberg von
1,7 Milliarden Euro abgetragen werden soll. Das
heißt aber nichts anderes, als dass die bislang
schuldenfreie AOK Niedersachsen die Schulden
für die AOK Bayern, die Schulden für die AOK
Baden-Württemberg und die Schulden für die AOK
Rheinland wird mit aufbringen müssen - wiederum
zulasten unserer Beitragszahler. Am Ende sagen
wir deshalb: Man darf eine Gesundheitsreform
ausschließlich danach beurteilen, ob sie für unsere
Versicherten und für unsere Patienten gut ist. Die-
se Gesundheitsreform ist es aus unserer Sicht
nicht. Sie ist Murks. Sie macht die Krankenversi-
cherung nur teurer, im Ergebnis aber nicht besser.
Deswegen, meine Damen und Herren, lehnen wir
diese Gesundheitsreform entschieden ab.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Herr Kollege Schwarz hat das Wort.

Uwe Schwarz (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich will
nicht verhehlen: Auch wir können uns eine weiter-
gehende Gesundheitsreform hin zu einer Bürger-
versicherung vorstellen. Auch ich teile die Ansicht
von Herrn Rösler, dass der Gesundheitsfonds so,
wie er derzeit konzipiert ist, mehr Probleme schafft,
als er löst.

(Zustimmung bei der FDP)

Interessant, meine Damen und Herren, wären für
mich aber einmal die Alternativen der FDP gewe-
sen. Sie haben hier leider keine einzige vorgetra-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe mir gestern die Homepage der Bundes-
FDP angesehen. Dort treten drei namhafte Grö-
ßen, unter anderem Herr Rösler, hinter einem
Rettungswagen in Erscheinung. Dann teilen sie
uns mit, wie das laufen soll. Da geht es dann los:
Die angebliche Steuersenkungspartei finanziert
zukünftig den Kinderfreibetrag sowie die Kranken-

versicherung für Bedürftige aus Steuermitteln.
- Das bedeutet, meine Damen und Herren: Sie
brauchen Steuererhöhungen. - Das ist genau das,
was Sie der jetzigen Bundesregierung bei dieser
Gesundheitsreform vorwerfen. Das finde ich nicht
sonderlich glaubwürdig, und ich finde es auch nicht
seriös, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Die solidarische Krankenversicherung soll nach
dem FDP-Modell komplett abgeschafft werden.
Alle bekommen einen privaten Krankenversiche-
rungsschutz. Das geht dann getreu nach dem
Motto „Jeder ist seines Glückes Schmied.“
- vorausgesetzt, er hat erstens genug Geld und ist
zweitens ausreichend jung. Die gesetzliche Kran-
kenversicherung, meine Damen und Herren, ist ein
Garant des sozialen Friedens in diesem Land. Ich
sage Ihnen: Das muss sie auch bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Weiter fordert die FDP Leistungen nach Mindest-
ansprüchen. Alle anderen Leistungen werden
durch ein gestaffeltes Zusatzsystem hinzugekauft.
Meine Damen und Herren, die gesetzliche Kran-
kenversicherung gibt jährlich 150 Milliarden Euro
aus. 80 % dieser Ausgaben beziehen sich auf
20 % der Versicherten; das sind chronisch Kranke,
das sind Hochbetagte, das sind Schwerstkranke,
und das sind Menschen im Endstadium. Diese
Menschen brauchen keinen Basistarif, sondern sie
brauchen eine optimale, anständige medizinische
Versorgung, ohne Millionäre zu sein, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Ich füge einmal hinzu, Herr Rösler: Gerade Sie als
Augenarzt wissen, welch unsinnige Leistungen
teilweise unbedarften und unerfahrenen Patientin-
nen und Patienten in Arztpraxen nur zur Gewinn-
maximierung des jeweiligen Arztes aufgequatscht
werden - ohne jeden Sinn hinsichtlich der Gesund-
heitsvorsorge.

(Beifall bei der SPD - Hey, hey! von
der CDU)

Ich sage Ihnen das ganz klar: Wenn das der Frei-
heitsbegriff ist, den die FDP im Gesundheitswesen
propagiert, dann hoffe ich, dass Sie nie die Chan-
ce haben werden, dies in Deutschland auszupro-
bieren.

(Beifall bei der SPD)
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Weiter heißt es in Ihrem Programm - ich zitiere;
denn ich finde, das ist die Krönung -:

„Außerdem fördert unser System den
Wettbewerb unter den Anbietern von
Gesundheitsleistungen. Der Wettbe-
werb auf dem Telefonmarkt hat es
bewiesen: Das ist das beste Mittel
gegen Verschwendung und unnötigen
Verwaltungsaufwand.“

Ich finde diesen Vergleich zwischen Gesundheits-
und Telefonmarkt wirklich zynisch und unerhört.

(Beifall bei der SPD)

Im Übrigen finde ich - ich will nicht über Marktradi-
kalismus reden -: Gesundheit ist keine Ware, son-
dern das höchste menschliche Gut. Krankenkas-
sen sind auch keine Unternehmen. Aber wenn Sie
an dieser Stelle schon den Telefonmarkt bemühen,
dann sage ich Ihnen: Gerade dort ist bewiesen
worden, wohin das führt: Zu einem völlig unüber-
sichtlichen Markt, niemand kennt mehr die Tarife,
niemand kennt sich mehr aus, und für breite
Schichten - insbesondere für ältere Menschen -
gibt es überhaupt keine adäquaten Angebote
mehr. Hervorragendes Beispiel, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Die Verwaltungskosten sind in der privaten Kran-
kenversicherung mit 12 % übrigens doppelt so
hoch wie in der gesetzlichen Krankenversicherung.

Meine Damen und Herren, das Ergebnis des FDP-
Modells kann man heute schon in den Vereinigten
Staaten besichtigen. Die USA haben das teuerste
Modell, die USA haben Spitzenmedizin für Wenige,
aber auch Millionen Menschen, die überhaupt kei-
nen Versicherungsschutz haben. Deshalb sage ich
Ihnen: Ich bin mit vielem nicht einverstanden, was
im Gesetzentwurf der Großen Koalition steht. Aber
vor dem, was Sie wollen, mögen die Menschen in
diesem Land wirklich behütet werden.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Herr Kollege Jüttner hat sich zur
Geschäftsordnung gemeldet.

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mich
erreicht gerade die Information, dass der Innenmi-
nister draußen parallel zu dieser Aktuellen Stunde
eine Pressekonferenz gibt. Ich muss wirklich sa-
gen: Das verschlägt einem die Sprache.

(Beifall bei der SPD)

Das höchste Gremium tagt hier. Es ist ja nicht nur
die Tatsache, dass der Innenminister nicht da ist,
sondern er zieht auch noch die Journalisten aus
den Debatten heraus. Ich finde, das dürfen sich
alle Fraktionen nicht  - - -

(Widerspruch bei der CDU)

- Ja, er stellt die Journalisten vor die Frage, was
jetzt wichtiger ist. Das ist in keiner Weise akzepta-
bel. Ich beantrage, dass der Minister sofort in den
Plenarsaal zitiert wird.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.

Christian Wulff, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident! Das Parlament muss
darüber entscheiden, wie es mit einem Antrag
umgeht und ob ein Minister hier im Plenum zu
erscheinen hat. Dazu möchte ich mich nicht ein-
lassen.

Ich möchte nur den Grund nennen. Heute Vormit-
tag ist in der Bundesrepublik Deutschland zum
ersten Mal ein anerkannter Anhänger von Al-Qaida
festgenommen worden - in Niedersachsen. Im
Gegensatz zu Ihnen, Frau Wörmer-Zimmermann
- Sie sind in einigen Ausschüssen tätig, sodass Sie
es eigentlich besser wissen müssten -, bin ich der
Meinung, dass die Öffentlichkeit angesichts des
Gefährdungspotenzials von Al-Qaida das Recht
hat, durch den Innenminister über einen solchen
Vorgang und darüber, welches Ausmaß an Ge-
fährdung besteht, unverzüglich informiert zu wer-
den.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Unruhe bei der SPD)

Selbstverständlich nehmen Ministerinnen und Mi-
nister ihre
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(Heidrun Merk [SPD]: Es wäre schön
gewesen, wenn er zuerst das Parla-
ment informiert hätte!)

Arbeit auch dann wahr, wenn das Landtagsplenum
tagt. Wir sind auch jetzt im Einsatz, um für Arbeits-
plätze bei EADS-Airbus zu kämpfen. Wir sind auch
jetzt im Einsatz, um die innere Sicherheit sicherzu-
stellen. Es kann nicht sein, dass Plenartage Tage
sind, an denen die Regierung quasi ihre Amtsge-
schäfte vernachlässigt. Von daher gehört die Un-
terrichtung der Öffentlichkeit ausdrücklich dazu.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich denke, dass wir uns auf Folgendes verständi-
gen sollten. Wir haben oft Pressekonferenzen der
SPD-Fraktion bemängelt. Ich kann mich an viele
dieser Pressekonferenzen während des Plenums
erinnern. Es war sozusagen eine besondere Art
des Vorgängers von Herrn Jüttner, von Herrn Gab-
riel, diese Pressekonferenzen während des Ple-
nums durchzuführen. Ich habe das immer als
falsch empfunden. Ich halte es auch weiterhin für
falsch.

Wir werden die Zahl der Presseveröffentlichungen
und der Informationen der Öffentlichkeit auf ein
Mindestmaß begrenzen. Wenn Sie aber der Mei-
nung sind, dass die Anwesenheit des Innenminis-
ters trotz Anwesenheit des Ministerpräsidenten
und der Fachministerin vorgeht, und das Parla-
ment das so beschließt, dann wird er unverzüglich
hier erscheinen. Das muss das Parlament ent-
scheiden. Ich wollte Ihnen den Grund für die weni-
ge Minuten dauernde Abwesenheit von Herrn
Schünemann nennen, bevor die Bundesanwalt-
schaft tätig wird. Vielleicht beunruhigt es uns tat-
sächlich mehr als Sie, wenn Al-Qaida - in Nieder-
sachsen wohnhaft - die Hasspredigten von Herrn
Bin-Laden und anderen in Deutschland und in
Europa verbreitet. Die Erfahrung mache ich hier
gerade.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP - Unruhe bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Ebenfalls zur Geschäftsordnung hat Frau Helm-
hold das Wort. Bitte schön!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Selbstverständlich ist es richtig, dass die

Öffentlichkeit über einen solchen Vorgang infor-
miert wird.

(David McAllister [CDU]: Na also!)

Die Frage ist nur, ob es unabdingbar erforderlich
ist, dass der Innenminister dies selbst macht.

(Lachen bei der CDU und bei der FDP
- Zurufe von der CDU)

- Ich kann hier so lange stehen, bis Sie sich beru-
higt haben. Diese Informationen hätte der Öffent-
lichkeit sicherlich auch der Staatssekretär oder der
Landespolizeipräsident vermitteln können.

(Zurufe von der CDU)

Ein Weiteres, meine Damen und Herren: Meiner
Meinung nach ist es schon ein merkwürdiger Vor-
gang, dass der Innenminister das Plenum sozusa-
gen klammheimlich verlässt und die Presse infor-
miert, statt hier dieses Parlament und damit die
Öffentlichkeit über die Presse, die sich ja in diesem
Raum befindet, gleich mit zu informieren.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN
und bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat Herr Kollege Althusmann.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Um 13 Uhr
hätte er es auch noch machen kön-
nen!)

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich bin erschüttert,

(Unruhe bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

in welch beklagenswertem Zustand sich die Oppo-
sition in Niedersachsen befindet.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD und den GRÜ-
NEN)

Meine Damen und Herren, es ist absurd und klein-
kariert, sich darüber Gedanken zu machen, ob ein
Innenminister die Pflicht hat, die Öffentlichkeit, die
Bevölkerung in Niedersachsen und in Deutschland
sofort umgehend und umfassend darüber zu unter-
richten,
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(Ursula Helmhold [GRÜNE]: Das ist
der öffentlichste Ort dieses Landes!)

dass erstmals in Deutschland - in Niedersachsen,
in Georgsmarienhütte - unter Beteiligung des Nie-
dersächsischen Verfassungsschutzes und des
Niedersächsischen Landeskriminalamtes ein Ter-
rorist gefasst wurde. Er hat nicht nur das Recht,
sondern auch die Pflicht, die Öffentlichkeit sofort
umfassend zu unterrichten, meine Damen und
Herren.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Niedersächsische Minister - das gilt insbesondere
für den Innenminister - sind grundsätzlich immer im
Dienst. Ich erinnere mich daran, mit welchem Re-
spekt die SPD-Landtagsfraktion und die zur SPD
gehörende Friedrich-Ebert-Stiftung in den vergan-
genen Monaten das niedersächsische Landespar-
lament bedacht haben. Ich kann mich daran erin-
nern, dass hier parallel zu Plenarsitzungen Fach-
tagungen zur Verwaltungsreform stattfanden

(Beifall bei der CDU)

und der damalige Ministerpräsident Gabriel Pres-
sekonferenzen über Regionalisierung und die Ab-
schaffung von Bezirksregierungen - ja oder nein -
abgehalten hat.

Meine Damen und Herren, sieht man das im Ver-
gleich, wirkt es doch ein wenig unglaubwürdig und
scheinheilig, wie Sie sich hier aufführen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich stelle fest, die betreffende Wohnung wurde
unter Leitung eines Vertreters der Bundesanwalt-
schaft, durch Beamte des Landeskriminalamtes
Niedersachsen und unter Beteiligung der Vorfeld-
aufklärung durch das Niedersächsische Landes-
kriminalamt entsprechend durchsucht.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Es ist schön,
dass wir das auch erfahren!)

Im Übrigen, meine sehr verehrten Damen und
Herren, so klammheimlich, wie es die Kollegin
Helmhold hier gerade dargestellt hat, kann es
wahrlich nicht sein; denn es handelt sich hier um
eine dpa-Zusammenfassung von 10.30 Uhr. Sie
wären, wenn Sie in der Opposition entsprechend
aufgestellt wären,  - - -

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Bernd Althusmann (CDU):

- - - durchaus in der Lage gewesen, von aktuellen
Ereignissen Kenntnis zu nehmen. Wir haben das
getan. Sie haben es offensichtlich versäumt. -
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat Herr Kollege Bode.

Jörg Bode (FDP):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! CDU
und FDP legen größten Wert darauf, dass am
Rande von Plenarsitzungen keine anderen Veran-
staltungen stattfinden, damit dieser Ort auch die
Bedeutung beigemessen bekommt, die er verdient.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das war un-
ser Wunsch! Genau!)

Deshalb haben wir dies in der Vergangenheit, als
es bei der Opposition sehr häufig vorkam, auch
gerügt. Die Landesregierung hat auch immer
angemessen reagiert, indem Pressekonferenzen
zu Themen, die nicht die Bedeutung wie der
heutige Aufgriff eines hochrangigen Al-Qaida-
Mitglieds haben, nach dem Plenum oder in der
Mittagspause des Plenums stattgefunden haben.
Allerdings ist der heutige Anlass hoffentlich etwas
Einmaliges, aber auch etwas besonders Wichtiges
für das Land Niedersachsen. Deshalb ist es richtig,
dass der Herr Innennminister selbst die
Öffentlichkeit informiert. Er hat dies übrigens nicht
während eines Punktes der Aktuellen Stunde, den
die Opposition eingereicht hat, sondern während
einer Aktuellen Stunde der Regierungsfraktionen
getan, um der Opposition entsprechend Genüge
zu tun.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Er hat uns
aber nicht darüber informiert!)

Wir sind damit einverstanden, dass die Diskussion
zu dem von uns eingebrachten Punkt der Aktuellen
Stunde ohne den Innenminister, aber in
Anwesenheit des Herrn Ministerpräsidenten
weitergeführt wird, weil es sich um einen Punkt
handelt, der nicht in die Ressortzuständigkeit des
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Innenministeriums fällt. Deshalb ist das in dieser
Form angemessen.

(Widerspruch bei der SPD)

Wenn Sie wirklich ein Interesse an Information
haben, biete ich Ihnen gerne an, dass wir heute in
der Mittagspause als Innenausschuss zu einer
vertraulichen Sitzung zusammenkommen und uns
vom Herrn Innenminister über alles unterrichten
lassen

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Heiner Bartling [SPD]: Warum wollen
Sie uns das in einer vertraulichen Sit-
zung erzählen? Das ist doch lächer-
lich! So etwas Lächerliches gibt es
doch überhaupt nicht! - Weitere Zu-
rufe - Unruhe - Glocke des Präsiden-
ten)

- Herr Bartling, regen Sie sich doch nicht so auf;
das ist - um auf das Thema der Aktuellen Stunde
zurückzukommen - nicht gut für die Gesundheit

(Anhaltende Unruhe - Glocke des
Präsidenten)

- Herr Bartling, lassen Sie mich jetzt bitte den Satz
zu Ende sprechen -, um als Parlament auch über
die Angelegenheiten informiert zu werden, die man
als Minister in der Öffentlichkeit selbstverständlich
nicht sagen kann und sagen darf.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Das ist das Angebot. Sie können es annehmen,
oder Sie können es sein lassen. Aber bitte seien
Sie in jedem Fall etwas leiser.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldungen
zur Geschäftsordnung liegen mir nicht mehr vor.

Ich komme daher zurück auf den Antrag, den der
Kollege Jüttner hier formuliert hat, den Minister ins
Plenum zu zitieren. Wer diesem Antrag zustimmen
möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. - Ich
bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? -
Dieser Antrag ist abgelehnt.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ein bisschen
peinlich ist das aber schon!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich rufe
jetzt die Frau Kollegin Mundlos auf, die zum Ta-
gesordnungspunkt 1 b) weiter vortragen möchte.

Heidemarie Mundlos (CDU):

Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Die Finanzierung der gesetzlichen Kran-
kenversicherung wird mit dieser Reform auf län-
gerfristige und tragfähige Fundamente gestellt.
Damit wird der demografischen Entwicklung Rech-
nung getragen, und das ist gut so.

Ich will einige Punkte vortragen. Erstens zur Ent-
koppelung von Arbeits- und Gesundheitskosten:
Da der Beitragssatz künftig bundesweit festgelegt
und anteilig von Arbeitgebern und -nehmern getra-
gen wird, bedeutet das einen klaren Einstieg in die
Entkoppelung von Arbeits- und Gesundheitskos-
ten.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Zweitens. Wir haben in Niedersachsen stets mehr
Wettbewerb zwischen den gesetzlichen Kassen
gefordert. Da die Wahlmöglichkeit für die Versi-
cherten verbessert wurde, wird es auch mehr
Wettbewerb geben.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Drittens. Die private Krankenversicherung ist ein
gutes, funktionierendes System und wird nunmehr
in ihrer Leistungsfähigkeit erhalten bleiben. Auch
das ist gut so.

Ich werde mich in den weiteren Punkten auf Nie-
dersachsen beziehen und Dinge herausgreifen, die
zum Schwerpunkt unserer eigenen Politik zählen.
Im Übrigen sind das Aspekte, die insbesondere in
der Bevölkerung große Beachtung finden werden.

Viertens. Die Palliativversorgung ist ein Schwer-
punkt insbesondere unserer niedersächsischen
Sozial- und Gesundheitspolitik.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Künftig werden Schwerstkranke in ihrem häusli-
chen vertrauten Umfeld bleiben dürfen und sollen
dort besser als bisher palliativ versorgt werden.
Damit wird ganz klar deutlich: Das ist ein Projekt,
das unsere Palliativstützpunkte flankiert und in der
Bevölkerung auf großen Zuspruch stoßen wird.
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(Beifall bei der CDU)

Fünftens. Heimbewohner mit besonders großem
behandlungspflegerischen Bedarf behalten den
Anspruch auf häusliche Krankenpflege bis hin zu
dem Rechtsanspruch auch für Mitglieder von
Wohngemeinschaften, so versorgt zu werden wie
Patienten in normalen Privathaushalten. Das
kommt vielen Patienten entgegen und findet z. B.
auch in den Medien positive Beachtung.

(Zustimmung bei der CDU)

Sechstens zum Thema Impfungen: Auch das ist
ein niedersächsisches Thema, dem wir uns in den
letzten Wochen intensiv gewidmet haben. Impfun-
gen werden Regelleistungen der gesetzlichen
Krankenversicherung ebenso wie Mutter/Vater-
Kind-Kuren. Hier wird eine Versorgungslücke ge-
schlossen. Davon profitieren die Versicherten. Das
ist gut so.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, gerade
das wird zur Anerkennung bei Familienverbänden
führen.

Siebtens. Wir haben hier oft über die ärztliche Ver-
sorgung diskutiert und immer mit Sorge auf den
ländlichen Raum geblickt. Jetzt soll es zusätzliche
finanzielle Anreize geben, um die Versorgung auch
in unterversorgten Bereichen zu verbessern. Da-
von wird der ländliche Raum profitieren.

(Beifall bei der CDU)

Achtens. Wir haben immer wieder gefordert, das
Verantwortungsbewusstsein der Versicherten für
ihre eigene Gesundheit zu fördern bzw. zu stärken.
Deshalb ist es gut, wenn künftig die Belastungs-
grenze der Zuzahlungen für Chroniker reduziert
wird, vorausgesetzt sie verhalten sich therapiege-
recht und nehmen regelmäßig an Vorsorgeunter-
suchungen teil.

Ich fasse zusammen: Die Arbeit hat sich gelohnt.
Die Reform ist ein wichtiger Schritt, der den verän-
derten gesellschaftlichen Entwicklungen Rechnung
trägt. Das ist gut so, und das wird sich auch zei-
gen.

(Beifall bei der CDU)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Vielen Dank. - Das Wort hat Frau Kollegin Jans-
sen-Kucz. Bitte schön!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das
war jetzt schon sehr spannend. Herr Schwarz ver-
gleicht die Gesundheitsreform mit dem Telefon-
markt.

(Widerspruch bei der SPD - Dieter
Möhrmann [SPD]: Die FDP vergleicht
das!)

Das ist, glaube ich, wirklich etwas an den Haaren
herbei gezogen. Aber das beste Beispiel hat jetzt
Frau Mundlos gebracht. Sie verkauft Butter, die
eindeutig ranzig ist.

(Jörg Bode [FDP]: Was, hier im Ple-
num? - Heiterkeit)

- Das hat sie gerade gemacht! Sie pickt irgendwel-
che Rosinen heraus, die mit dem gesamten Monst-
rum „Gesundheitsreform“ nichts zu tun haben. So
kann man sich auch in die Büsche schlagen!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe FDP, ich war sehr erstaunt, dass Sie sich
getraut haben, eine Aktuelle Stunde zu einem sol-
chen Punkt einzubringen. Sie haben an einem
Punkt Recht: Unsinn darf nicht Gesetz werden!

(Jörg Bode [FDP]: Sehr gut!)

- Wunderbar! - Ich bin aber gespannt, wie Sie sich
hier in Niedersachsen in der Koalition weiter ver-
halten werden. Wir kennen Sie doch! Wir wissen
doch, wie gut Sie einknicken können: Erst den
strammen Max markieren - und dann fallen Sie
um.

(Heiterkeit

Ich glaube, dass ich Sie insoweit ganz gut kenne.

Unser Ministerpräsident hat doch schon längst
gesagt, dass er diese Gesundheitsreform für ak-
zeptabel hält. Dann werden Sie im Bundesrat doch
mitspielen!

(Walter Meinhold [SPD]: Natürlich!)



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11695

Erzählen Sie doch hier nichts anderes! Das, was
Sie hier betreiben, ist Täuschung. Sie machen eine
große Klappe, aber letztlich ist nichts dahinter.

Jetzt noch einmal zur Gesundheitsreform der
Großkoalitionäre von CDU und SPD. Die beiden
Beiträge haben deutlich gemacht, wie weit diese
beiden Parteien auseinander sind und weshalb wir
in den nächsten Tagen und Wochen höchstwahr-
scheinlich noch weitere Änderungen serviert be-
kommen. Worum ging es eigentlich? - Es ging
darum, ein Konzept für eine nachhaltige, gerechte
Finanzierung des Gesundheitswesens auf den
Tisch zu legen. Es ging um mehr Wettbewerb in-
nerhalb des Systems, und es ging um eine dauer-
hafte Senkung der Lohnnebenkosten. Und was ist
davon übrig geblieben? - Nichts ist davon übrig
geblieben. Ich glaube, da sind wir uns einig.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Wie immer!)

Diese Bausteine, die präsentiert wurden, kann man
sich nicht erklären. Ein schlüssiges Gesamtkon-
zept ist nicht zu erkennen, und das sogenannte
zentrale Reformvorhaben der Großen Koalition ist
von vorne bis hinten vermurkst.

(Zustimmung bei den GRÜNEN -
Bernd Althusmann [CDU]: Ach was!)

Sie haben x-mal - Herr Althusmann, vielleicht ha-
ben Sie es ja nicht ganz verstanden - die Formel-
kompromisse irgendwie geändert. Aber diese For-
melkompromisse schwächen das Solidarsystem
und sind letztendlich nichts anderes als faule
Kompromisse, die von beiden Seiten eingegangen
worden sind.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Es führt zu einem fatalen Wettbewerb im Gesund-
heitssystem. Es wird nicht um mehr Qualität im
Gesundheitswesen gehen - nein, es wird letztend-
lich darum gehen, dass die Kassen versuchen,
junge, gut verdienende, wirklich gesunde Men-
schen zu werben, und alle anderen werden nicht
mehr interessieren. Das ist der Punkt, den Sie
unter Wettbewerb verstehen. Aber das ist nicht der
Wettbewerb, den wir wollten. Wir wollten auch eine
Einbeziehung der privaten Krankenkassen und
nicht diesen Schongang, den Sie auf den Weg
gebracht haben.

Meine Damen und Herren, ich kann Sie eigentlich
nur auffordern: Gehen Sie zurück an den Start!
Starten Sie das Projekt Gesundheitsreform noch

einmal von vorne und nicht zulasten der Bevölke-
rung mit satten Beitragserhöhungen, mit der Redu-
zierung von Krankenhausbetten usw. Also zurück
an den Start im Interesse des Landes Niedersach-
sen und aller Beitragszahler und Versicherten! -
Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Das Wort hat noch einmal der Kollege Dr. Rösler.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Liebe Frau Kollegin Janssen-Kucz, ich möchte nur
darauf hinweisen - das werden Sie nicht mehr
wissen, weil die Grünen nirgendwo mitregieren -,
dass meistens in Koalitionsverträgen vereinbart ist,
dass man sich bei Unstimmigkeiten im Bundesrat
der Stimme enthält. Das wird dann wie eine Nein-
stimme gewertet. Das haben wir mehrfach gezeigt,
zum Beispiel bei der Diskussion zur Mehrwertsteu-
ererhöhung.

(Zuruf von den GRÜNEN: Ein wun-
derbares Beispiel!)

Ich möchte gerne noch etwas zu dem Kollegen
Schwarz sagen, der dankenswerterweise unsere
Internetseiten gelesen hat. Ich kann das jedem
empfehlen; es lohnt sich an dieser Stelle. Aber Sie
haben nicht verstanden - um es noch einmal zu
sagen.

(Beifall bei der FDP)

Zunächst einmal zur Frage der chronisch Kranken.
Um das hier sehr deutlich zu machen: Selbstver-
ständlich gehören die chronisch Kranken auf jeden
Fall in diese Basisleistungen mit hinein, und
selbstverständlich gibt es dort keinerlei Aus-
schlussgründe und auch keine Risikoprüfung. Es
ist also anders, als Sie das behauptet haben.

Zur Frage der solidarischen Versicherung: Sie
haben bisher die Kinder in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung. Das heißt doch aber nur, dass
Solidarität zwischen den Teilnehmern innerhalb
des gesetzlichen Krankenversicherungssystems
besteht. Wir wollen einen steuerlichen Ausgleich,
also auch diejenigen mit heranziehen, die bisher
nicht in die GKV einzahlen. Das sind nämlich ge-
rade die etwa 10 % der Versicherten, die in der
PKV versichert sind. Das hat etwas mit Solidarität
zu tun. Wir wollen diese Menschen nicht allein
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lassen. Deswegen ist unser Modell viel solidari-
scher als das, was Sie bisher immer vorgelegt
haben.

(Beifall bei der FDP)

In den letzten 14 Jahren haben wir sieben soge-
nannte Jahrhundertreformen erlebt, im Schnitt also
alle zwei Jahre eine neue Gesundheitsreform. Ziel
muss es doch sein, endlich wegzukommen von
dem sehr bürokratischen Gesundheitssystem hin
zu mehr Wettbewerb. Nichts anderes soll dieser
Vergleich mit dem Telefonmarkt aussagen. Dass
es Unterschiede in der Sache gibt, darüber sind wir
uns, glaube ich, im Detail einig. Trotzdem brau-
chen wir mehr Wettbewerb, was ja im Grunde auch
die Große Koalition anerkannt hat; denn die Über-
schrift für diese Gesundheitsreform lautet ja „Mehr
Wettbewerb“. Im Ergebnis bleibt allerdings nur
Kostendämpfung stehen. Das heißt also: Sie ha-
ben sich noch nicht einmal an das gehalten, was
Sie als Überschrift gewählt haben. Aber das zeigt
im Ergebnis nur, wie qualifiziert diese Große Koali-
tion für die Gesundheitspolitik nur sein kann.

(Beifall bei der FDP)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Schwarz hat noch einmal um das
Wort gebeten.

Uwe Schwarz (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Rösler, ich habe mich nur dagegen gewehrt, wie
Sie argumentieren, weil Sie widersprüchlich argu-
mentieren. In Ihrem Papier steht:

„Positiv zu bewerten ist allenfalls,
dass die Koalition sich zunächst von
der aberwitzigen Idee verabschiedet
hat, die Steuern zu erhöhen, um so-
fort Milliarden an Steuermitteln in das
Krankenversicherungssystem zu pum-
pen.“

Das haut doch nicht hin. Sie können doch nicht in
dem einen Papier sagen „Da sollen keine Steuer-
mittel rein, und deshalb sollen auch keine Steuern
erhöht werden“, und auf der anderen Seite ma-
chen Sie ein Papier - Sie haben es eben vorgetra-
gen -, in dem Sie exakt genau das Gleiche ma-
chen - im Übrigen auch für genau den gleichen
Personenkreis. Das, was die Koalition jetzt vorhat,
sind Steuerzuschüsse zur Freistellung der Kinder

in der Sozialversicherung. Wenn Ihr Modell richtig
ist, dann können Sie nicht genau dieses Element
kritisieren, das die Bundesregierung vorsieht. Ich
bleibe dabei: Es ist wirklich blanke Scharlatanerie,
was Sie hier machen.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Jürgen Gansäuer:
Herr Kollege Rösler hat noch einmal das Wort.

Dr. Philipp Rösler (FDP):

Am Ende kann man kein Land regieren, wenn man
kein in sich schlüssiges Konzept hat.

(Uwe Schwarz [SPD]: Das stimmt!)

Sie haben kein in sich schlüssiges Konzept. Viel-
leicht darf ich Ihnen das noch einmal kurz erläu-
tern. Das Grundprinzip, das hinter unseren Model-
len steht - übrigens hinter allen -, ist, dass wir
durch eine Steuerreform die Menschen nicht nur
entlasten, sondern ihnen auch ein einfaches Steu-
ersystem geben. Am Ende brauchen sie diese
Entlastung nicht, um mehr Konsum zu betreiben,
sondern damit sie überhaupt die finanziellen Mög-
lichkeiten haben, um eine echte Rentenreform und
eine echte Gesundheitsreform finanzieren zu kön-
nen. Das ist die Grundlage.

(Zustimmung bei der FDP)

Das heißt, Sie dürfen eine Krankenversicherung
nie als ein System für sich allein sehen, sondern
Sie müssen das Gesamtsystem verändern. Sie
brauchen erst die Steuerreform, und dann haben
Sie die finanziellen Möglichkeiten für eine Ge-
sundheits- und für eine Rentenreform.

(Vizepräsident Ulrich Biel über-
nimmt den Vorsitz)

Wenn Sie nur an einem System arbeiten, so wie
Sie das momentan machen, dann wird es in der
Tat im Ergebnis teurer. Sie brauchen mehr Steuer-
einnahmen - was Sie selber ja auch sagen -, und
trotzdem erhöhen Sie noch zusätzlich die Beiträge.
Im Ergebnis zeigt das genau, wie absurd Ihr Sys-
tem ist. Es wird im Ergebnis eben teurer und nicht
besser.

(Beifall bei der FDP)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Frau Ministerin
Ross-Luttmann das Wort.

Mechthild Ross-Luttmann, Ministerin für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich glaube, wir sind uns darin einig, dass
Deutschland über ein modernes und leistungsfähi-
ges Gesundheitswesen verfügt. Es gibt allen Bür-
gerinnen und Bürgern gleichermaßen Zugang zu
einer hochwertigen Gesundheitsversorgung. Ganz
nebenbei bietet unser System als Gesundheits-
dienstleistungsmarkt auch rund 4,2 Millionen Be-
schäftigten und Selbstständigen Arbeit. Neben
seiner Patientenversorgung auf hohem Niveau ist
es damit zugleich auch von erheblicher Bedeutung
für den Standort Deutschland. Auch im internatio-
nalen Vergleich wird unser Gesundheitswesen als
leistungsfähig und dessen Qualität in der Gesund-
heitsversorgung als hoch eingeschätzt.

Aber selbstverständlich ist der Bund gefordert,
unser Gesundheitssystem den jeweiligen Verände-
rungen anzupassen. Viele Reformschritte hat es in
der Vergangenheit im Gesundheitswesen gege-
ben. Sie haben es allerdings alle nicht vermocht,
unser Gesundheitswesen nachhaltig zu stabilisie-
ren. In immer kürzeren Schritten war es erforder-
lich, Änderungsbedarfe nachzuvollziehen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die vor
uns stehenden Herausforderungen - dabei meine
ich in erster Linie den demografischen Wandel,
aber auch den ständigen Fortschritt in der medizi-
nischen und medizinisch-technischen Versorgung -
erfordern eine Weiterentwicklung unseres Ge-
sundheitswesens. Auch steigende Kosten auf der
einen Seite und sinkende Beiträge auf der anderen
Seite bedingen eine nachhaltig wirkende Reform.
Das gilt sowohl für die Finanzierungsseite als auch
für die Angebotsstruktur im System.

Meine Damen und Herren, um eine Reform auf
den Weg zu bringen, haben die Fraktionsspitzen
im Bund am 4. Juli eine umfassende Veränderung
auf der Einnahmen- wie auf der Ausgabenseite
verabredet. Ziele waren im Einzelnen: die Verbes-
serung der Qualität der Versorgung, die Stärkung
der Wirtschaftlichkeit, die Erhöhung der Transpa-
renz und die Intensivierung des Wettbewerbs, die
Erweiterung der Wahl- und Entscheidungsmöglich-
keiten der Versicherten, die Verminderung des

bürokratischen Aufwands bei allen Beteiligten in
diesem Gesundheitswesen und vor allen Dingen
die staatliche Mitfinanzierung für gesamtgesell-
schaftliche Aufgaben, nämlich die beitragsfreie
Mitversicherung der Kinder.

Meine Damen und Herren, diese Eckpunkte haben
unmittelbar nach ihrem Bekanntwerden für erhebli-
chen Zündstoff gesorgt und zu erheblichem Dis-
kussionsbedarf in der Öffentlichkeit geführt. Das
war auch gut so. Die Niedersächsische Landesre-
gierung hat alle Diskussionen auf Bundesebene
konstruktiv auf der Fachebene begleitet. Wir waren
uns immer darin einig, dass gemeinsam verein-
barte Punkte auch gemeinsam im Sinne der Sache
richtig umgesetzt werden sollten. Ich möchte auf
drei Bestandteile dieser Reform kurz eingehen.

Erstens. Ein Gesundheitsfonds wird eingerichtet -
auch um den Wettbewerb zwischen den Kassen zu
ermöglichen, auch um die Beiträge der Arbeitge-
ber, der Sozialversicherungsträger, der Mitglieder
der Krankenkassen sowie die anwachsenden
Bundeszuschüsse aus Steuermitteln zu bündeln.
Wichtig war: Der Beitragseinzug bleibt in den be-
währten Händen der Kassen. Ich begrüße auch
außerordentlich, dass der Gesundheitsfonds auf
das Jahr 2009 verschoben wird, weil dies die Zeit
gibt, valide, gesicherte Daten zu erheben, um die
Steuerungswirkungen des Fonds zwischen den
einzelnen Kassen, aber auch zwischen den Län-
dern transparent zu machen.

Zweitens. Das bewährte plurale Versicherungs-
system bleibt mit der PKK als Vollversicherer in
seinen wesentlichen Strukturen erhalten.

Drittens - dies ist mir besonders wichtig -: Nach
30 Jahren könnte dies das erste wichtige Gesetz
sein, das nicht allein ein Kostendämpfungsgesetz
ist.

(Zustimmung bei der CDU)

Wichtige Leistungen werden auch für die Versi-
cherten ausgeweitet. Ich möchte kurz einige nen-
nen: Es betrifft z. B. sinnvolle Prävention, bei-
spielsweise bei Schutzimpfungen, über die wir ja
nachher auch noch im Plenum sprechen, die die
Krankenkassen dann als Regelleistung bezahlen
müssen, wenn die Ständige Impfkommission dies
empfiehlt. Dies gilt auch für Rehabilitationen, die
bislang eine Ermessensleistung der Krankenkas-
sen ist. Reha wird künftig zur Pflichtleistung. Es gilt
auch für wichtige Zukunftsfelder. Ich spreche hier
nur die Palliativmedizin an. Unheilbar kranke Men-
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schen bekommen am Lebensende einen Anspruch
auf qualifizierte ärztliche und pflegerische Leistun-
gen in ihrer häuslichen Umgebung.

Ich glaube, die kommende Reform wird das Ver-
antwortungsbewusstsein der Versicherten für ihre
Gesundheit stärken. Gesundheit ist unser höchstes
Gut. In allem sehe ich die Chance, unser Gesund-
heitswesen in die richtige Richtung weiterzuentwi-
ckeln: zu mehr Qualität, zu mehr Transparenz,
aber auch zu mehr Wettbewerb und zu mehr
Wahlmöglichkeiten für die Versicherten. Ich meine,
es ist ein Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Zum Tagesordnungspunkt 1 b) liegen keine weite-
ren Wortmeldungen mehr vor. Ich schließe diesen
Tagesordnungspunkt.

Ich rufe auf den Punkt

c) Für ein starkes Ehrenamt in Niedersach-
sen - steuerliche Nachteile verhindern! -
Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 15/3218

Der Abgeordnete Althusmann hat sich zu Wort
gemeldet. Ich erteile Ihnen das Wort.

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! In den kommenden Wochen dieses
Herbstes 2006 wird die Bundesregierung in Person
des SPD-Bundesfinanzministers Steinbrück einen
Gesetzentwurf zur Reform des Gemeinnützigkeits-
rechts vorlegen. In Vorbereitung dessen hat vor
wenigen Wochen ein Wissenschaftlicher Beirat ein
Gutachten veröffentlicht, das die Staatssekretärin
im Bundesfinanzministerium, Frau Hendricks, als
einen „wichtigen Beitrag zur Entwirrung des Ge-
meinnützigkeitsrechts“ gelobt hat.

(David McAllister [CDU]: Aha!)

Grundsätzlich sind wir davon überzeugt, dass auf
der Ebene der Bundesregierung immer gründlich
vorbereitete Gesetzentwürfe auf den Weg gebracht
werden.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Gott sei
Dank!)

Aber es gibt ja bekanntermaßen in einigen Berei-
chen hier und da auch mal Irrungen und Wirrun-
gen. Um eines ganz grundsätzlich zu sagen: Hin-
sichtlich der Übungsleiterförderung im Sport
- derjenigen Ehrenamtlichen, die im Sportbereich
für uns alle tätig sind - heißt es in diesem Gutach-
ten wörtlich:

„Ob Sport allgemein als förderungs-
bedürftige Tätigkeit angesehen wer-
den kann, ist zweifelhaft.“

(David McAllister [CDU]: Was?)

Meine Damen und Herren, wenn sich der Bund
solche Vorschläge in Form des Bundesfinanzmi-
nisters trotz leichter Dementis zu eigen machen
sollte, ist mit dem erbitterten Widerstand Nieder-
sachsens zu rechnen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Wolfgang Jüttner [SPD]: Ordentlich
Popanz aufbauen!)

Meine Damen und Herren, deshalb hat sich der
niedersächsische Innen- und Sportminister am
21./22. September in Bremen weitgehend gegen
die Grundaussagen dieses Gutachtens ausge-
sprochen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU]: Richtig! Gut
so!)

Wir begrüßen diese konsequente Haltung zum
Ehrenamt in Niedersachsen.

Aber die erwogenen Änderungen auf Bundesebe-
ne betreffen auch die gemeinnützigen Körper-
schaften wie die Verbände der Freien Wohlfahrts-
pflege. Das sind nicht nur mehr als 100 000 Ein-
richtungen des Dienstes am Menschen, das sind
nicht nur 1,3 Millionen Beschäftigte in der Bundes-
republik Deutschland insgesamt, sondern es sind
auch Hunderttausende, die eine ehrenamtliche
Tätigkeit in einem Gegenwert von etwa 14 Milliar-
den Euro erarbeiten. Dem stehen Steuerminder-
einnahmen - zugegeben: wir unterhalten uns im-
mer wieder über Subventionsabbau, und es steht
auch so im Subventionsbericht der Bundesregie-
rung - durch Steuerbegünstigungen für mildtätige,
kirchliche und gemeinnützige Zwecke von 810 Mil-
lionen Euro gegenüber.

Meine Damen und Herren, wir fordern Bundesfi-
nanzminister Steinbrück sehr deutlich dazu auf, in



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11699

dieser Frage endlich Klarheit zu schaffen; denn
freiwilliges Bürgerengagement ist ein hohes Gut.

(Zustimmung von Heinz Rolfes [CDU])

Das Gutachten des Bundesfinanzministeriums hat
in vielen Punkten zu erheblicher Verunsicherung
beigetragen. Wer wie wir in den letzten Tagen auf
Versammlungen bei Sportlern, z. B. bei ihren
Kreissporttagen oder wo auch immer, war, wird
feststellen, dass die Sportler auf Ebene des Eh-
renamtes bei uns in den Landkreisen nur noch den
Kopf darüber schütteln, wie man überhaupt auf
solche Gedanken kommen kann.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der grundsätzliche
Wegfall der Steuerbegünstigung wegen Gemein-
nützigkeit im Bereich des Gesundheitswesens wird
vorgeschlagen und auch erwogen. Wer das so will,
der muss sagen, dass die ambulanten Pflege-
dienste ihre Leistungen in Niedersachsen zukünftig
teurer anbieten werden. Den Wegfall der Steuer-
begünstigung wegen Gemeinnützigkeit für die
Förderung des Sports habe ich angesprochen.
Auch die Übungsleiterpauschale im Bereich des
Sports habe ich angesprochen. Es geht um die
Frage, ob man den Spendenabzug insgesamt
generell etwas enger fasst. Man muss dazu sagen,
dass es auch die Spenden für die SOS-
Kinderdörfer, für die Johanniter-Unfallhilfe, für Ca-
ritas oder für Brot für die Welt betrifft. Meine Da-
men und Herren, diese Einschränkungen, die auf
Bundesebene erwogen werden, gilt es im Keim
von vornherein zu ersticken, weil sie eindeutig
gegen das Ehrenamt in Niedersachsen und in
Deutschland gerichtet sind.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Bundesfinanzmi-
nister darf sich mit solchen Vorschlägen nicht
durchsetzen. Allein durch die Diskussion über die-
se Frage ist in den letzten Tagen und Wochen ein
erheblicher Flurschaden entstanden.

Diese Landesregierung, meine sehr verehrten
Damen und Herren, hat im Bereich des bürger-
schaftlichen Engagements die Aktiven deutlich
unterstützt. In Niedersachsen sind 2,4 Millionen
Menschen bürgerschaftlich aktiv. Das sind 6 %
mehr als 1999. Das ist bundesweit der größte An-
stieg von Ehrenamtlichen. Wir haben mit dem
Freiwilligenserver im Internet die entsprechenden
Initiativen gestartet. Wir haben uns gemeinsam mit

den VGH-Versicherungen und den niedersächsi-
schen Sparkassen zum dritten Mal für einen Nie-
dersachsen-Preis für Bürgerengagement ausge-
sprochen. Wir haben die Lücke beim Versiche-
rungsschutz für Ehrenamtliche geschlossen. Noch
ein weiterer Erfolg in diesen Tagen: 30 Bürger in
Niedersachsen haben sich zu sogenannten Enga-
gementlotsen ausbilden lassen. Das sind die Er-
folge der Landesregierung im Ehrenamt, die durch
solche Planungen auf Bundesebene nicht gefähr-
det und schon gar nicht zerstört werden dürfen.

Wir hoffen sehr, dass die Vorschläge, die im Bun-
desfinanzministerium kursieren, am Ende in keiner
Weise Realität werden können; denn sie konterka-
rieren im Übrigen jegliches Engagement auf eh-
renamtlicher Ebene, ob nun in Niedersachsen oder
in Deutschland insgesamt. Das ist ein wichtiges
Thema für die Kulturschaffenden, für die Gemein-
nützigen, für die Sozialen, für den Sport oder für
wen auch immer, die sich in diesen Bereichen
betätigen. Wehret den Anfängen! - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Abgeordnete
Emmerich-Kopatsch das Wort.

Petra Emmerich-Kopatsch (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Kolleginnen
und Kollegen! Um es kurz zu machen: Eine Be-
nachteiligung des Ehrenamtes oder steuerrechtli-
che Nachteile bei Vereinen und Verbänden wird es
mit uns nicht geben.

(Beifall bei der SPD - David McAllister
[CDU]: Sagen Sie das Herrn
Steinbrück!)

Herr Althusmann, man kann sich nur wundern, wie
Sie darauf kommen, diesen Punkt als Thema der
Aktuellen Stunde auf die Tagesordnung zu neh-
men. Sie wissen doch bestens, dass sich die Gro-
ße Koalition in Berlin und alle dort beteiligten Par-
teien darin einig sind, dass den genannten Vor-
schlägen - dies ist übrigens kein Gutachten des
Finanzministeriums, sondern des Wissenschaftli-
chen Beirats beim Finanzministerium - überhaupt
nicht gefolgt werden soll.

(David McAllister [CDU]: Warum hat
Frau Hendricks das dann so gelobt?)
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- Ich kann Ihnen das alles geben. Frau Hendricks
hat sich stark davon distanziert. Sie benehmen
sich auf jeden Fall wie Herr Stoiber: Sie sind ein
Brandstifter, der sich zum Feuerwehrmann auf-
spielt.

(Beifall bei der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Was? Das ist ja uner-
hört!)

Der Wahlkampf ist auch in Lüneburg vorbei. Sie
haben das dort ja immer erzählt. Sie machen Men-
schen mit Dingen, die gar nicht zur Diskussion
stehen, Angst, um sich dann als Retter aus einer
imaginären, nur von Ihnen selbst herbeigeredeten
Notlage darstellen zu können.

(Beifall bei der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Erzählen Sie das einmal
den Sportvereinen in Niedersachsen!)

Sie haben ja schon etwas anderes erzählt. Das ist
in höchstem Maße unredlich und sollte in Zukunft
unterbleiben.

(Beifall bei der SPD)

Die SPD in Niedersachsen hat bereits 2004 einen
Entschließungsantrag gegen die Steuervereinfa-
chung zulasten von Ehrenamt und Vereinen ein-
gebracht. Diesen Antrag haben Sie damals, 2004,
abgelehnt. Das war die Drucksache 788.

(Hans-Dieter Haase [SPD]: Aha!)

Grundlage unserer Entschließung waren seinerzeit
die Ideen Ihres Parteikollegen Friedrich Merz, der
sämtliche Steuervergünstigungen, also auch die
für Vereine und Verbände, streichen wollte.

(Bernd Althusmann [CDU]: Nein, die
Übungsleiterpauschale hat er aus-
drücklich ausgenommen!)

Übrigens hat sich auch der von Ihnen sehr ge-
schätzte und inzwischen fast vergessene Profes-
sor aus Heidelberg, Herr Kirchhoff, in gleicher
Weise geäußert. Damals haben Sie jedoch mit
Herrn Noack und anderen auf Parteitagen vor
Freude auf den Tischen getanzt, weil Ihnen die
Vorschläge so gut gefallen haben.

(Bernd Althusmann [CDU]: Nein,
nein!)

Niedersachsen braucht gerade heute ein starkes
Ehrenamt. Wir wollen es möglichst gemeinsam
stärken - dies umso mehr, als Ihre reale Politik in

Niedersachsen unsere Vereine und Verbände in
eine bedrohliche Lage gebracht hat.

(Beifall bei der SPD)

Es sind doch Ihre Kürzungen im kommunalen Fi-
nanzausgleich, die bis 2007 ein Minus von fast
500 Millionen Euro bei den Kommunen ausma-
chen werden. Diese Kürzungen werden von den
Kommunen natürlich an Vereine und Verbände
weitergegeben. Anderenfalls genehmigte Ihr In-
nenminister die Kommunalhaushalte nicht.

(Zustimmung bei der SPD - Zurufe
von der CDU: Unerhört!)

Es ist doch Ihr Finanzminister, der sich für die Ab-
senkung der freiwilligen Ausgaben auf null aus-
spricht. Machen Sie also erst einmal eine vernünf-
tige Politik für die Menschen in Niedersachsen,
bevor Sie sich mit Berliner Themen befassen, die
noch nicht einmal dort aktuell sind! - Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Nie wieder werden wir in
den USA zusammen essen gehen!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
die Abgeordnete Helmhold zu Wort gemeldet.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir sind uns einig: Bürgerschaftliches
Engagement ist eine unverzichtbare Vorausset-
zung für eine solidarische Gesellschaft. Weil es so
wichtig ist, sind Bund, Länder und Gemeinden
gemeinsam in der Pflicht, förderliche Rahmenbe-
dingungen zu schaffen. Vor diesem Hintergrund
kann man tatsächlich nur davor warnen, die steu-
erliche Förderung für gemeinnützige Organisatio-
nen insgesamt infrage zu stellen. Ehrenämter und
gemeinnützige Wohlfahrtspflege sorgen in hohem
Maße für die Funktionalität unseres Sozialstaats.
Eine steuerliche Verschlechterung hätte sicherlich
verheerende Folgen für die Motivation der vielen
Menschen, die sich engagieren, und käme letzt-
endlich auch den Staat sehr teuer zu stehen.

Meine Damen und Herren, wenn aber ein Gutach-
ten anmahnt, dass das geltende Recht - - -
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Einen Augenblick! - Meine Damen und Herren, mir
ist nicht bekannt, dass es Sprechstunden an der
Regierungsbank gibt. Jetzt stehen schon drei Ab-
geordnete an der Regierungsbank.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Sie fühlen
sich nicht angesprochen! - Stefan
Wenzel [GRÜNE]: Die kriegen wahr-
scheinlich sonst keine Termine!)

Bitte, Frau Abgeordnete, fahren Sie fort!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Wenn aber ein Gutachten anmahnt, dass das gel-
tende Recht steuerliche Vergünstigungen unter
Umständen zu großzügig verteile, kann dies doch
Anlass sein, die Bedingungen einmal zu hinterfra-
gen. Ich halte es insbesondere für bemerkenswert,
dass das Gutachten darauf abstellt, dass von einer
Gemeinnützigkeit immer die Allgemeinheit profitie-
ren müsse, nicht nur ein eingegrenzter Personen-
kreis.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

So sind das Züchten und Ausstellen von Pinschern
und Pudeln sicherlich ein sehr schönes und erfül-
lendes Hobby. Mir erschließt sich aber zumindest
auf den ersten und zweiten Blick nicht, warum ein
entsprechender Verein Gemeinnützigkeitsstatus
haben muss. Hierüber könnten wir vielleicht einmal
gemeinsam nachdenken.

(Bernd Althusmann [CDU]: Wildwuchs
gibt es ohne Zweifel!)

Wir erwarten von den Trägern Transparenz bei der
Darstellung ihrer Ziele und bei der Darstellung ihrer
Aktivitäten. Es gibt sicherlich Raum für Vereinfa-
chungen und Verbesserungen, insbesondere in
der Frage, dass Gemeinnützigkeit voraussetzt,
dass immer ein sogenannter externer Nutzen ent-
steht, d. h. dass die Allgemeinheit davon profitie-
ren muss.

Warum Sie dies heute zum Thema der Aktuellen
Stunde machen, hat sich auch mir nicht erschlos-
sen. Denn es gibt noch keinen Gesetzentwurf.

(Bernd Althusmann [CDU]: Doch! Er
wird gerade erarbeitet, die sind gera-
de dran!)

Es gibt nach dem Gutachten des Wissenschaftli-
chen Beirats lediglich Erörterungen auf Fachebe-
ne. Es gibt auch niemanden, Herr Althusmann, der
in großem Stil an den bewährten Regeln der Ge-
meinnützigkeit rütteln möchte. Ganz im Gegenteil:
Wir mussten 2004 gemeinsam mit der SPD gegen
die Pläne des Herrn Merz den Erhalt der steuer-
freien Pauschale für Ehrenamtler in diesem Ple-
num verteidigen, woran eben schon Frau Emme-
rich-Kopatsch erinnert hat. Vielleicht haben Sie ja
aus den damaligen Diskussionen gelernt - das
fände ich schön -, oder Sie trauen dem Koalitions-
partner in Berlin oder auch Ihren eigenen Leuten in
Berlin nicht und möchten im Vorfeld ein paar Pflö-
cke einschlagen. Ganz egal, gegen wen sich Ihr im
Moment tatsächlich noch nicht notwendiger, quasi
Potemkinscher Protest richtet, uns haben Sie in
der Frage der Förderung bürgerschaftlichen Enga-
gements zum Wohle der Allgemeinheit auf jeden
Fall fest an Ihrer Seite.

(Beifall bei den GRÜNEN - Ursula
Körtner [CDU]: Das ist eine Drohung!)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun Herr Abgeordneter
Rickert das Wort.

Klaus Rickert (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Frage der Besteuerung des Ehrenamts
in den Zusammenhang einer großen Steuerreform
oder des kommunalen Finanzausgleichs zu stellen,
ist sicherlich etwas zu weit gefasst. Dazu müsste
man wesentlich mehr Ausführungen machen.

Ich kann nur feststellen, dass es hinsichtlich der
Bedeutung des Ehrenamts und der ehrenamtlich
geführten gemeinnützigen Vereine für das Land
Niedersachsen in diesem Hause überhaupt keinen
Dissens gibt. Ich weise nur darauf hin, dass man
das Ehrenamt nicht nur über den fiskalisch-
materiellen Inhalt definieren sollte. Viele Men-
schen, die Ehrenämter ausüben, sind von Idealis-
mus und der Zufriedenheit an der Tätigkeit für das
Gemeinwohl getragen. Nichtsdestotrotz muss auch
eine entsprechende steuerliche Entlastung bzw.
Zuwendung erfolgen. Ich hoffe, dass es Ihnen auf
der linken Seite des Hauses gelingt, Ihren Finanz-
minister davon zu überzeugen, ohne dass Ihre
Kanzlerin ein Machtwort sprechen muss. - Vielen
Dank.
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(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun Herr Minister
Möllring das Wort.

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Frau Helmhold, im Jahre 2004 mussten
Sie nichts verteidigen. Ich hatte Ihnen schon da-
mals gesagt, dass in dem merzschen Vorschlag
die Steuerfreiheit für das Ehrenamt weiterhin be-
rücksichtigt worden war. Dies war sicherlich ein
Bruch im System. Aber ich habe es Ihnen damals
vorgetragen, sodass kein Grund besteht, dass Sie
heute etwas Falsches sagen. Das bringt ja nichts.

(Zustimmung bei der CDU)

Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanz-
ministerium hat aus rein ökonomischem Blickwin-
kel ohne Rücksicht auf die gewachsenen und be-
währten Strukturen für eine erhebliche Einschrän-
kung der bisherigen Vergünstigungen plädiert und
empfiehlt z. B. eine engere Fassung des Begriffes
der steuerlich begünstigten gemeinnützigen Tätig-
keiten. Hiernach sollen nur noch die Förderung
des demokratischen Staatswesens, die Pflege des
kulturellen Erbes, die Förderung des Umweltschut-
zes und der Wissenschaft sowie die Förderung von
Bildung und Erziehung gemeinnützig sein. Nicht
mehr gemeinnützig soll danach u. a. die Förderung
des Sports, abgesehen vom Jugendsport, sein.
Ferner werden die Einschränkung des Kreises der
von der Körperschaftsteuer befreiten Einrichtun-
gen, die Abschaffung des sogenannten Übungs-
leiterfreibetrags bei der Einkommensteuer, eine
engere Fassung der Spendenbegünstigung, eine
Neufassung umsatzsteuerlicher Privilegien und die
Aufhebung der Befreiung von der Grund- und Ge-
werbesteuer vorgeschlagen.

Dieser Weg der rigorosen Beschneidung bisheriger
steuerlicher Positionen ist falsch. Er liefe den Be-
mühungen zuwider, das Ehrenamt zu stärken und
die Bürger zu uneigennützigem Handeln zum Nut-
zen der Gemeinschaft zu ermuntern. Deshalb hat
der entsprechende Arbeitskreis, der auf Bundes-
ebene tagt und an dem Vertreter des Bundes be-
teiligt sind, alle diese Vorschläge abgelehnt. Unser
politisches Ziel ist die Förderung von Ehrenamt
und bürgerschaftlichem Engagement. Deshalb
sind wir für eine Vereinfachung und Verbesserung

des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts und
gegen dessen Einschränkung und Verschlechte-
rung. So steht es auch im Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und SPD auf Bundesebene. Danach hat
sich die Bundesregierung zum Ziel gesetzt, die
Bürgergesellschaft zu stärken und das Ehrenamt
zu fördern.

(Zuruf von Petra Emmerich-Kopatsch
[SPD])

- Das alles war steuerfachlich gar nicht zu bean-
standen, allerdings relativ weltfremd. Deshalb ha-
ben wir als Land Niedersachsen dagegengehalten.
Wir wollen, dass das Gemeinnützigkeitsrecht und
der Übungsleiterfreibetrag unangetastet bleiben.

Wir stellen uns vor, dass das Spendenrecht wie
folgt vereinfacht und verbessert werden könnte:
Man beschränkt es auf einen einheitlichen Spen-
denhöchstsatz von 10 oder 15 % des Einkom-
mens, ohne wie bisher zwischen wissenschaftlich-
mildtätigen, als besonders förderungswürdig aner-
kannten kulturellen Zwecken und religiösen Zwe-
cken zu unterscheiden.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Auch sollten die Spendenbegünstigung und die
Gemeinnützigkeit der Freizeitvereine beibehalten
werden. Natürlich kann man über das Thema dis-
kutieren. Zunächst einmal geht man in einen
Sportverein, um sich selbst eine Freude zu ma-
chen und Sport zu treiben, in einen Gesangverein,
um in der Gemeinschaft zu singen, und in einen
Pudelverein - ich hatte ursprünglich an einen Ka-
ninchenzuchtverein gedacht -, um sich darüber zu
freuen, dass der Pudel besonders hübsch gescho-
ren ist. Aber wo wollen Sie die Grenze ziehen?
Singt der Gesangverein nur für sich oder zum Ad-
vent auch einmal im Altenheim? Kommen zu einer
Pudelausstellung auch fremde Leute, die sich dar-
an erfreuen, dass sich Menschen auf diesem Ge-
biet engagieren? - Sie werden die Grenze nicht
ziehen können. Deshalb bin ich für ein einheitli-
ches Recht für alle.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Ursula Helmhold [GRÜNE]: Auch für
die Ordensgemeinschaft der Ritter-
kreuzträger?)

- Das ist jetzt die große Frage. Auf der einen Seite
gibt es Leute, die Umweltschutzverbände ganz
kritisch besehen. Auf der anderen Seite gibt es
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Leute, die sie sehr positiv sehen; dazu gehören wir
alle. Es gibt Menschen, die z. B. Randale in Gorle-
ben nicht so positiv sehen, und Vereine, die diese
Randale unterstützen. Trotzdem sind solche Ver-
eine als gemeinnützig anerkannt. Dann müssen
Sie auch andere akzeptieren, die Traditionen pfle-
gen, die wir vielleicht nicht richtig finden. Es gehört
zu einer freiheitlichen Demokratie, auch Anders-
denkende zu akzeptieren.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP - Dr. Philipp Rösler [FDP]: Tole-
ranz kennen die Grünen nicht!)

Ich denke hier insbesondere an unsere Brauch-
tumsvereine. Sie werden vielleicht nicht zu jedem
Schützenfest in ihrem Wahlkreis gehen. Aber auch
sie gehören dazu und fördern unser Gemein-
schaftsleben.

Wir brauchen eine Großspendenregelung. Die
gegenwärtige Regelung über die Spendenrück-
und -vortrag ist zu kompliziert. Wir meinen, man
sollte stattdessen alle Spenden, die die Höchstbe-
träge übersteigen, zeitlich unbegrenzt vortragen,
dafür aber einen Rücktrag vermeiden. Ich meine,
dass diese Vorschläge politisch durchsetzbar sei-
en. Deshalb werden wir uns auch in Zukunft dafür
einsetzen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, für den Tagesord-
nungspunkt 1 c liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor.

Ich rufe nun auf

d) Wulffs Niedersachsen-Kombi: Ziel verfehlt -
Antrag der Fraktion der SPD - Drs. 15/3219

Für die SPD-Fraktion hat sich der Abgeordnete
Lenz zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

Günter Lenz (SPD):

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich würde mir natürlich wünschen, dass gerade bei
diesem Thema auch der Ministerpräsident und der
zuständige Wirtschaftsminister teilnähmen. Aber
vielleicht kommen sie ja noch.

(David McAllister [CDU]: Und Ihr
Fraktionsvorsitzender!)

- Der sucht gerade die beiden, Herr McAllister.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Wie immer
erfolglos!)

Ich hoffe, dass er sie gleich findet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mit großem Pres-
serummel ist am 1. Juli dieses Jahres der Nieder-
sachsen-Kombi von der Landesregierung aus der
Taufe gehoben worden. Wir als SPD-Fraktion ha-
ben hier im Plenum bereits in den Debatten im
März und im Juni unsere kritische Haltung gegen-
über dem Niedersachsen-Kombi deutlich gemacht.
Wir sind nach wie vor der Auffassung, dass wir
eine bundeseinheitliche Regelung brauchen. Wir
sind nach wie vor der Auffassung, dass ein Kom-
bilohnmodell mit Regelungen zum Mindestlohn
kombiniert werden muss,

(David McAllister [CDU]: Falsch!)

um insbesondere Lohndumping zu vermeiden. Wir
haben vor allem kritisiert, dass die Landesregie-
rung hier mit fremdem Geld, nämlich mit Geld aus
Berlin und aus Brüssel den Anschein erweckt, man
sei in Fragen der Arbeitsmarktpolitik besonders
aktiv.

(Heinrich Aller [SPD]: Wo sind die
beiden denn? Es geht doch nicht,
dass sie gar nicht da sind! Was soll
denn das? - Weitere Zurufe)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, fahren Sie fort!

Günter Lenz (SPD):

Jetzt setzt die Landesregierung noch einen drauf.
In der Pressemeldung der Niedersächsischen
Staatskanzlei vom 26. September lässt Minister-
präsident Wulff verkünden, dass der Niedersach-
sen-Kombi bereits Erfolge zeige. 321 Arbeitslose
seien in den ersten zwei Monaten zu einer neuen
Beschäftigung auf dem ersten Arbeitsmarkt ge-
kommen.

Nicht dass mich jemand falsch versteht, liebe Kol-
leginnen und Kollegen: Ich freue mich für jeden
ehemaligen Arbeitslosen, der einen neuen Job
gefunden hat.

(Ministerpräsident Christian Wulff und
Minister Walter Hirche betreten den
Saal - Beifall bei der CDU und bei der
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FDP - Heinrich Aller [SPD]: Wir be-
grüßen ausdrücklich Herrn Wulff und
Herrn Hirche zu diesem Tagesord-
nungspunkt! - Gegenruf von Dr. Phi-
lipp Rösler [FDP]: Und Herrn Jüttner! -
Glocke des Präsidenten)

Aber ich meine, es ist notwendig, diese Erfolgs-
meldung hier im Parlament zu kommentieren.

Erstens. Ich finde, meine Damen und Herren von
den Regierungsfraktionen, nach nur zwei Monaten
von einem Erfolg zu sprechen, ist nicht wirklich
seriös.

(Beifall bei der SPD - Unruhe - Glocke
des Präsidenten)

Zweitens. Wenn man nach einer so kurzen Zeit
- hören Sie gut zu! - die Wirkung des Niedersach-
sen-Kombis beurteilen will, dann muss man sich
die Entwicklung des gesamten Instrumentariums
der Bundesagentur für Arbeit anschauen.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Lenz, einen Augenblick einmal! - Meine Da-
men und Herren, es ist weitaus zu laut.

(Heinrich Aller [SPD]: Weil die beiden
nicht da waren! Ist doch ganz klar!)

Herr Lenz, fahren Sie fort.

Günter Lenz (SPD):

Danke, Herr Präsident. - Hierbei fällt insbesondere
auf, dass die Eingliederungszuschüsse der ARGEn
und der Optionskommunen z. B im Mai, also vor
der Einführung des Niedersachsen-Kombis, 2 273-
mal bewilligt wurden. Diese Zahl ist größer als in
den Monaten Juli, August und September. Das
heißt, aktive Arbeitsmarktpolitik ist vor der Einfüh-
rung des Kombilohnmodells in Niedersachsen
offensichtlich besser gelaufen als nach der Einfüh-
rung. Das sollten wir hier einfach einmal feststel-
len.

(Beifall bei der SPD)

Drittens. Laut der Regionaldirektion der Bundes-
agentur hier in Hannover haben die Hauptprob-
lemgruppen am Arbeitsmarkt, die unter 25-
Jährigen und die über 50-Jährigen, bisher kaum
vom Kombilohn profitieren können.

Viertens. Zur Inanspruchnahme von Qualifizie-
rungsmitteln haben wir in Ihrer Pressemitteilung
überhaupt keine Aussage gefunden. Es war ja
Sinn der Übung, auch dafür ESF-Mittel einzuset-
zen.

Meine Damen und Herren, ich stelle also für die
SPD-Landtagsfraktion fest:

Erstens. Beim Anscheinerwecken durch die Lan-
desregierung in Fragen der Arbeitsmarktpolitik hat
sich nichts geändert - wieder einmal heiße Luft.

(Beifall bei der SPD)

Zweitens. Die Mitnahmeeffekte scheinen beim
Niedersachsen-Kombi zu überwiegen.

Drittens. Die Jugendarbeitslosigkeit in Niedersach-
sen liegt mit 11,4 % immer noch deutlich über dem
Bundesdurchschnitt.

Viertens. Herr Ministerpräsident und Herr Minister
Hirche, Sie als Landesregierung bleiben hinter
Ihren eigenen Zielsetzungen deutlich zurück.

Deswegen haben wir kein Verständnis für eine
solche Art der Pressearbeit. Wir würden uns wün-
schen, darüber etwas seriöser zu reden, und zwar
zu einem Zeitpunkt, zu dem man darüber reden
kann, aus unserer Sicht frühestens nach sechs
Monaten. Dann stehen wir auch bereit, darüber
nachzudenken, wie man solche Modelle weiter-
entwickeln kann. - Schönen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Hermann das Wort.

Wolfgang Hermann (FDP):

Herr Präsident! Verehrte Damen, meine Herren!
Seit gut drei Monaten gibt es den Niedersachsen-
Kombi, also ziemlich genau 100 Tage. In der Poli-
tik ist dies normalerweise der Zeitpunkt für eine
erste Bewertung - da es hier um Menschen geht,
die ein, zwei oder auch mehr Jahre ohne Arbeit
sind, bitte mit aller Vorsicht.

Meine Damen und Herren, in den vergangenen
Plenardebatten hat die FDP-Fraktion nie einen
Hehl aus ihrer kritischen Einstellung gegenüber
einem flächendeckenden Kombilohn gemacht.
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Kombilöhne lösen generell nicht die Probleme
unseres Arbeitsmarktes. Flexible Arbeitsmärkte,
flexible Löhne, weniger Bürokratie am Arbeitsmarkt
sowie die Weiterentwicklung der Hinzuverdienst-
möglichkeiten bis hin zu einem echten Bürgergeld
sind dringend notwendig, aber derzeit leider nicht
absehbar. Die Alternativen, vor denen wir derzeit
stehen, heißen also, entweder die Hände in den
Schoß legen, wie die SPD-Fraktion es fordert,

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

oder im Rahmen der Möglichkeiten alles unter-
nehmen, was die Situation verbessert.

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Sehr gut!)

Denn darauf läuft es hinaus. Seit Monaten hören
wir aus Berlin: Wir arbeiten an einem bundesein-
heitlichen Modell, aber zuerst kommt ein Mindest-
lohn. - Das Ergebnis sehen wir: Nichts passiert,
außer - das freut uns und hoffentlich auch Sie - in
Niedersachsen. Hier gibt es einen Kombilohn. Mir
ist der Kombilohn vom Land lieber als ein Bürger-
geld vom Bund, das doch nicht kommt.

Meine Damen und Herren, um den Erfolg einer
arbeitsmarktpolitischen Maßnahme zu messen,
gibt es nur ein Kriterium.

(Günter Lenz [SPD]: Das Geld kommt
vom Bund!)

- Ja, genau. - Herr Lenz, es ist zwischen uns im-
mer sehr strittig.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist gar
nicht strittig!)

Bitte achten Sie darauf, was ich sage. - Dieses
Kriterium lautet: Werden Stellen im ersten Ar-
beitsmarkt geschaffen?

(Dr. Philipp Rösler [FDP]: Kennt er gar
nicht!)

Die Antwort lautet: ja, 321 Stellen in zwei Monaten.
Doch legen wir ruhig die Kriterien an den Kombi-
lohn an, die die SPD in ihrem Antrag selbst aufge-
stellt hat!

Erstens. Ein Kombilohn muss einen Mindestlohn
beinhalten. Den Niedersachsen-Kombi erhält nur,
wer ortsübliche Löhne zahlt. Damit ist die Forde-
rung der SPD auf eine einfache Weise erfüllt, ohne
dem Arbeitsmarkt zu schaden.

Zweitens: dauerhafte Anstellung. 71 % der Stellen
sind unbefristet.

Drittens: Vollzeitstellen. Dort ist das Bild ähnlich.
Sogar 85 % der Stellen sind Vollzeitstellen.

Viertens: Zielgruppen. In erster Linie sollten Lang-
zeitarbeitslose erreicht werden. Mit einem Anteil
von 76 % ist dieses eindrucksvoll gelungen. Leider
entfällt auf jüngere oder ältere Arbeitnehmer ein
Anteil von nur 29 %. Hier gibt es natürlich einen
Optimierungsbedarf. Wir dürfen aber nicht verges-
sen, dass die Kommunen und die Arbeitsgemein-
schaften eigenständig über die Vergabe der För-
dermittel entscheiden können. Solange die Mittel
nicht ausgeschöpft sind, ist es kein Nachteil, auch
andere Arbeitslose zu fördern.

Bis auf ein Kriterium - damit komme ich zum
Schluss - sind alle Kriterien, die die SPD selbst
aufgestellt hat, erfüllt. Warum Sie dennoch ein
Scheitern sehen wollen, ist mir völlig unverständ-
lich. Das Einzige, was hier gescheitert ist, ist Ihre
Kritik.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat sich nun der Abgeord-
nete Dinkla zu Wort gemeldet.

Hermann Dinkla (CDU):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der
Niedersachsen-Kombi wurde zum 1. Juli auf den
Weg gebracht. Die Ergebnisse für die Monate Juli
und August liegen vor. Sehr geehrter Herr Lenz, es
ist mir ein Rätsel, wie Sie angesichts der Ergebnis-
se aus diesen zwei Monaten jetzt schon ein solch
negatives Gesamturteil fällen können.

(Günter Lenz [SPD]: Das habe ich
doch gar nicht!)

- Das haben Sie durchaus getan, weil es insge-
samt zu Ihrer Einschätzung passt. Sie sind gegen
den Niedersachsen-Kombi. Das wird bei jeder
Aussage immer wieder deutlich. Sie wollen hier
auch in der Aktuellen Stunde suggerieren, dass
der Niedersachsen-Kombi auf seinem weiteren
Wege scheitern wird. Er wird nicht scheitern. Er
wird ein Erfolg werden. Insofern liegen Sie neben
der Spur.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Es sind 321 Arbeitsplätze geschaffen worden. Dies
ist zunächst einmal eine sehr positive Mitteilung für
die Betroffenen. Man sollte dies nicht nur nebenbei
erwähnen. Wir können zwar politisch über den
Sachverhalt diskutieren, müssen aber auch dar-
über diskutieren, wie es sich aus der Sicht der
betroffenen Familien darstellt und was es heißt,
einen Vollarbeitsplatz zu haben, was es heißt,
wieder eine dauerhafte Beschäftigung zu bekom-
men. Das sollten wir hier politisch nicht zerreden,
Herr Lenz! Auf diesem Weg sind Sie jedoch.

Herr Hermann hat hier eben ausgeführt, dass 71 %
der vermittelten Arbeitslosen einen unbefristeten
Arbeitsvertrag haben und dass 85 % eine Vollzeit-
stelle haben. Das sind die Kernpunkte. Insofern ist
mir schleierhaft, wie die SPD zu der Einschätzung
kommt, dass der Niedersachsen-Kombi das Ziel
nicht erreicht hat. Sie beziehen sich auch auf die
Pressemitteilung der Regionaldirektion Nieder-
sachsen-Bremen. Die Regionaldirektion - das gilt
auch für deren Vorsitzenden - hat sich übrigens
darüber gefreut,

(Günter Lenz [SPD]: Ich mich auch!)

dass es im Ergebnis zu 321 Vermittlungen in den
ersten Arbeitsmarkt gekommen ist. Der Hinweis,
dass es schön und gut wäre, wenn mehr Jugendli-
che und auch ältere Arbeitslose vermittelt werden
könnten, ist richtig. Das wird auch gar nicht
bestritten. Zielgruppe ist aber immer die Gruppe
der Langzeitarbeitslosen in der ganzen Bandbreite.

(Beifall von Ursula Körtner [CDU])

Auch dies gehört zu einer realistischen Aussage.

Der Niedersachsen-Kombi ist auf Erfolgskurs, und
er hat erste Ziele erreicht. Er hat Langzeitarbeitslo-
sen wieder Beschäftigung gebracht. Dies ist doch
das Entscheidende. Ich will aber gern auch noch
einmal betonen, dass ich mir persönlich und wir
uns alle doch sicherlich wünschen würden, wenn
die besonderen Zielgruppen der jüngeren und der
älteren Arbeitslosen noch stärker in den Fokus der
Vermittlung kämen. Darüber gibt es übrigens auch
keinen Dissens zwischen der Regionaldirektion
und uns von den Regierungsfraktionen, als uns
aus dem Bereich der Politik. Eines kann aber doch
nicht passieren: Die Landesregierung kann doch
nicht sozusagen per Dekret festsetzen, welche
Personengruppen vor Ort gefördert werden. Der
Erfolg des Niedersachsen-Kombis hängt beson-
ders stark vom Engagement der Entscheidungs-
träger vor Ort ab. Man muss daher schon einmal

etwas näher hinsehen, in welchen Regionen des
Landes es starke Vermittlungsergebnisse gibt und
in welchen Regionen des Landes es fast gar keine
Vermittlungen gibt. Der Landkreis Osnabrück, die
Agentur für Arbeit in Celle, die ARGE Oldenburg
und die Landkreise Peine, Soltau, Fallingbostel
und Osterode zeigen, dass der Niedersachsen-
Kombi immer dann funktioniert, wenn sich alle
Beteiligten engagieren und sich offensiv für das
Modell einsetzen. Ich will hier durchaus die Be-
merkung machen, dass es gegebenenfalls auch
einmal einen politischen Hintergrund hat, dass es
also bei bestimmten politischen Konstellationen ein
stärkeres Engagement für den Niedersachsen-
Kombi gibt als bei anderen politischen Konstellati-
onen an anderen Stellen im Lande. Dies ist natür-
lich fatal. Alle sind doch aufgerufen, etwas zur
Beseitigung der Arbeitslosigkeit beizutragen und
sich in positiver Weise für den Niedersachsen-
Kombi einzusetzen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Der Herr Ministerpräsident hat sich in seinem Brief
vom 29. September an die Arbeitgeber und SGB-
II-Träger dafür eingesetzt, dass der Niedersach-
sen-Kombi noch stärker genutzt werden sollte, um
jüngeren und älteren Arbeitslosen eine Chance zu
geben. Der Landesregierung ist es nach meiner
Überzeugung besonders wichtig, dass das Modell
in der Praxis umsetzbar ist. Sie nutzt alle beste-
henden gesetzlichen Möglichkeiten kreativ, um
den Langzeitarbeitslosen wieder neue Perspekti-
ven zu eröffnen. Das erfordert eigentlich unsere
Unterstützung. Nur auf die Bundesregelung zu
warten - Herr Hermann hat darauf hingewiesen -,
kann doch nicht das Ergebnis sein. Wir haben jetzt
Oktober, und es sieht nicht danach aus, dass bis
zum Ende des Jahres eine Lösung auf Bundes-
ebene erreicht werden kann. Wahrscheinlich wird
man erst im ersten Quartal des nächsten Jahres
einer Entscheidung näher kommen. Wir in Nieder-
sachsen haben die Zeit konsequent genutzt. Das
ist doch das Entscheidende. Im Blick auf jeden
Arbeitslosen, der einen Dauerarbeitsplatz be-
kommt bzw. in den ersten zwei Monaten des Nie-
dersachsen-Kombis bekommen hat, lässt sich
sagen: Das ist ein riesiger politischer Erfolg.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Es macht keinen Sinn - das sage ich auch Ihnen,
Herr Lenz -, nur auf den Mindestlohn zu setzen.
Sie sollten sich lieber aktiv dafür einsetzen, dass
der Niedersachsen-Kombi auch weiterhin Erfolg
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haben wird. Der erste Erfolg ist da. Zerreden Sie
den Niedersachsen-Kombi deshalb nicht, sondern
helfen Sie mit, dass möglichst bis zum Ende die-
ses Jahres dem 1 000. Niedersachsen-Kombi-
Empfänger ein herzlicher Glückwunsch übermittelt
werden kann. Das wäre dann ein konstruktiver
Beitrag von Ihnen und nicht nur oppositionelle
Herumnölerei.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat sich
der Abgeordnete Hagenah gemeldet.

(Unruhe)

- Meine Damen und Herren, wenn es ein bisschen
ruhiger wäre, könnte man dem Redner gut zuhö-
ren.

Enno Hagenah (GRÜNE):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die medialen Showeffekte von Minister-
präsident Wulff im Zusammenhang mit der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit nehmen langsam
überhand. Das ist aus unserer Sicht peinlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das sind inszenierte Anscheinserweckungen statt
echter Unterstützung für das Gros der Betroffenen.
Wir messen ihn schlicht an seinen eigenen An-
sprüchen, die er im Blick auf den Niedersachsen-
Kombi hier vor dem Parlament formuliert hat. Erin-
nern Sie sich! - Ministerpräsident Wulff sprach
davon, dass es keine Mitnahmeeffekte geben solle
und der Fokus daher auf die unter 25-Jährigen und
die über 50-Jährigen gerichtet werden solle. Es
war davon die Rede, dass 1 000 Stellen bis zum
Jahresende geschaffen werden sollten.

Schauen wir uns doch einmal an, welches Ergeb-
nis angesichts der erwähnten selbst gesteckten
Ziele des Ministerpräsidenten nach rund der Hälfte
der Zeit von Anfang Juli bis Ende dieses Jahres zu
verzeichnen ist. Es gab nur 60 Vermittlungen von
unter 25-Jährigen und nur 32 Vermittlungen von
über 50-Jährigen. Das sind, gemessen an dem
selbst gesteckten Ziel, weniger als 10 %. Dies ist
sicherlich keine Erfolgsmeldung, Herr Hermann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch wir sehen es so, dass jede Vermittlung eines
Arbeitslosen gerade aus der Problemgruppe der
Langzeitarbeitslosen natürlich einen Erfolg be-
deutet. Wir müssen aber auch darauf schauen, ob
dieser Erfolg dem Kombilohn zu verdanken ist oder
ob er auch mit den schon bestehenden Maßnah-
men, die es im Rahmen der Hartz-Gesetzgebung
bereits vorher gab, erreicht worden wäre. Ange-
sichts der schamlosen Hochstapelei, die gesamte
Zahl der über Kombilohn Vermittelten in der Öf-
fentlichkeit kundzutun und nicht wirklich zwischen
den eigentlichen Zielgruppen und denen, die of-
fensichtlich alle einen Zuschuss bekommen haben,
egal wer sich meldete, zu differenzieren, sprechen
die Indizien schon sehr dafür, dass etwas zu ver-
bergen war. Die Erfolgsmeldung ist insofern
durchaus zu relativieren. Vieles wäre schon vorher
möglich gewesen. Herr Wulff und Herr Hirche
wollten mit dem Niedersachsen-Kombi ein neues
Modell, ein eigenes Pilotprojekt zur zielgruppenori-
entierten Arbeitsmarktförderung vorlegen. Das ist
- das muss man nach dieser Bilanz sagen - bezo-
gen auf die Zielgruppen glorreich gescheitert. Es
ist ebenso gescheitert wie die vielen anderen Ver-
suche in anderen Bundesländern schon vorher.
Das hatten wir Ihnen prophezeit.

(Ernst-August Hoppenbrock [CDU]:
Rechthaberei!)

- Das ist keine Rechthaberei, das ist eine nüchter-
ne Bilanz.

Wenn Sie das der Öffentlichkeit in der Zwischen-
bilanz als „Versuch und Irrtum“ dargestellt hätten,
dann wäre das in Ordnung gewesen - ein politi-
scher Flop zwar, aber kein Beinbruch. Aber, Herr
Wulff, sich mit einer geschönten Bilanz durchmo-
geln zu wollen und das allzu schwache Ergebnis
auch noch als Erfolg auszugeben, ist eine Frech-
heit gegenüber den allzu vielen, die noch keinen
Job bekommen haben. Das ist wirklich ein Anlass
für eine Aktuelle Stunde und für eine Zwischenbi-
lanz. Sie sollten Ihr Kombilohnmodell schnell wie-
der einpacken und nicht mit diesen geschönten
Zahlen in der Öffentlichkeit hausieren gehen. -
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Landesregierung hat nun der Herr Minis-
terpräsident Wulff das Wort.
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Christian Wulff, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Eines ist mir heute Vor-
mittag völlig klar geworden, und zwar warum ein
Instrument in bestimmten Regionen des Landes
eine absolute Erfolgsgeschichte ist

(Beifall bei der CDU)

und in anderen Regionen des Landes schlichtweg
kaputt genörgelt wird.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich verstehe nicht, mit welcher Selbstgerechtigkeit
man auf der einen Seite in diesem Zusammenhang
von „Frechheit“ reden kann, wenn man die Leute
auf der anderen Seite für blöd erklärt, Herr Hage-
nah.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wie kann man von der Zielplanung von „1 000
Fällen“ sprechen und sagen, nach der Hälfte der
Zeit sei schon klar, dass diese Zahlen nicht er-
reicht werden können? - Wenn Sie zwei Monate für
die Hälfte von sechs Monaten halten, dann kann
ich nur auf PISA verweisen - oder Sie sollten sich
vor dem Hohen Haus entschuldigen, dass Sie eine
solche Behauptung - wie andere auch - einfach so
in den Raum hineinwerfen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Enno Hagenah [GRÜNE]: 90!)

Wenn in zwei Monaten 321 Menschen in Arbeit
gekommen sind, die zuvor in der Regel mehr als
ein Jahr - sehr viele mehr als zwei Jahre - unun-
terbrochen arbeitslos waren, dann sind das 321
Erfolgsfälle in den beiden Sommermonaten. Wenn
diese Zahl mit drei multipliziert würde - denn zwei
von sechs ist ja ein Drittel -, dann käme man in
diesem Jahr auf 963 Fälle. Das ist mir zu wenig,
weil ich über 1 000 Menschen in Arbeit bringen
möchte.

Das können wir erreichen, wenn sich einige an den
Erfolgreichen und nicht an den Erfolglosen orien-
tieren. Ich finde es ausgesprochen eindrucksvoll,
dass der Landkreis Osnabrück mit seiner Maßar-
beit in zwei Monaten 95 Vermittlungen erreicht hat.
Die gesamte Region Hannover mit über 1 Millionen
Einwohner hat dagegen ganze sechs Vermittlun-
gen zustande gebracht. Darüber muss auch einmal
geredet werden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Offenkundig erreiche ich ein bisschen mehr Faszi-
nation bei Verantwortungsträgern wie Herrn Mön-
ninghoff in Hannover-Stadt oder den sonstigen, die
für Wirtschaft und Arbeitsmarkt in der Stadt Han-
nover und in der Region Verantwortung tragen,
wenn ich sie anspreche. Wenn Sie sie ansprechen,
entfacht sich jedenfalls keine Faszination für die
Anwendung solcher modernen Instrumente der
Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Diese 321 Personen waren bisher Empfänger von
Arbeitslosengeld II - Minimum in der Regel ein-
schließlich Wohnung 660 Euro. In Zukunft sind sie
Zahler von Steuern und Sozialbeiträgen. Es ist für
die Betroffenen ein absolutes Glückserlebnis, sich
und ihre Familien wieder aus eigener Arbeit ernäh-
ren zu können und nicht mehr auf Transferleistun-
gen angewiesen zu sein.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Mit Abgeordneten wie Herrn Hermann oder Herrn
Dinkla kann man eben erfolgreich Arbeitsmarktpo-
litik betreiben, weil sie es zu Recht als Erfolg an-
sehen, wenn 71 % der Arbeitsverhältnisse unbe-
fristet und 85 % Vollzeitstellen sind, wenn 58 % der
betroffenen Personen vorher ein bis zwei Jahre
arbeitslos waren und gar 20 % über 24 Monate
ununterbrochen arbeitslos gewesen sind. Mit einer
Quote von 19 % bei den Berufsanfängern unter 25
Jahren liegen wir immer noch höher als das erfolg-
reichste Kombilohnmodell in Deutschland, nämlich
das Hamburger Modell. Dort liegt die Quote bei
jungen Leuten unter 25 Jahren, die vorher noch
gar nicht beschäftigt waren und jetzt endlich glück-
licherweise erstmals eine Beschäftigung gefunden
haben, bei 15 %.

Insofern haben wir diese Bilanz nach zwei Mona-
ten aus einem einzigen Grund bekannt gegeben,

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Aus wel-
chem?)

nämlich weil wir versuchen wollen, andere zu ani-
mieren, an diesem Erfolg teilzuhaben. Das geht mit
Ihnen - wie wir gehört haben - wenig, aber mit uns
stark.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir handeln nach der Devise „Wir kämpfen um
jeden einzelnen Arbeitsplatz“.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Jeder Einzelne, der in Beschäftigung kommt, ist
ein Erfolgserlebnis für dieses Land. Wir haben die
Devise, lieber etwas Konkretes zu tun, als ständig
nur herumzunörgeln.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dieses Kombilohnmodell ist in den letzten Tagen
Grundlage der Beschlussfassung von CDU und
CSU geworden. Unser Kombilohnmodell soll auf
Deutschland ausgeweitet werden. Wir hoffen, dass
sich Franz Müntefering, mit dem wir in Gesprächen
sind, und das Bundesarbeitsministerium hierauf
einlassen.

Ich stelle allerdings mit etwas Frust fest, dass ich
mich auf Sie als Bündnispartner dabei wohl kaum
verlassen kann. Herr Lenz, ich habe aber am Ende
Ihres Wortbeitrages doch die Chance gesehen,
dass wir hierüber im Gespräch bleiben. Sie haben
am Ende gesagt, wir können weiter darüber reden.
Wir müssen ja auch die Statistik, die Herr Jüttner
von Ihnen bekommen hat - Stichwort „Eingliede-
rungshilfe“ -, im Hinblick auf die früheren Jahre
auswerten. Denn gerade bei der Eingliederungs-
hilfe gab es ja immer eine saisonale Schwankung,
im Frühjahr und in den Sommermonaten, aber
auch was die Sekundäreffekte mit anderen För-
derinstrumenten betrifft. Das werden wir uns mit
Ihnen zusammen sehr genau anschauen.

Am Ende ist für uns entscheidend, dass die Ju-
gendarbeitslosigkeit im Vergleich zum Vorjahr
massiv zurückgegangen ist und dass wir auch bei
Hartz IV-Empfängern im Vergleich zum Vorjahr
Rückgänge zu verzeichnen haben, die über den
Bundesdurchschnitt liegen. Wir sind auf dem rich-
tigen Weg. Es besteht aber kein Zweifel daran,
dass es ein langer Weg ist. Es gibt viel zu viele
Menschen ohne Beschäftigung und viel zu viele
Wirtschaftsbranchen, die nach wie vor an Perso-
nalabbau denken anstatt an Aufstockung der An-
zahl ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Insofern
ist ein kleiner Schritt zurückgelegt.

Sollten Sie die Erklärung der Staatskanzlei als zu
positiv empfunden haben, dann gebe ich zurück:
Wenn eine Presseerklärung der Staatskanzlei,
über die man sich geärgert hat, das Hauptangriffs-
ziel, der Hauptpunkt der Kritik der SPD in der Ak-
tuellen Stunde dieser Woche ist - die Aktuelle
Stunde ist die Stunde des Parlaments -, dann
müssen wir im Wesentlichen alles richtig machen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat sich nun der Abgeord-
nete Jüttner zu Wort gemeldet.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Meine Damen und Herren, ich habe es schon ein-
mal gesagt: Wir sollten den Anstand haben, wenn
schon Kundgebungen zu denjenigen gemacht
werden, denen das Wort erteilt worden ist, diese
höflicher und netter zu formulieren, als nur „Oh“ zu
sagen.

(Zustimmung von Ina Korter [GRÜ-
NE])

Wolfgang Jüttner (SPD):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Wulff, wir können uns ganz schnell darauf einigen,
dass wir alle ein Interesse daran haben müssen,
die Arbeitslosigkeit auf null zu setzen und dass
aufgrund der Komplexität des Themas unter-
schiedliche Instrumente und Strategien ihren Bei-
trag leisten können. Das ist überhaupt gar keine
Frage. Ein Problem ergibt sich nur dann, wenn Sie
den Eindruck erwecken - und das machen Sie -,
als ob das Instrument, das Sie vorgesehen haben,
geradezu grandios ist

(Reinhold Coenen [CDU]: Ist es
auch!)

und im Gegensatz zur Entwicklung in anderen
Bereichen dramatische Erfolge zeigt. Das hat zur
Folge, dass die Therapie nicht mehr stimmt, meine
Damen und Herren.

Ich will Ihnen das an zwei Punkten erklären. Ich
habe die Statistik über die Entwicklung der Bewilli-
gungen in den westdeutschen Bundesländern
vorliegen. Wir haben hier gehört, es gibt einen
großen Erfolg: 321 Menschen sind in Arbeit ge-
kommen. Das ist in Ordnung. Das ist klasse. Aber,
meine Damen und Herren, die Regionaldirektion
Niedersachsen hat in diesem Jahr knapp 20 000
Vermittlungen in diesem Bereich vorgenommen -
Bewilligungen nach Arbeitslosengeld II. Unter die-
sen knapp 20 000 Vermittlungen befinden sich Ihre
321 Fälle, die Sie als großen Erfolg ausweisen,
meine Damen und Herren. Das ist nicht in Ord-
nung, das kritisieren wir.
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Sie führen Maßnahmen an, die sowieso schon
laufen und von Dritten finanziert werden, und er-
wecken den Eindruck, die Erfolge dieser Maßnah-
men seien Erfolge Ihrer praktischen Politik. Das ist
falsch, das muss hier gesagt werden.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Eine weitere Bemerkung: Wenn man sich die Län-
dervergleiche ansieht - die letzten drei Monate, seit
Niedersachsenkombi läuft, sind grau unterlegt -,
dann stellt man fest: In den letzten drei Monaten ist
Niedersachsen überall. Ich glaube, das hat mit der
konjunkturellen Entwicklung zu tun. Die Bewilli-
gungen nach Arbeitslosengeld II sind in den letzten
drei Monaten in fast allen Bundesländern gleich-
mäßig gestiegen - wie auch in Niedersachsen,
meine Damen und Herren.

Deshalb sage ich: Wir lassen uns von Ihnen nicht
veralbern. Wir können gerne darüber reden, wel-
chen Stellenwert diese Komponente hat. Dann
werden wir auch darüber reden, welchen Stellen-
wert Mindestlohn in Westdeutschland hat. Aber
das setzt voraus, dass wir solche Konzepte vorur-
teilsfrei überprüfen und dass nicht der Eindruck
erweckt wird, Sie hätten mit dem Geld Dritter Er-
folge gezeitigt. Das ist überhaupt nicht der Fall.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen zu diesem Tagesordnungs-
punkt vor. Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Ich rufe nun auf den

Tagesordnungspunkt 2:
39. Übersicht über Beschlussempfehlun-
gen der ständigen Ausschüsse zu Einga-
ben - Drs. 15/3225 - Änderungsantrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/3226 - Änderungsantrag der Fraktion
der SPD - Drs. 15/3228

Im Ältestenrat haben die Fraktionen vereinbart, die
Eingaben, zu denen Änderungsanträge vorliegen,
erst am Donnerstag, den 12. Oktober, zu beraten.
Ich halte das Haus für damit einverstanden, dass

wir heute nur über die Eingaben beraten, zu denen
keine Änderungsanträge vorliegen.

Ich rufe zunächst die Eingaben aus der
39. Eingabenübersicht in der Drucksache 3225
auf, zu denen keine Änderungsanträge vorliegen.

Wird Beratung gewünscht? - Ich sehe, das ist nicht
der Fall.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem so zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Stimm-
enthaltungen? - Dann ist so beschlossen.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 3:
Zweite Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Haushaltsgesetzes 2006 (Nachtragshaus-
haltsgesetz 2006) - Gesetzentwurf der Lan-
desregierung - Drs. 15/3099 - Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Haushalt
und Finanzen - Drs. 15/3208 - Unterrichtung -
Drs. 15/3215

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Haushalt und Finanzen lautet auf Annahme mit
Änderungen.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Beratung. Das Wort hat nun der
Abgeordnete Althusmann von der CDU-Fraktion.

(Bernd Althusmann [CDU]: Die Lan-
desregierung!)

- Entschuldigung! Für die Landesregierung hat
Herr Minister Möllring das Wort.

Hartmut Möllring, Finanzminister:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der heute zur Verabschiedung stehende
Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr
2006 ist ein Spiegelbild einiger positiver Nachrich-
ten, die uns in diesen Tagen erreicht haben. Die
Perspektiven für die deutsche Wirtschaft hellen
sich auf. Die Auftragseingänge entwickeln sich gut,
und die Investitionen in neue Maschinen und Aus-
rüstungen ziehen an. Die Aussichten für die In-
dustriekonjunktur in den kommenden Monaten



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11711

gestalten sich ausgesprochen günstig. Der Bun-
deswirtschaftsminister hat erst vor ein paar Tagen
erklärt, dass er in diesem Jahr für Deutschland ein
Wachstum von 2 bis 2,5 % statt bisher 1,6 % er-
warte.

Dies alles hat unmittelbare Auswirkungen auf die
Steuereinnahmen. Das Steueraufkommen ohne
Gemeindesteuern ist in Deutschland von Januar
bis August dieses Jahres um 7,8 % gegenüber
dem Vorjahreszeitraum gestiegen. Diese Zunahme
ist damit deutlich höher, als dies noch im Frühjahr
vermutet wurde, und liegt oberhalb der Annahme
der Mai-Steuerschätzung, die für diesen Teil der
Steuereinnahmen von plus 2,7 % für das ganze
Jahr ausgegangen ist.

Auch in Niedersachsen verläuft die Entwicklung
etwas besser, als noch vor wenigen Monaten er-
kennbar war. Steuern, Länderfinanzausgleich und
Bundesergänzungszuweisungen liegen bis ein-
schließlich September um 5,1 % über dem Vorjah-
resniveau. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann für
das laufende Haushaltsjahr von einem veran-
schlagungsreifen Steuermehraufkommen in Höhe
von 450 Millionen Euro ausgegangen werden.
Dieser Einschätzung für die Einnahmeseite ent-
spricht die Beschlussempfehlung des Ausschusses
für Haushalt und Finanzen.

Trotz der Steuermehreinnahmen bleibt es die über-
ragende Aufgabe unserer Finanzpolitik, durch eine
entschlossene Konsolidierung der öffentlichen
Haushalte längerfristig wieder die finanziellen
Handlungsspielräume für Zukunftsinvestitionen zu
erarbeiten.

(Beifall bei der CDU)

Ich möchte in diesem Zusammenhang nur auf die
im Planungszeitraum verbleibenden Handlungsbe-
darfe von 755 Millionen Euro, 1,04 Milliarden Euro
und 1,2 Milliarden Euro hinweisen. Die Haushalts-
lage Niedersachsens ist viel zu ernst, als dass wir
daran denken könnten, Wahlgeschenke zu vertei-
len. Die Landesregierung hat vielmehr aktuell auf
ihrer Kabinettsklausur am 17. und 18. Juli 2006
ihren Willen bekräftigt, die Nettokreditaufnahme
verlässlich um jährlich 350 Millionen Euro zu sen-
ken, um spätestens 2012 einen Haushaltsaus-
gleich ohne jegliche Neuverschuldung herbeifüh-
ren zu können.

(Beifall bei der CDU)

An diesem Konsolidierungsziel wird - wie auf Sei-
te 39 der mittelfristigen Finanzplanung 2006 bis
2010 dargestellt ist - unverändert festgehalten.
Man kann feststellen: Wir sind die einzige Landes-
regierung bzw. das einzige Landesparlament, das
fünfmal hintereinander die Nettokreditaufnahme
gesenkt hat, und zwar viermal hintereinander um
350 Millionen Euro. Damit ist sie in der Zeit, seit wir
hier die Mehrheit haben, mehr als halbiert worden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Durch die geänderte Finanzierung des Haushalts
2006 konnten die vom Parlament im Ursprungs-
haushalt angesetzten Einnahmen aus der Mobili-
sierung der so genannten LTS-Rückflüsse in Höhe
von 433 Millionen Euro vollständig abgelöst wer-
den. Diese Veräußerungserlöse sollen nunmehr
mit dem Haushaltsplanentwurf 2007 veranschlagt
werden. Am festgelegten Verfahren wird sich
nichts ändern. Wir werden das Bieterverfahren bis
Mitte November mit der Erteilung des Zuschlages
abschließen - so ist jedenfalls die Planung -, so-
dass der Veräußerungserlös Anfang 2007, voraus-
sichtlich am 2. Januar 2007, vereinnahmt werden
kann. Über die genaue Höhe des Erlöses kann ich
Ihnen natürlich noch nichts sagen, weil das Verfah-
ren noch aussteht. Ich werde aber unverzüglich
dem zuständigen Ausschuss für Haushalt und
Finanzen Mitte November berichten. - Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die SPD-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Möhrmann das Wort. Ich erteile es ihm.

Dieter Möhrmann (SPD):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Der Minister hat eben wieder versucht, mit
seriösen, wohl gesetzten Worten einen Vorgang zu
skizzieren,

(Dr. Harald Noack [CDU]: Das ist sei-
ne Art!)

den man, wenn man ihn objektiv betrachtet,
durchaus anders beurteilen kann. Es ist nicht so,
dass wir heute einen Nachtrag beraten müssen,
weil er rechtlich geboten ist, sondern, Herr Minis-
ter, wir beraten einen Nachtrag, den Sie heute
verabschieden wollen, weil Sie die Einnahmen, die
im Jahre 2006 anfallen, für einen anderen Zweck
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ausgeben wollen, als das Gesetz es eigentlich
vorschreibt.

(Zuruf von der CDU: Das sehen Sie
falsch!)

- Was zu beweisen wäre!

Der Minister hat davon gesprochen, dass es er-
hebliche Mehreinnahmen gibt, deren Höhe heute
schon bekannt ist. Da ist ja interessant, Herr Möll-
ring, in welchen Schritten das geht. Am 11. August
waren Sie noch der Meinung, es seien 248 Millio-
nen Euro mehr. Am 20. September waren aus den
248 Millionen Euro schon 450 Millionen Euro ge-
worden. Das ist ein gewaltiger Schluck aus der
Pulle, der einen doch schon misstrauisch macht
und fragen lässt, wie denn so etwas so plötzlich
entstehen kann.

Nun geht es ja nicht nur um Mehreinnahmen, son-
dern im Zusammenhang mit diesem Nachtrags-
haushalt reden wir auch über Mehrausgaben. Herr
Minister, wir haben Ihnen schon zum Haushalt
2006 gesagt, dass im Bereich der Polizei die
Haushaltsansätze nicht hinreichend sein werden.
Sie reparieren das jetzt in dem Nachtragshaushalt.
Es fällt aber auf - daran zeigt sich auch wieder die
Seriosität Ihrer Haushaltspolitik -, dass Sie den
Schluss, dass die Mittel im Bereich der Polizei
nicht reichen, nur für 2006 ziehen. Für 2007 sind
Sie bei den Geschäftsausgaben wieder auf den
alten Ansatz zurückgegangen. Daher werden wir
im Sommer wieder das Problem haben, dass Poli-
zisten sich beschweren, nicht in die Einsätze ge-
hen können, weil die Spritrechnungen nicht mehr
bezahlt werden können. Dass eine dreiprozentige
Mehrwertsteuererhöhung kommt, wissen doch
inzwischen alle. Dass die Energiepreise ebenfalls
nicht sinken werden, wissen wir auch alle. Daher
bin ich schon einigermaßen verwundert, und ich
frage mich, ob das, was der Minister hier vorträgt,
wirklich alles so seriös ist.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Bode?

Dieter Möhrmann (SPD):

Nein, ich habe nur sieben Minuten. Da reicht es
gerade so, Herr Bode, etwas dazu zu sagen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Das wird
nicht angerechnet, das haben wir be-
schlossen!)

Meine Damen und Herren, man muss sich einmal
fragen: Braucht man denn einen Nachtragshaus-
halt? - Ich könnte dazu jetzt rechtliche Darlegun-
gen machen. Da ich aber nicht so viel Zeit habe,
will ich mich darauf beschränken, auf zwei Aussa-
gen des Landesrechnungshofes einzugehen.

Mit anderen Worten - so schreibt der Landesrech-
nungshof -: Durch das Instrument Nachtragshaus-
halt gewinnt die Landesregierung die Steuermehr-
einnahmen für den Haushalt 2007. - Meine Damen
und Herren, genau darum geht es. Es geht nicht
um seriöse Haushaltspolitik, sondern darum, dass
Sie aus ganz bestimmten Gründen - jeder kennt
den Termin Anfang 2008 - Haushaltsmittel in den
Haushalt 2007 bekommen wollen, um im Novem-
ber - also kurz vor der Landtagswahl - diesem
Land noch mitteilen zu können: Wir sind inzwi-
schen so gut, dass wir auch noch in diesem und
jenem Bereich zusätzlich etwas tun können. - Mei-
ne Damen und Herren, das lassen wir Ihnen nicht
durchgehen, zumindest kritisieren wir das hier
öffentlich.

(Beifall bei der SPD - Bernd Althus-
mann [CDU]: Bösartige Unterstel-
lung!)

- Herr Althusmann, da ich den Landesrechnungs-
hof als Zeugen dafür habe, fühle ich mich sehr
sicher. Das ist keine böswillige Unterstellung, son-
dern es entspricht den Tatsachen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Herr Möllring, jetzt wollen wir einmal untersuchen,
ob Ihr Hinweis stimmt. Sie sagen ja, Sie hätten ein
Problem, einen Handlungsbedarf in 2008, in 2009,
in 2010 und in den Folgejahren auch. Das ist rich-
tig. Als Sie angetreten sind, haben Sie uns vorge-
worfen, man dürfe in einer seriösen Mipla keine
Handlungsbedarfe ausweisen. Ich stelle fest: Sie
machen es genauso.

Aber interessant ist ja, ob Ihre Argumentation in
diesem Fall stimmt. Meine Damen und Herren,
wenn der Minister heute keinen Nachtragshaushalt
verabschieden lassen würde, dann würden diese
Steuermehreinnahmen in Höhe von 450 Millionen
Euro nicht im Haushaltsjahr 2007 veranschlagt
werden, sondern sie würden im Haushaltsjahr
2008 veranschlagt werden. Herr Möllring, dann
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hätten Sie die große Chance, diesen Handlungs-
bedarf, der über 700 Millionen Euro beträgt, auf
weniger als die Hälfte zurückzuführen. Warum tun
Sie das eigentlich nicht? - Ich sage Ihnen, warum
nicht: Weil Sie etwas ganz anderes vorhaben, und
das verschweigen Sie heute dem Parlament.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, abschließend - weil die
Zeit leider schon um ist - ein Hinweis an Herrn
McAllister. Er hat in der Haushaltsrede im Septem-
ber hier gesagt: Wenn man seriöse Haushaltspoli-
tik machen wolle, dann dürften Mehreinnahmen
gegenüber der Haushalts- und Finanzplanung
nicht zur Erhöhung von konsumtiven Ausgaben
führen, sondern sie müssten zur konsequenten
Rückführung des strukturellen Defizits durch Sen-
kung der Nettokreditaufnahme genutzt werden.
Meine Damen und Herren, ich stelle fest: Auch das
wird nicht eingehalten. Es geht hier lediglich dar-
um, die Startchancen für 2008 zu verbessern. Das
ist der einzige Grund für den Nachtragshaushalts-
plan. Deswegen lehnen wir ihn ab. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die CDU-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Althusmann das Wort.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Solche ver-
logenen Reden hält er doch am
liebsten!)

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Wir können uns des Eindrucks nicht er-
wehren, dass Sie großes, wenn nicht gar tiefstes
Misstrauen gegen diese Landesregierung hegen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Heiterkeit bei allen Frakti-
onen)

- Herr Jüttner, Sie sind berechenbar. Ich wusste,
dass Sie hierbei klatschen würden. - Herr Jüttner,
ich komme nun zu der Haushaltsrede, die Sie
gehalten haben, als der Haushalt hier zum ersten
Mal beraten wurde. Dass Ihr Misstrauen sogar zu
solchen Aussagen führen würde, hätte ich persön-
lich nie gedacht. Dort haben Sie nämlich erklärt:
CDU und FDP rufen die Feuerwehr dann, wenn es

brennt. - Ein an und für sich nicht ungewöhnlicher
Vorgang, meine Damen und Herren.

(Heiterkeit bei der CDU und bei der
FDP)

Ich will aber deutlich sagen, Herr Jüttner: Nur
Brandstifter rufen die Feuerwehr vorher.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP - Wolfgang Jüttner
[SPD]: Das Zitat war aber etwas an-
ders!)

Meine Damen und Herren, wir werden heute ein
Nachtragshaushaltsgesetz für das Jahr 2006 mit
den Änderungen, die sich in den Beratungen in
den Fachausschüssen ergeben haben, verab-
schieden. Ich sage Ihnen deutlich: Der Nachtrags-
haushalt 2006 ist ein weiterer Meilenstein in einer
langfristig angelegten Haushaltskonsolidierungs-
politik dieser Landesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Ausgangspunkt für den Entwurf des Nachtrags-
haushaltsgesetzes der Landesregierung sind aktu-
elle Isteinnahmen bei den zu erwartenden Steuer-
mehreinnahmen des Landes Niedersachsen für
das Jahr 2006 in Höhe von 450 Millionen Euro.
Nun geben Sie sich doch einmal einen Ruck!
Freuen Sie sich doch darüber, dass Niedersach-
sen endlich wieder Steuermehreinnahmen hat!

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, Sie sind nur miesepet-
rig und nörgeln nur herum, selbst wenn es einmal
Mehreinnahmen hagelt. Irgendwie kann man es
dieser Opposition nie so richtig recht machen. Der
Vorwurf der Opposition, die Landesregierung be-
reite mit diesem Nachtrag das Wahljahr 2008 vor,
ist wenig originell und ist absurd.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter Althusmann, gestatten Sie eine
Zwischenfrage des Kollegen Aller?

Bernd Althusmann (CDU):

Nichts lieber als das, weil er doch die Verantwor-
tung für die Schulden hat. Bitte sehr!

(Beifall bei der CDU)
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Heinrich Aller (SPD):

Herr Kollege Althusmann, Sie haben eben gesagt,
wir sollten uns mit Ihnen über die Steuermehrein-
nahmen freuen. Sie können sicher sein, dass wir
das tun. Sind Sie sicher, dass sich auch die
FDP/CDU-Koalition in diesem Hause über die
Steuermehreinnahmen freut, nachdem Sie der
Mehrwertsteuererhöhung im Bundesrat nicht zuge-
stimmt haben? Sie bekommen hier ja ein unge-
wolltes Geschenk in Ihren Haushalt gelegt. Freuen
Sie sich trotzdem? Tun Sie das doch mit uns zu-
sammen, und sagen Sie uns die Quelle dieser
Mehreinnahmen.

Bernd Althusmann (CDU):

Herr Kollege Aller, ich stelle fest: Erstens gibt es in
den Reihen der CDU und der FDP nur fröhliche
Menschen, die freuen sich sogar.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Zweitens, meine Damen und Herren, tritt die
Mehrwertsteueranhebung - so haben Sie aber in
der Vergangenheit offensichtlich immer geplant -
zum 1. Januar 2007 in Kraft. Die Auswirkungen
ergeben sich also erst im Folgejahr. Es mag sein,
dass Ihre Finanzpolitik früher so gelaufen ist. Wir
rechnen uns das aber erst gut, wenn es wirklich
eintritt. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, bei einem strukturellen
Defizit in Höhe von rund 2,6 Milliarden Euro im
Jahr 2006 und immerhin noch 1,9 Milliarden Euro
im Jahr 2007 und Handlungsbedarfen - der Minis-
ter hatte es gerade eben ausgeführt - von etwa
1 Milliarde Euro jährlich ist der Vorwurf der Oppo-
sition, wir würden hier Wahlgeschenke vorbereiten
- oder was auch immer -, absurd. Das entbehrt
jeglicher Grundlage.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wir tilgen 6,7 Milliarden
Euro allein in diesem Jahr für Zinsschulden, die
Sie uns hinterlassen haben. Herzlichen Dank da-
für!

(Beifall bei der CDU)

Diese Landesregierung und die sie tragenden Ko-
alitionsfraktionen nehmen diese Entwicklung auf
der Einnahmenseite aber nicht zum Anlass, um
jetzt Wahlgeschenke oder Wohltaten zu verteilen.

Bei bereinigten Ausgaben von 22,9 Milliarden Euro
und bereinigten Einnahmen von 21,3 Milliarden
Euro beträgt der Finanzierungssaldo immer noch
-1,7 Milliarden Euro. Anlass zu jedweder Form von
Entwarnung oder für ein Aufweichen des Konsoli-
dierungskurses in diesen Fragen gibt es nicht. Der
Nachtragshaushalt 2006 setzt zwei politische Aus-
gabepunkte, aber nur in einem sehr zurückhalten-
den und sachgemäßen Bereich, nämlich zum ei-
nen bei der Frage der Verbrauchsmittel für die
Polizei, weil wir sicherstellen wollen, dass die Poli-
zei im Antiterrorkampf in Niedersachsen gut ge-
rüstet ist,

(Beifall bei der CDU)

und weil wir wollen, dass bei NPD-Demonstra-
tionen oder bei Castordemonstrationen, zu denen
wir ja in der Regel nicht aufrufen, unsere Polizei-
beamten am Ende entsprechende Überstunden-
vergütungen zugeteilt bekommen. Zum anderen
stellen wir sicher, dass die Landesschulbehörde
auch weiterhin ihren Aufgaben nachkommen kann.
Das kann man uns im Haushaltsjahr 2006 nun
wahrlich nicht vorwerfen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Im Übrigen verhalten wir uns rechtskonform. Da
ein Nachtragshaushalt beraten wird, sind diese
zusätzlichen Ausgaben im Rahmen eines Nachtra-
ges und nicht als überplanmäßige Ausgaben zu
veranschlagen. Auch das hat der Landesrech-
nungshof im Übrigen ähnlich gesehen. Wir haben
es zumindest sehr deutlich gemacht. Dieser Nach-
tragshaushalt führt zu keinerlei Mehrausgaben.
Natürlich haben einige, auch in unseren Reihen,
immer wieder darüber nachgedacht, ob man nicht
in verschiedensten Bereichen zu Mehrausgaben
kommen könne.

Für uns als CDU und FDP in Niedersachsen gilt
eines: Jede zusätzliche Ausgabe in Niedersachsen
muss trotz Steuermehreinnahmen immer noch
durch Kredite finanziert werden, weil Sie uns diese
Verschuldung hinterlassen haben. Deshalb gibt es
keine Entwarnung in Sachen Finanzen. Deswegen
müssen wir in Niedersachsen weiter sparen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, die SPD hat im Kom-
munalwahlkampf einmal eben 500 Millionen Euro
als Mehrausgaben verteilt, ohne jemals einen seri-
ösen Vorschlag zur Gegenfinanzierung vorzule-
gen.
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(Oh! bei der SPD)

Wir wollen diesen unbequemen Weg der Haus-
haltskonsolidierung weitergehen. Es bedeutet
schmerzhafte Einschnitte, es bedeutet Verzicht,
auch für die Beamten in Niedersachsen. Wir haben
den Menschen eine Menge zugemutet. Aber die
Menschen glauben uns, weil wir in der Finanzpoli-
tik glaubwürdig sind, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Von einem nachlassenden Sparwillen auf Seiten
der Koalitionsfraktionen, wie es uns der Landes-
rechnungshof ins Stammbuch schreiben wollte,
kann ernsthaft keine Rede sein. Wir haben die
Nettoneuverschuldung von über 3 Milliarden Euro
um 1,4 Milliarden Euro gesenkt. Wir haben sie
damit nahezu halbiert. Im übrigen haben wir mit
den Steuereinnahmen des Jahres 2007 von
1,2 Milliarden Euro tatsächlich auch die Nettoneu-
verschuldung insgesamt abgesenkt. Und wir ha-
ben in Niedersachsen - das hat keine Landesregie-
rung vor uns jemals so getan - 1,7 Milliarden Euro
an Ausgaben real gekürzt - nicht gespart, sondern
gekürzt. Das war ein Konsolidierungskurs, der
ohne Beispiel und ohne Vorbild in Niedersachsen
war. Sie haben uns das nicht vorgelebt, Herr Aller,
Freunde und Genossen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, mit dem zur Be-
schlussfassung vorliegenden Nachtragshaushalts-
gesetz passen wir lediglich die Haushaltsansätze
im Bereich der Steuereinnahmen an die aktuelle
Entwicklung der Isteinnahmen an bzw.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

werden wir die Einnahmeerwartungen aus den
LTS-Rückflüssen von 433 Millionen Euro auf das
kommende Jahr verschieben. Das entspricht dem
Prinzip von Haushaltswahrheit und Haushaltsklar-
heit. Mit einer solchen Verschiebung der Vermö-
gensaktivierung sind aber - das muss an dieser
Stelle deutlich gesagt werden - keinerlei Mehraus-
gaben verbunden.

Im Übrigen ist die Logik des § 25 Abs. 2 der Lan-
deshaushaltsordnung einer rein kameralistischen
Sichtweise geschuldet, die auf das Jahr 1967, auf
den Stabilitäts- und Wirtschafts- und Wachstums-
pakt zurückgeht. Nicht nur Defizite, sondern auch
Überschüsse müssen demnach erst im über-
nächsten Haushaltsjahr veranschlagt werden, an-

statt sofort oder noch besser Steuermehreinnah-
men auf zwei Jahre zu verteilen.

Meine Damen und Herren, von 1990 bis 2003
- also in 13 Jahren rot-grüner oder roter Regie-
rungszeit - gab es in den Jahren 1990, 1992, 1993,
1994, 1996, 1998 und 2002 Nachtragshaushalte.
Der letzte Nachtragshaushalt belief sich immerhin
auf mehr als 2,95 Milliarden Euro an weiteren
Schulden. Anlass für alle Nachtragshaushalte - fast
alle, ich komme gleich zu einer Ausnahme - in
Ihrer Regierungszeit war der Versuch, wegbre-
chende Steuereinnahmen mit weiter anwachsen-
der Verschuldung auszugleichen. Das war der
Weg in die Schuldenfalle in Niedersachsen, den
Sie uns hinterlassen haben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, aber es gibt eine ganz
kleine Ausnahme. Deswegen, Kollege Möhrmann,
ist Ihre Argumentation von heute nicht richtig. Es
mag ja ein wenig her sein, aber wir haben mal
nachgesehen.

(Glocke des Präsidenten)

- Herr Präsident, ich komme zum Schluss. - Es gibt
einen zweiten Nachtrag 1990. Gleich nach dem
Regierungswechsel hat die damalige rot-grüne
Landesregierung Steuermehreinnahmen von
280 Millionen Euro in einen Nachtragshaushalt
gepackt. Wissen Sie, was Sie damit gemacht ha-
ben? - Sie haben dieses Geld sofort für rot-grüne
Wunschobjekte ausgegeben. Meine Damen und
Herren, genau da unterscheiden wir uns von Ih-
nen. Wir packen es in die Rücklage, wir gehen
sorgsam mit den Steuergeldern der Menschen um.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben dieses Geld in den vergangenen Jahren
insgesamt in die Haushaltskonsolidierung gepackt
und nicht mal eben für rot-grüne Projekte ausge-
geben. Dieser Kurs wird fortgesetzt, meine Damen
und Herren. Deshalb können wir den Nachtrags-
haushalt 2006 heute mit den Koalitionsfraktionen
von CDU und FDP besten Gewissens beschließen.
Insofern ist Ihre Kritik mehr als unberechtigt. - Vie-
len Dank.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)
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Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat der
Abgeordnete Wenzel das Wort.

Stefan Wenzel (GRÜNE):

Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!
Herr Althusmann, es ist tatsächlich nicht so, dass
die Landeshaushaltsordnung diesen Nachtrags-
haushalt erzwingt. Das hat der Rechnungshof
noch einmal deutlich gemacht.

Vielmehr ist es so, meine Damen und Herren, dass
die bevorstehende Landtagswahl ihre Schatten
vorauswirft. Minister Möllring braucht Spielgeld.

(Zurufe von der CDU: Was?)

Weil aber nichts mehr in der Kasse ist, musste
Jongliermasse für das Wahlkampfjahr 2007/2008
her. Das Spielgeld, das man mit diesem Nach-
tragshaushalt locker gemacht hat, hat nur einen
Zweck, nämlich die Vermeidung von unbequemen
Konsolidierungsmaßnahmen

(Zuruf von der CDU: Ach herrje!)

und die Finanzierung von kleinen und auch etwas
größeren Wahlgeschenken im Wahlkampfjahr
2007.

Meine Damen und Herren, die Regierungsfraktio-
nen wollen mit dem heutigen Nachtragshaushalt
die konjunkturbedingten Steuermehreinnahmen
abschöpfen und ins Folgejahr verschieben. Schon
mit der Vorlage des Nachtrags hat die Landesre-
gierung 248 Millionen Euro eingeplant und über die
Verschiebung der Erlöse aus den Verkäufen ins
Folgejahr verschoben. Mit dem Änderungsantrag
kommen noch einmal 202 Millionen Euro hinzu.

Meine Damen und Herren, noch vor einem Jahr
- Sie erinnern sich vielleicht, Herr McAllister -

(David McAllister [CDU]: An was?)

sprachen Wulff-Berater vor den Sommerferien vom
bevorstehenden Staatsbankrott. Das waren da-
mals große Worte. Jetzt präsentiert Herr Wulff
wieder kleine wundersame Geschenkpaketchen,
darunter 25 Millionen Euro für ein kleines Kinder-
betreuungsprogramm.

(David McAllister [CDU]: Sind Sie et-
wa gegen Kinderbetreuung?)

17 Millionen Euro sollen an die Polizei gehen. Man
verhandelt hinter den Kulissen über ein neues
kleines Weihnachtsgeld für Beamte, das der
pünktlich zum Wahltag ausgezahlten Einmalzah-
lung folgen soll, allerdings unter einem neuen Na-
men.

Meine Damen und Herren, um nicht missverstan-
den zu werden: Bessere Kindergärten und Ganz-
tagsbetreuung sind bitter notwendig.

(David McAllister [CDU]: Ach so, Sie
sind dafür!)

Aber dafür reicht kein Placebo. Das erfordert einen
völlig neuen Ansatz.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das verlangt auch nach unbequemen Wahrheiten,
meine Damen und Herren. Wir haben daher deut-
lich gemacht, dass wir das heute geltende Ehe-
gattensplitting abschaffen wollen, weil es an vielen
Familien vorbeigeht. Man macht sich nicht nur
Freunde mit einem solchen Vorschlag. Man
müsste auch mit einem zu einseitig geprägten
Familienbild aufräumen. Dazu fehlt der Mut.

(Beifall bei den GRÜNEN - David
McAllister [CDU]: Artikel 6 des Grund-
gesetzes, mein Lieber!)

Meine Damen und Herren, wenn die Steuerein-
nahmen besser als erwartet fließen, müsste man
die Nettoneuverschuldung auch weiter senken.
Herr Möllring, Ihre 350 Millionen-Euro-Regel greift
nicht. Das hat Ihnen der Rechnungshof schon im
letzten Jahr ins Stammbuch geschrieben. Deshalb
müssten Sie eigentlich in diesem Jahr mehr Schul-
den tilgen.

Meine Damen und Herren, Ihren Nachtragshaus-
halt kann man nur als billigen Trick bezeichnen.
Sie schaffen eine neue Wahlkampfwährung, das
Möllro-Spielgeld.

(Der Redner zeigt Scheine - Beifall bei
den GRÜNEN)

Aber die Bürger sollten sich nicht täuschen lassen;
denn diese Möllro-Währung ist nicht durch Goldre-
serven gedeckt, nicht einmal durch die Verkaufs-
erlöse, die vermutlich geringer ausfallen. Sie wird
mit neuen Schulden finanziert.

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen ein paar
Möllros mitgebracht, dieses Spielgeld von Herrn
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Möllring. Jeder kann sich selbst ein Bild davon
machen, wie es mit der Qualität dieser Wahl-
kampfwährung aussieht, die im Hause Möllring
offensichtlich hergestellt wird.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir machen das jedenfalls nicht mit, meine Damen
und Herren. Wichtig wäre es, die November-
Steuerschätzung abzuwarten und dann die Neu-
verschuldung so weit wie möglich zu senken. Des-
halb werden wir den Nachtragshaushalt ablehnen.
- Herzlichen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Abgeordnete
Rickert das Wort.

Klaus Rickert (FDP):

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist immer besonders eindrucksvoll,
nach Herrn Wenzel sprechen zu müssen, der in
der Regel nie zum Thema spricht, sondern viel-
mehr die große weite Welt bewegt.

Der Anlass für den vorgelegten Nachtragshaushalt
ist bekanntlich eine gegenüber den Erwartungen
angestiegene Steuermehreinnahme im Jahr 2006,
nicht 2007, wobei wir letzte Gewissheit erst mit der
Steuerschätzung vom November bzw. mit dem
letzten Jahresabschluss haben werden. Insofern
ist es nur konsequent und richtig, hier die Annah-
men bescheiden anzusetzen.

Die hier registrierte Steuermehreinnahme ist Folge
einer besseren konjunkturellen Entwicklung.

(Unruhe)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Herr Abgeordneter, einen Augenblick mal! Das
geht nicht von Ihrer Redezeit ab. - Bitte!

Klaus Rickert (FDP):

Diese konjunkturelle Entwicklung, meine Damen
und Herren, freut uns alle, natürlich besonders
diejenigen, die in diesem Lande für die Wirtschaft
Verantwortung tragen, also auch Walter Hirche.
Die Landesregierung verzichtet aufgrund dieser
Mehreinnahme auf die Realisierung der Erlöse aus
dem Verkauf des LTS-Vermögens und verlagert

diese Transaktion auf das Haushaltsjahr 2007, wie
auch der Rechnungshof festgestellt hat. Der
Rechnungshof hat allerdings nicht festgestellt,
dass hiermit in irgendeiner Weise Wahlgeschenke
finanziert werden sollen, wie Sie unterstellt haben,
Herr Möhrmann.

Einzig die ungeplante Mehrausgabe in Höhe von
17 Millionen Euro für die Landespolizei muss nach
der Haushaltsordnung in diesem Nachtrag mit
abgebildet werden. Das Geld wird für ungeplante
Sondereinsätze und die explosionsartig gestiege-
nen Benzinpreise benötigt, von denen wir wissen,
dass sie mittlerweile wieder sinken, sodass man
die Ansätze durchaus - - -

(Ralf Briese [GRÜNE] lacht)

- Ich weiß nicht, ob Sie Zeitung lesen, Herr Briese.
Wahrscheinlich kommen Sie nicht darüber hinaus.
Sie sollten mal Wirtschaftsteile lesen, nicht immer
nur die Sportseiten. - Es steht also außer Zweifel,
dass für diese Mehrausgaben entsprechende Mit-
tel verfügbar gemacht werden müssen. Ob es nun
sinnvoll ist, auch 450 000 Euro für die Landes-
schulbehörde und den Vorbereitungsdienst für die
Lehrämter auf diesem Weg freizumachen, vermag
ich nicht zu beurteilen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Das können allenfalls die Haushälter des Kultus-
ministeriums beurteilen.

Der Nachtragshaushalt dokumentiert in eindrucks-
voller Weise den Konsolidierungswillen der Lan-
desregierung.

(Bernd Althusmann [CDU]: Sehr rich-
tig!)

Die Landesregierung ist damit nicht der Versu-
chung erlegen, noch im Jahr 2006 Mehrausgaben
in Form von Wohltaten zu tätigen. Wir werden
auch keine Wohltaten im Wahlkampf verteilen, wie
uns gern unterstellt wird; denn dafür müssten wir
den Überschuss in das Jahr 2008 übertragen.
Doch dafür benötigen wir keinen Nachtragshaus-
halt. Wir benötigen den Nachtrag einzig und allein
zur Fortführung der Haushaltskonsolidierung und
der konservativen Haushaltsführung im Jahr 2007.
Hier von Spielgeld zu reden, ist absolut absurd.

Im laufenden Haushaltsaufstellungsverfahren
mahnen die Oppositionsfraktionen die Rückfüh-
rung der Nettoneuverschuldung an, um dann im
Einzelnen unfinanzierbare Forderungen zu erhe-
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ben, wie wir gerade eben wieder als Kostprobe
von Herrn Wenzel gehört haben. Meine Damen
und Herren von der Opposition, Sie müssen sich
jetzt entscheiden. Wollen Sie sparen, oder wollen
Sie Geld ausgeben?

(Sigrid Leuschner [SPD]: Beides!)

Ich gebe zu: Angesichts der 2007 zu erwartenden
Steuermehreinnahmen - wir haben diese Steuer-
mehreinnahmen, die ja der Mehrwertsteuererhö-
hung geschuldet sind, nicht gerade begrüßt, weil
wir kein Freund der Mehrwertsteuererhöhung
sind - fällt es nun schwer, hier eine gewisse Aus-
gabendisziplin durchzuhalten. Deswegen haben
mein Kollege Jörg Bode und ich unseren Kollegen
mit Hinweis auf die Mipla bestehende Deckungslü-
cken nachgewiesen und außerdem darauf hinge-
wiesen, dass die möglichen Steuermehreinnahmen
aufgrund der Mehrwertsteuererhöhung keineswegs
gesichert sind.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Ich zitiere dazu aus dem „NORD/LB Economic
Adviser“ vom Oktober 2006, in dem es heißt: „Der
konjunkturelle Ausblick für die deutsche Wirtschaft
trübt sich ein.“ Ich füge hinzu, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren: Auch die Weltwirtschaft
wird von unsicheren Erwartungen geprägt. Es be-
steht also kein Anlass dazu, die eventuellen Mehr-
einnahmen aus einer Mehrwertsteuererhöhung als
sicher oder gesichert anzusehen.

(Unruhe - Glocke des Präsidenten)

Insofern ist es sinnvoll, die Einnahmen aus dem
Verkauf des LTS-Vermögens zu verlagern. Ne-
benbei bemerkt: Ohne diese Mehreinnahmen wäre
eine Sonderzahlung an die Beamten im Jahr 2007
ziemlich unrealistisch, und dagegen hat ja wohl
kein Mensch etwas.

Ich erlaube mir in diesem Zusammenhang auch
den Hinweis, dass wir auf einem Schuldenberg von
immer noch 50 Milliarden Euro sitzen, für den wir
ca. 2 Milliarden Euro Zinsen zahlen, von dem wir
jedoch keinen Euro tilgen. Das heißt dann aller-
dings, dass wir unsere Haushaltspolitik deswegen
nach dem Prinzip eines konservativen vorsichtigen
Kaufmanns fortsetzen müssen.

Ich darf zusammenfassen:

Erstens. Die Regierungsfraktionen, bestehend aus
FDP und CDU, sind 2003 mit dem Ziel angetreten,

2008 einen verfassungskonformen Haushalt vor-
zulegen. Dieses Ziel erreichen wir ein Jahr früher.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU)

Zweitens. Wir haben in einer Langfristperspektive
angekündigt, den Haushalt spätestens im Jahre
2013 ausgeglichen zu gestalten, d. h. keine Schul-
den aufzunehmen, um Ausgaben zu finanzieren.
Durch konservative Haushaltsführung erreichen wir
auch dieses Ziel ein Jahr früher.

Das sind Erfolge, die Sie erst einmal nachmachen
müssen. Das haben Sie in 13 Jahren nicht ge-
schafft. Ich hoffe, es wird auch noch eine Weile
dauern, bis Sie dazu kommen. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsident Ulrich Biel:
Meine Damen und Herren, es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor.

Wir stimmen zunächst über die Einzelpläne und
dann über die einzelnen Artikel des Gesetzent-
wurfes ab, also zunächst über die Nr. 2 und dann
über die Nr. 1 der Beschlussempfehlung.

Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 2 der Be-
schlussempfehlung. Der Ausschuss für Haushalt
und Finanzen empfiehlt Ihnen zu den Einzelplänen
03, 07 und 13, die in der Drucksache 3208 vorge-
schlagenen Änderungen zu beschließen.

Ich eröffne die Einzelberatung.

Einzelplan 03. - Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 07. - Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Das
Erste war die Mehrheit.

Einzelplan 13. - Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen will, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gibt es Gegenstimmen? - Gibt es
Stimmenthaltungen? - Das ist nicht der Fall. Das
Erste war die Mehrheit.
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Wir kommen zur Abstimmung über Nr. 1 der Be-
schlussempfehlung betreffend den Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes
2006 (Nachtragshaushaltsgesetz 2006). Der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen empfiehlt Ihnen,
den Gesetzentwurf in der Drucksache 3099 mit
den in der Beschlussempfehlung in der Drucksa-
che 3208 vorgeschlagenen Änderungen zu be-
schließen.

Artikel 1 einschließlich Anlage 1, vorbehaltlich des
noch zu errechnenden Zahlenwerks. - Hierzu liegt
eine Änderungsempfehlung des Ausschusses vor.
Wir kommen zur Abstimmung. Wer ihr zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Wer
stimmt dagegen? - Gibt es Stimmenthaltungen? -
Das ist nicht der Fall. Das Erste war die Mehrheit.

Artikel 2. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Bevor wir nun in zweiter Beratung zur Schlussab-
stimmung über den gesamten Entwurf eines Ge-
setzes zur Änderung des Haushaltsgesetzes 2006
kommen, wird das aufgrund der Beschlüsse in der
Einzelberatung neu errechnete Zahlenwerk in den
Gesetzestext eingefügt. Dazu wird Ihnen jetzt die
Unterrichtung in der Drucksache 3215 vorgelegt.
Ich gehe davon aus, dass die Verteilung so zügig
vonstatten geht, dass wir die Sitzung nicht unter-
brechen müssen.

(Die Unterrichtung wird an die Abge-
ordneten verteilt)

Meine Damen und Herren, ich sehe, dass fleißig
gearbeitet wird. - Die Unterlagen sind inzwischen
verteilt. Wir kommen zur Schlussabstimmung.

(Heiterkeit - Die Verteilung der Unter-
lagen ist noch nicht abgeschlossen)

- Meine Damen und Herren, ich habe von Ihnen
das Zeichen bekommen, dass Sie die Unterlagen
haben. - Wir kommen zur Abstimmung. Wer dem
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Haus-
haltsgesetzes 2006 (Nachtragshaushaltsgesetz
2006) in der Fassung der Unterrichtung mit den
beschlossenen Änderungen insgesamt zustimmen
will, den bitte ich, sich zu erheben. - Wer stimmt
dagegen? - Gibt es Stimmenthaltungen? - Das ist
nicht der Fall. Das Erste war die Mehrheit.

Meine Damen und Herren, ich darf die Mitglieder
des Ausschusses für Inneres und Sport erinnern:
Ihre 133. Sitzung findet jetzt im Raum 235 statt.

Ich unterbreche die Sitzung für die Mittagspause.
Wir fangen pünktlich um 15 Uhr wieder an.

Unterbrechung der Sitzung: 13.17 Uhr.

Wiederbeginn der Sitzung: 15 Uhr.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung
wieder.

Ich rufe auf den

Tagesordnungspunkt 4:
Zweite Beratung:
a) Entwurf eines Gesetzes zur Einführung
eines beitragsfreien Kindergartenjahres -
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD -
Drs. 15/2943 - b) Finanzierungskonzept für
ein beitragsfreies Kita-Jahr entwickeln -
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/2608 - Beschlussempfehlung des
Kultusausschusses - Drs. 15/3196 - Schriftli-
cher Bericht - Drs. 15/3222

Die Beschlussempfehlungen zu a) und b) lauten
auf Ablehnung. Durch einen Übermittlungsfehler
war zunächst irrtümlich davon ausgegangen wor-
den, dass ein mündlicher Bericht vorgesehen sei.
Es wurde jedoch ein schriftlicher Bericht über die
Ausschussberatungen erstellt, der Ihnen in der
Drucksache 3222 vorliegt. Eine mündliche Bericht-
erstattung ist nicht vorgesehen.

Wir kommen zur Beratung. Ich erteile Frau Eckel
von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte schön, Frau
Eckel!

Ingrid Eckel (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Die Zeiten, als Kindergärten als Aufbewah-
rungsstätten galten, sind glücklicherweise lange
vorbei.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung
von Astrid Vockert [CDU])

- Das sind jetzt die Muntermacher. - Der Bildungs-
auftrag vorschulischer Einrichtungen ist heute un-
umstritten. In den Kindertageseinrichtungen ist
eine deutliche Aufbruchsstimmung zu verzeichnen.
Experten und Expertinnen sind sich einig über den
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Bildungsanspruch der Jüngsten, über das Beste-
hen von Zeitfenstern, die in der frühkindlichen
Entwicklung existieren und genutzt werden müs-
sen. Manche bezeichnen die frühen Kinderjahre
gar als „Goldenes Zeitalter des Lernens“ in der
individuellen Bildungsbiografie eines Kindes. Die
Politik greift all dies auf und ist sich einig: Bildung
ist Zukunftsvermögen. Wir müssen die Zukunfts-
chancen der Kinder ins Zentrum von Politik rücken.

(Beifall bei der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn Allge-
meingut geworden ist, dass in den frühen Jahren
die entscheidenden Weichen für die weitere Lern-
entwicklung eines Kindes gelegt werden, und Ei-
nigkeit darüber besteht, dass Kindergärten deshalb
eine zentrale Aufgabe zukommt, dann brauchen
wir eine signifikante Verbesserung der frühkindli-
chen Bildung in Deutschland und natürlich in Nie-
dersachsen.

Jede Landesregierung muss dafür Sorge tragen,
allen Kindern den Besuch eines Kindergartens zu
ermöglichen. Minister Busemann sagte am
26. Januar 2006 hier im Plenum:

„Die Notwendigkeit einer möglichst
frühen Förderung und Unterstützung
von Kindern ist in der aktuellen schul-
und bildungspolitischen Diskussion
nachhaltig verankert.“

Ein weiteres Zitat des Ministers:

„Planungen für ein elternbeitragsfreies
drittes Kindergartenjahr bilden dabei
einen wichtigen Baustein.“

(Walter Meinhold [SPD]: Sehr richtig,
Herr Minister! - Zuruf von Ursula Kört-
ner [CDU])

- Frau Körtner, aber wenn man schon plant, dann
muss man doch auch irgendwann einmal zu Potte
kommen.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, zu Beginn des Jahres haben Sie hier
im Hohen Haus sogar angekündigt, dass Sie das
Beitragsvolumen ermitteln wollen und dass Sie mit
den kommunalen Spitzenverbänden Gespräche
führen, um zu schauen, welches Finanzhilfeein-
speisungssystem geeignet sei. Sie kündigten so-
gar an, mit den kommunalen Spitzenverbänden
und den Trägern der Kindertagesstätten Verhand-

lungen zu führen, um inhaltliche und technische
Fragen zu klären. Diesem Hohen Hause haben Sie
zugesichert:

„Sie können sich darauf verlassen: In
den nächsten Wochen wird das The-
ma an Fahrt gewinnen.“

So sprachen Sie. Sie sprachen in diesem Zusam-
menhang von Juni. Im Juni war aber nicht einmal
ein Lüftchen zu spüren, geschweige denn ein
Fahrtwind. Stattdessen hat die SPD-Fraktion einen
Gesetzentwurf zum beitragsfreien Kindergartenjahr
eingebracht. Es ist der Job der Opposition, einer
Regierung auf die Sprünge zu helfen. Das machen
wir gern.

(Walter Meinhold [SPD]: Aber nicht
mehr lange!)

Aber wir wollen auch deutlich machen: Wir meinen
es mit unseren Vorstellungen von moderner Bil-
dungspolitik ernst. Wie ist das eigentlich bei Ihnen?
- Diese Landesregierung hat jetzt die Beitragsfrei-
heit vom Tisch gefegt. Die Regierungsfraktionen
haben dem nicht widersprochen. Sie, meine Da-
men und Herren der Fraktionen der CDU und der
FDP und Herr Minister, haben Ihre Glaubwürdig-
keit in diesem Bereich erst einmal verspielt.

(Zustimmung bei der SPD - Walter
Meinhold [SPD]: Nicht nur in diesem
Bereich! Siehe Unterrichtsversor-
gung!)

Heute, anlässlich der zweiten Beratung, möchte
ich noch einmal die Kernpunkte unseres Gesetz-
entwurfs nennen:

Erstens. Für das erste oder das dritte Kindergar-
tenjahr werden keine Beiträge erhoben. Wir wollen
den Trägern damit einen Entscheidungsspielraum
eröffnen.

Zweitens. Die dadurch entstehenden Einnahme-
ausfälle erstattet das Land.

Das ist eine klare bildungspolitische Ansage. Wir
halten ihre Umsetzung für dringend notwendig. Der
Beitragsfreiheit eines Kindergartenjahres soll, so
unsere Absicht, die Beitragsfreiheit der beiden
anderen folgen. Unser Ziel ist der dreijährige kos-
tenlose Kindergartenbesuch aller Kinder.

(Beifall bei der SPD)
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Mit der Abschaffung der Gebühren wollen wir, dass
der Kindergarten selbstverständlicher Teil unseres
Bildungssystems wird. Der Anfang Juli erstmals
vorgelegte Bildungsbericht von der Kultusminister-
konferenz und vom Bundesministerium für Bildung
und Forschung zeigt auf: 10 % aller Kinder in
Deutschland sehen nie einen Kindergarten von
innen. - Es ist für mich und meine Fraktion beson-
ders alarmierend, dass Eltern ohne Schulab-
schluss ihren Kindern den Kita-Besuch doppelt so
häufig verweigern wie Eltern mit Abitur. Wir müs-
sen diese Zahlen ernst nehmen; denn darin liegt
ein erheblicher sozialer Sprengstoff. Einschlägige
Studien belegen eindeutig, dass gerade Kinder
aus den sogenannten bildungsfernen Schichten
besonders auf den Kindergartenbesuch angewie-
sen sind und von einem frühen Besuch guter Kin-
dertageseinrichtungen für ihre Bildungsbiografie
profitieren.

(Glocke der Präsidentin)

Sehr geehrte Damen und Herren, wichtiger aber
als die finanzielle Entlastung ist das Signal: Vor-
schulische Bildung ist etwas Selbstverständliches.
Der Besuch eines Kindergartens ist fester Be-
standteil des Bildungssystems. Deswegen ist er
kostenfrei wie die Schule.

(Zustimmung bei der SPD)

Dieser Paradigmenwechsel wird ein erfolgreicher
Weg zum Ausbau bestehender Benachteiligungen
sein. Natürlich muss dieser Paradigmenwechsel
eine umfassende Qualitätsverbesserung einschlie-
ßen.

Herr McAllister, Herr Rösler, Sie werden uns ent-
gegnen, dies alles wäre nicht solide gegenfinan-
ziert. Sie haben ja bereits entsprechende Einwän-
de erhoben.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ich frage
Sie: Warum haben Sie das eigentlich
nicht umgesetzt?)

Ich sage Ihnen: Unser Gesetzentwurf für ein bei-
tragsfreies Kindergartenjahr ist seriös gegenfinan-
ziert. Wir sind da genauer und gründlicher als Herr
Busemann, der am 23. Oktober 2002 anlässlich
der Aktuellen Stunde

(Glocke der Präsidentin)

- einen Satz noch - im Landtag gesagt hat:

„Das anstehende Kostenvolumen
macht etwa 0,3 % des Landesetats
aus. Es kann mir niemand erzählen,
dass, sofern der politische Wille vor-
handen ist, ein solcher Handlungs-
spielraum trotz der angespannten Fi-
nanzlage dafür nicht bestünde. Das
muss hinzukriegen sein.“

Das ist ein Zitat von Herrn Busemann.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Bitte kommen Sie zum Schluss!

Ingrid Eckel (SPD):

Ich komme zum Schluss.

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ihre Redezeit ist längst überschritten.

Ingrid Eckel (SPD):

Gut, okay. - Wir treten dafür ein, dass die Ab-
schaffung der Gebühren ein ganz wichtiger Schritt
ist, den wir möglichst noch in diesem Jahr tun
sollten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Als Nächste hat Frau Janssen-Kucz von der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen das Wort. Bitte schön,
Frau Janssen-Kucz!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mei-
nen ganz herzlichen Glückwunsch an die schwarz-
gelbe Landesregierung: Sie haben es geschafft,
die versprochene Gebührenfreiheit für den Besuch
von Kindertagesstätten aus Ihrem Landtagswahl-
programm 2003 über die Kommunalwahl 2006 zu
retten. Das ist erfreulich für Sie; denn so können
Sie Ihr Wahlversprechen aus dem Jahr 2003 auf
Wiedervorlage für 2008 legen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aber dies ist auch ganz schön traurig für Eltern
und Kinder, die sich auf Ihr Wort verlassen haben,
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dass das letzte Kindergartenjahr nun endlich ge-
bührenfrei sein werde.

Der Kultusminister, Herr Busemann, sagte vor der
Landtagswahl 2003, dass mit dem Doppelhaushalt
2005/2006 die Kindertagesstätten das Thema sein
würden. Er fügte hinzu:

„Der dritte Jahrgang wird frei von El-
ternbeiträgen sein. Wir werden es
machen!“

(Zuruf von der CDU: Bitte vollständig
zitieren!)

Die Kindertagesstätten waren und sind Thema;
aber die Gebührenfreiheit schieben Sie weiter auf
die lange Bank. Im Februar 2006 haben wir Grüne
Sie mit einem Entschließungsantrag aufgefordert,
bis Juni ein Konzept zur Verwirklichung eines bei-
tragsfreien Kita-Jahres vorzulegen. In dieser De-
batte sagte Frau Vockert - ich zitiere wieder wört-
lich -:

„Ihr Antrag geht inhaltlich ganz und
gar in die richtige Richtung. ... Das
Motto ‚Versprochen - gebrochen‘ ist
mit uns, mit der CDU/FDP-geführten
Landesregierung, definitiv nicht zu
machen. Was wir versprechen, halten
wir auch.“

(Beifall bei der CDU)

Was ist eigentlich aus Ihrem Versprechen gewor-
den? Schämen Sie sich nicht?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Kultusminister ruderte schon in der Februar-
Debatte zurück und verwies darauf, dass es sich
nicht um eine Pflichtenlage für das Land handele.
Dann fragte er noch, was denn der Bund mache. -
Ich sage Ihnen, was der Bund bzw. Frau Dr. von
der Leyen und was die Landesregierung machen:
Dicke Backen, viel Luft und nichts dahinter!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Natürlich streiten Sie dies jetzt ab und behaupten,
alles für die Kitas getan zu haben. Uns fehlt aber
die Gebührenfreiheit. Frau Kollegin Eckel hat dar-
auf hingewiesen, wie wichtig sie ist, wenn man
Bildung im Elementarbereich ernst nehmen will.

Herr Minister Busemann, in der Debatte anlässlich
der Einbringung unseres Antrags im Februar ha-
ben Sie gesagt - ich zitiere erneut -:

„Sie können sich darauf verlassen: In
den nächsten Wochen wird das The-
ma an Fahrt gewinnen.“

Herr Minister Busemann, ich frage Sie jetzt wirklich
ernsthaft: Von welchem Fahrtwind oder welcher
Streckengeschwindigkeit haben Sie im Februar
2006 eigentlich gesprochen? Selbst die alte Ge-
schichte vom Hasen und Igel greift dabei nicht
mehr. Das war im Februar 2006. Jetzt ist Oktober
2006. Ich frage mich auch, was Sie in Ihrem Haus
in diesen acht Monaten gemacht haben. Die Ge-
bührenfreiheit für Kitas war wohl nicht das Thema.
Vermutlich waren Sie zu sehr mit der Abwicklung
des Landesjugendamts oder damit beschäftigt, wie
man die Standards in den Kitas noch mehr schlei-
fen kann.

Liebe Vertreter der Landesregierung, legen Sie
einmal Ihre Karten auf den Tisch! Wann wird es
endlich etwas mit dem gebührenfreien Kita-Jahr?
Eltern, Kinder und auch die Träger warten auf ein
ganz klares Signal. Herr Busemann, Sie wollen
doch wohl nicht als Ankündigungsminister in die
niedersächsische Bildungsgeschichte eingehen.
Zwar werden Sie heute ohne große Worte mit Ihrer
Mehrheitsfraktion die vorgelegten Anträge ableh-
nen. Damit lehnen Sie aber Ihr eigenes Wahlpro-
gramm ab. Was mir allerdings noch viel mehr zu
denken gibt, ist: Wo bleibt Ihre viel gepriesene
Verlässlichkeit den Menschen in Niedersachsen
und auch Ihren eigenen Fraktionskollegen gegen-
über? Herr Rolfes, Sie haben Anfang des Jahres
zugesagt, dass in wenigen Monaten ein Konzept
für ein Gratisjahr vorliegen werde. - Herr Buse-
mann, Sie können von Glück sagen, dass ich nicht
Mitglied Ihrer Fraktion bin. Ich hätte Ihnen schon
Hammelbeine gemacht!

(Beifall bei den GRÜNEN - Karl-Heinz
Klare [CDU]: „Die Hammelbeine lang
gezogen“ heißt es!)

- Wir können die Hammelbeine auch lang ziehen;
aber es scheint bei Ihnen nichts zu nützen.

Herr Busemann, Sie sagten: Wir werden es ma-
chen! - Ich glaube eher, dass wir es machen wer-
den, und zwar ab 2008. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und Zu-
stimmung bei der SPD)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Vielen Dank, Frau Janssen-Kucz. - Als Nächste
hat die Kollegin Astrid Vockert von der CDU-
Fraktion das Wort. Bitte schön, Frau Vockert!

Astrid Vockert (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Wir sind uns in diesem Hause darüber einig - das
war nicht immer so, Herr Kollege Jüttner -, dass es
gilt, Kinder zu fördern und zu fordern,

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Ach, stim-
men Sie jetzt doch zu, oder wie?)

dass es wichtig ist, Kindern zu helfen, ihre jeweili-
gen Talente zu entfalten, und dass wir der früh-
kindlichen Bildung, Betreuung und Erziehung ei-
nen höheren Stellenwert einräumen müssen.

(Beifall bei der CDU)

Dies habe ich absichtlich vorausgeschickt, Herr
Kollege Jüttner. Die Kollegin Eckel hat davon ge-
sprochen, dass der Kita-Bereich nun ein selbstver-
ständlicher Teil des Bildungssystems sei. Wer,
meine Damen und Herren, hat diesen Bereich
denn zum selbstverständlichen Teil des Bildungs-
systems gemacht? - Wir von der CDU und der
FDP haben dieses Gebiet in das Kultusministerium
überführt.

(Beifall bei der CDU)

Insoweit haben wir den Paradigmenwechsel ein-
geleitet.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Vockert, bitte halten Sie einen Moment inne.
Es ist hier so laut, dass niemand etwas mitbe-
kommt.

Astrid Vockert (CDU):

Für uns, meine Damen und Herren, steht eindeutig
fest - wir sind sehr glücklich darüber, dass die jet-
zige Landesregierung es ebenso sieht -, dass Kin-
der auf der Werteskala unserer Gesellschaft ganz
nach oben rücken.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Unser gemeinsames Ziel ist es, dass die Start-
chancen von Kindern unabhängig von ihrer sozia-
len Herkunft verbessert werden. Hierzu liegt jetzt
ein Konzept auf dem Tisch.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Und das
lehnen Sie ab!)

- Es ist das 100-Millionen-Euro-Programm, Herr
Jüttner: 100 Millionen Euro an zusätzlichen Mitteln!

(Zuruf von der SPD: Für zehn Jahre!)

Diese Landesregierung und die sie tragenden
Fraktionen zeigen damit sehr deutlich, dass es
ihnen mit der frühkindlichen Bildung ernst ist. Wir
machen es uns nicht so einfach, wie es die frühere
SPD-geführte Landesregierung getan hat, die eine
100-prozentige Personalkostenübernahme ver-
sprochen, aber dieses Versprechen nicht gehalten
hat. Wir nehmen die frühkindliche Bildung ernst.

(Zuruf von Heidrun Merk [SPD])

- Wenn Sie es mir nicht glauben, Frau Merk, dann
erinnere ich Sie daran, dass wir es im Haushalt mit
100 Millionen Euro dokumentieren.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Im Haushalt
stehen 25 Millionen Euro!)

Damit steht eindeutig fest, dass wir die Angebote
für die unter Dreijährigen verbessern, dass wir für
den Ausbau qualitativ guter Betreuungsstrukturen
sorgen werden, dass wir die Vernetzung der vor-
handenen Strukturen aufbereiten und dass wir die
Konzipierung neuer Modelle unterstützen.

(Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das
ist nicht das Thema, Frau Vockert!)

All dies geschieht vor dem Hintergrund der finan-
ziellen Schwierigkeiten. Sie alle wissen, dass die
Beitragsfreiheit jährlich Kosten von 90 Millionen
Euro verursachen würde. Wir sagen: Das kann
diese Landesregierung nicht wuppen.

(Zuruf von der SPD: Das will sie nicht
wuppen!)

Sie kann diesen Betrag nicht in jedem Jahr zur
Verfügung stellen, noch nicht. Gleichwohl ist der
Landesregierung und den Fraktionen von CDU
und FDP dieser Bereich so wichtig, dass sie er-
hebliche Mittel einsetzen, um zu erheblichen Qua-
litätsverbesserungen zu kommen.

(Beifall bei der CDU)
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Wir können uns immer die Frage stellen, Frau
Eckel, ob es vom Grundsatz her - unabhängig vom
nicht vorhandenen Geld - sinnvoller wäre, das
letzte Kita-Jahr beitragsfrei zu gestalten. Meine
Damen und Herren, glauben Sie mir, ich habe
zahlreiche Veranstaltungen im Lande mit Politi-
kern, Kommunalpolitikern, Bildungsexperten, Er-
zieherinnen, Eltern und Kommunalvertretern
durchgeführt. Dies steht übrigens im Gegensatz zu
dem, was Sie gemacht haben, Herr Jüttner: Sie
haben in der Sommerpause 7 000 Einladungen
zum Thema frühkindliche Bildung verschickt; aber
es sind nur 13 Parteigenossen gekommen, um mit
Ihnen darüber zu diskutieren. Bei uns war es an-
ders. Zahlreiche Erzieherinnen, Eltern und Kom-
munalvertreter erklärten auf die Frage, was in der
heutigen Zeit Vorrang haben müsse, ein beitrags-
freies Kita-Jahr oder eine Verbesserung der Ange-
botsstruktur und der Bildungsqualität, sehr eindeu-
tig, dass sie den Ausbau der frühkindlichen Bil-
dung an die erste Stelle rücken wollen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: 5 Millionen
im Jahr! - Gegenruf von Ursula Kört-
ner [CDU]: Es sind doch gar nicht nur
5 Millionen!)

- Es sind 25 Millionen Euro. Bildung beginnt bei
der Geburt. Herr Jüttner, wann begreifen Sie das
endlich?

(Zustimmung bei der CDU - Lachen
von Wolfgang Jüttner [SPD])

- Herr Jüttner, wir setzen hier wichtige Bausteine.

Hinsichtlich der Beitragsfreiheit wird ja auch immer
damit argumentiert, dass auch die sozial Schwa-
chen in unserer Gesellschaft die Chance haben
müssen, ihre Kinder in den Kindergarten zu schi-
cken. Dieses Argument habe ich immer wieder in
Gesprächen vorgetragen. Darauf wurde mir entge-
gengehalten: Frau Vockert, diejenigen, die Sozial-
hilfe beziehen, die zu den Schwächeren in unserer
Gesellschaft gehören, sind bereits von den Kita-
Gebühren freigestellt.

(Karin Stief-Kreihe [SPD]: Das brau-
chen Sie uns nicht vorzutragen! Das
wissen wir!)

Wenn Sie die 90 Millionen Euro nicht haben, dann
setzen Sie alles daran, mit einem kleineren Ansatz
dafür Sorge zu tragen, dass der Bereich der früh-
kindlichen Bildung in den Vordergrund gerückt
wird! - Dies tun wir mit unserem 100-Millionen-

Euro-Programm. Wir sind auf dem richtigen Weg.
Wir stellen uns der Verantwortung für die frühkind-
liche Bildung und sichern dies auch finanzpolitisch
ab. Das haben wir seit der Regierungsübernahme
konsequent getan. Wir haben immer wieder in
Qualität investiert. Das werden wir weiterhin ma-
chen. Wir lassen uns von Ihnen überhaupt nicht in
die Irre führen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zuruf von der SPD: Das glaubt Ihnen
doch niemand im Lande!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Für die FDP-Fraktion spricht jetzt Herr Hans-
Werner Schwarz.

(Zuruf)

- Okay, dann erteile ich zunächst Frau Eckel für
eine Kurzintervention das Wort. Ich bitte Sie, noch
einmal Platz zu nehmen, Herr Schwarz.

Ingrid Eckel (SPD):

Liebe Kollegin Vockert, ich möchte ganz klar fest-
stellen: Das 100-Millionen-Euro-Programm, von
dem Sie hier gesprochen haben, umfasst 20 Milli-
onen Euro aus dem Kultushaushalt für das soge-
nannte Brückenjahr zwischen dem Kindergarten
und der Grundschule. Die anderen 80 Millionen
Euro sind dafür bestimmt, die Tagespflege für Kin-
der von null bis drei Jahren zu verbessern. Hier
geht es nicht um einen Bildungsansatz, sondern
um eine Verbesserung der Betreuung, um die Un-
terstützung von Tagesmüttermodellen und Tages-
müttereinrichtungen. Uns geht es aber heute dar-
um, ein beitragsfreies Kindergartenjahr als ganz
wichtigen Teil des Bildungssystems einzuführen.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Zur Erwiderung erteile ich jetzt Frau Vockert noch
einmal das Wort. Sie haben anderthalb Minuten.

Astrid Vockert (CDU):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine lieben Kol-
leginnen und Kollegen! Es ist bedauerlich, Frau
Eckel, dass Sie die aktuellen Informationen aus
dem Internet nicht gelesen haben. Die 80 Millionen
Euro, von denen Sie gesprochen haben, die wir für
den Bereich der unter Dreijährigen zur Verfügung
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stellen, zeigen sehr deutlich, dass wir tatsächlich
etwas für frühkindliche Bildung von Anfang an tun.
Dabei geht es nicht einzig und allein um Betreu-
ungskonzepte, sondern auch um die Qualifizierung
des Personals.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Muss es nicht auch Sie, Frau Eckel, betroffen ma-
chen, dass wir in Deutschland mehr Professoren-
stellen für die japanische Sprache als für die früh-
kindliche Bildung zur Verfügung stellen? Müssen
wir da nicht herangehen? Diese Landesregierung
stellt sich der Herausforderung der frühkindlichen
Bildung. Da können Sie tun und lassen, was Sie
wollen.

(Beifall bei der CDU - Zuruf von der
SPD: Thema verfehlt!)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Jetzt hat der Kultusminister das Wort. Herr Buse-
mann, bitte schön! - Entschuldigung, zunächst hat
Herr Kollege Schwarz das Wort.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Ich bin Ihnen ausgesprochen dankbar, Frau Präsi-
dentin, dass Sie mich nicht vergessen. Ich bin
auch dankbar für die Einlassungen von Frau Vo-
ckert zur Klarstellung; dann kann ich mir das er-
sparen.

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Wir haben in den vergangenen drei
Jahren immer wieder erlebt, dass wir das, was die
ehemalige Landesregierung 13 Jahre lang nicht zu
wuppen imstande war, jetzt innerhalb kürzester
Zeit erledigen sollen. Das geht einfach nicht. Ver-
ehrte Frau Eckel, Sie stellen da Forderungen in
den Raum, die so nicht erfüllbar sind.

(Zustimmung bei der FDP)

In der ersten Beratung haben alle deutlich ge-
macht, dass ein beitragsfreies Kita-Jahr grundsätz-
lich eine gute Idee ist. Der von der SPD einge-
brachte Gesetzentwurf berührt im Wesentlichen
drei Punkte: Erstens. Mit dem beitragsfreien Kita-
Jahr soll die frühkindliche und vorschulische Bil-
dung gestärkt werden. Zweitens soll die Betreuung
gestärkt werden. Durch die Beitragsfreiheit soll die
beste, individuelle Förderung für jedes Kind garan-
tiert werden. Der dritte Punkt ist die Finanzierung

mit haushaltsmäßigen Auswirkungen von
90 Millionen Euro pro Jahr.

Sehr verehrte Frau Eckel, in der Begründung ha-
ben Sie richtigerweise formuliert, dass zu einer
Neugestaltung der Situation auch der Ausbau der
Kitas zu Familienzentren und beispielsweise eine
verbesserte Erzieherausbildung gehören. Genau
das will ich aufgreifen. Sie gehen ganz offensicht-
lich davon aus, dass der bloße Besuch von Kin-
dertagesstätten die frühkindliche Bildung, die
Betreuung und die individuelle Förderung nicht
verbessert; vielmehr gehört eine Menge mehr da-
zu. Es handelt sich also nicht um eine Frage der
Quantität, sondern um eine Frage der Qualität. Ein
beitragsfreies Kita-Jahr kann doch nur dann zur
Verbesserung der frühkindlichen Bildung beitra-
gen, wenn vorher oder gleichzeitig z. B. die Zu-
sammenarbeit zwischen Grundschulen und Kin-
dertagesstätten verbessert wird, wenn die
Sprachförderung ausgebaut wird und wenn die
Ausbildung der Erzieherinnen weiter verbessert
wird. Genau so hat es die Landesregierung ange-
packt und auch weiter geplant. Von den
108 Millionen Euro war gerade die Rede.

Wenn wir über ein beitragsfreies Kita-Jahr reden,
dann kann es sich nur um das letzte Jahr vor der
Einschulung handeln. Das Ganze würde doch nur
dann Sinn ergeben, wenn die Vorbereitung auf die
Schule in einem engen Zusammenhang gesehen
würde. Was soll ein erstes beitragsfreies Kita-Jahr
bringen, wenn die Eltern ihre Kinder dann aus
Kostengründen aus den Einrichtungen heraus-
nehmen? - Erfreulich ist, dass die SPD hier ge-
genüber dem Februar dieses Jahres zu einem
Umdenken gekommen ist; denn Sie haben es
schon etwas anders formuliert.

(Beifall bei der FDP)

Noch im Juni kritisierten übrigens die Grünen hier
im Landtag die Ausrichtung des SPD-Gesetz-
entwurfes allein auf die Kostenfreiheit; es sei in
ihm zu wenig von Bildungsqualität die Rede. Frau
Janssen-Kucz, mit Verlaub: In Ihrem Antrag stellen
Sie jetzt ausschließlich Forderungen zur Finanzie-
rung eines beitragsfreien Kita-Jahres auf. Von Bil-
dungsqualität ist hierbei überhaupt nicht mehr die
Rede.

In der Diskussion um ein beitragsfreies Kita-Jahr
wird auch immer hervorgehoben, dass dadurch die
Betreuungssituation verbessert würde. Die Frage
nach Verbesserung der Betreuung ist aber weniger
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eine Frage der Beitragsfreiheit als vielmehr eine
Frage der Ausweitung und Flexibilisierung der
Öffnungszeiten. Vor allem jenen Eltern, die nicht
zu Hause bleiben möchten, sondern weiter in ih-
rem Beruf arbeiten oder den Wiedereinstieg in den
Beruf schaffen möchten, müssen die Kindergärten
dies durch flexible Öffnungszeiten ermöglichen.
Was nützt ein beitragsfreies Kita-Jahr, wenn man
wegen kurzer Betreuungszeiten nicht einmal einem
Halbtagsjob nachgehen kann?

Daraus folgt: Der Ausbau verlässlicher, flexibler
und bedarfsgerechter Betreuungsstrukturen muss
vor der Einführung eines beitragsfreien Kita-Jahres
stehen - Stichwort solide Finanzierung.

(Glocke der Präsidentin)

Das ist bekanntlich nicht ganz einfach. Bisher hat
auch niemand von denen, die das beitragsfreie
Kita-Jahr fordern, wirklich belastbare Vorschläge
gemacht. Selbst vonseiten der Grünen - ich glau-
be, Sie waren es, Frau Janssen-Kucz - wurde ein-
geräumt, dass eine finanziell so große Aufgabe nur
in einer gemeinsamen Kraftanstrengung von Bund,
Land und Kommunen bewältigt werden kann. Zitat:
Das könne keine Ebene alleine wuppen. - Dem
stimme ich zu.

Wir arbeiten seit 2003 kontinuierlich an der Konso-
lidierung des Haushaltes, und zwar in erster Linie
deshalb, weil wir wissen, dass wir Handlungsspiel-
räume brauchen, um die Erfüllung wichtiger Auf-
gaben auch im Bereich der frühkindlichen Bildung
sicherzustellen.

(Glocke der Präsidentin)

- Sie klingeln vor dem Ablauf meiner Redezeit. Das
sehe ich doch!

(Heiterkeit)

Wir sollten also zunächst weiter die Grundlagen
dafür ausbauen, dass ein beitragsfreies Kita-Jahr
auch die gewünschte Wirkung erzielt: Verbesse-
rung der Erzieherinnenausbildung, Vernetzung der
Kindergärten mit den Grundschulen, Ausbau der
Sprachförderung - - -

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Kollege Schwarz, wir können uns gern einmal
darüber unterhalten, wie man die Uhr liest. Ihre
Redezeit ist aber um eine halbe Minute über-
schritten.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

- - - und Flexibilisierung der Betreuungszeiten.
Daran arbeiten wir. - Danke.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Dem Herrn Kultusminister kann ich immer noch
nicht das Wort erteilen, da sich Frau Janssen-Kucz
zu einer Kurzintervention zu Wort gemeldet hat.
Wir haben dank der Möglichkeiten der Kurzinter-
vention eine lebhafte Debatte. Frau Janssen-Kucz,
bitte schön!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Kollege Schwarz, ich möchte Sie, wenn Sie hier
aus Reden von mir zitieren, darauf hinweisen, dass
Sie hier aus einem Redebeitrag zitiert haben, der
sich auf den im Juni eingebrachten Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen betreffend das
Thema „Programm für ein familien- und kinder-
freundliches Niedersachsen - Bildungs- und Be-
treuungsangebote der Kindertagesstätten ausbau-
en“ bezog. Dieser Antrag hat mit dem Antrag vom
Februar 2006, den Sie hier heute zusammen mit
den Schwarzen ablehnen, nichts zu tun. - Das ist
das eine.

Was das andere angeht, haben Sie recht. Ich ha-
be, gerade was Bildung und Betreuung angeht,
davon gesprochen, dass eine gemeinsame Kraft-
anstrengung notwendig ist. Es wäre dann aber
schön, wenn man heute von Herrn Busemann oder
von Ihrer Regierung wenigstens hören würde, dass
es seitens des Landes Gespräche mit dem Bund
und auch mit den Kommunen gibt. Ich warte ein-
fach nur auf Antworten auf Fragen, die Herr Buse-
mann hier im Februar selber gestellt hat.

(Zuruf von Ursula Körtner [CDU])

- Nicht dazwischengrölen, Frau Körtner! - Sie soll-
ten auch damit aufhören, leere Versprechungen zu
machen. Vielmehr sollten Sie ehrlich und verläss-
lich bleiben. Darauf will ich Sie und auch den Kol-
legen Schwarz hinweisen. Ich glaube, das würde
Ihnen gut zu Gesicht stehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ich sehe nicht, dass darauf jemand reagieren
möchte. Beim dritten Anlauf kann ich nun Herrn
Minister Busemann das Wort erteilen.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Frau Janssen-Kucz, es ist schon etwas merk-
würdig, dass bei einem so wichtigen Thema indi-
rekt fast der Vorwurf erhoben wird, man hätte die-
ses Thema bei der Kommunalwahl sozusagen
nicht als Wahlkampfthema benutzt oder miss-
braucht. - Dieses Thema ist dafür viel zu ernst. Es
geht bei diesem Thema um dauerhaften Rege-
lungsbedarf. Es geht nicht darum, dieses Thema
im Blick auf irgendwelche Wahltermine zu behan-
deln und dann mit Geschenken aufzuwarten. Dar-
um kann es nicht gehen.

(Beifall bei der CDU)

Ich glaube, wir sollten dieses schwierige Thema
durchaus noch einmal richtig einordnen. Ich sehe
in diesem Hause und in der Politik des Landes
einen gewaltigen Konsens darüber, dass wir im
Bereich der frühkindlichen Bildung in Deutschland
und in Niedersachsen alle miteinander besser
werden müssen. Das ist die Erkenntnis aus PISA.
Ich habe gestern die Ergebnisse in Mathematik im
3. Jahrgang der Grundschule und die Ergebnisse
der Hauptschulabschlussprüfungen verkündet. Wir
konnten wiederum genau merken, dass dann,
wenn es an sprachlichen Kenntnissen mangelt,
wenn man also die deutsche Sprache nicht ausrei-
chend beherrscht, entsprechende Defizite in den
schulischen Leistungen die Folge sind. Dies zieht
dann insgesamt die Ergebnisse herunter. Im allsei-
tigen Interesse, auch im Bildungsinteresse gibt es
einen großen Bedarf an mehr frühkindlicher Bil-
dung.

Dass in diesem Kontext auch die Frage eine Rolle
spielt, ob wir auch aus familienpolitischen Grün-
den, aus Gründen der finanziellen Entlastung eine
Beitragsfreiheit brauchen, ist, glaube ich, ebenfalls
völlig klar. Man muss dann aber auf die Reihenfol-
ge schauen und prüfen, ob man so etwas entspre-
chend realisieren kann. Sehr große Unterschiede
bei den Maßnahmenkatalogen gibt es ja nicht. Sie
favorisieren eher die Beitragsfreiheit im ersten Jahr
oder im dritten Jahr. In dieser Hinsicht sollte man
sich irgendwann auch einmal festlegen. Wir sagen
aufgrund der Funktion des Übergangs zur Ein-
schulung im dritten Jahr: Wenn man einen Einstieg

finden will, dann kann es nur um den dritten Jahr-
gang gehen, weil dann die notwendigsten Dinge zu
tun sind. Dass das andere auch wünschenswert
ist, ist völlig klar.

Dass die Regierung dieses Thema nicht abgehakt
hat, haben Sie doch im Sommer bemerkt. Auch die
Parteitagsbeschlüsse der Christdemokraten und,
glaube ich, auch der Freien Demokraten gehen
doch in diese Richtung, stehen aber - das müssen
Sie in diesem Zusammenhang, wenn Sie mich
zitieren, dazusagen - unter einem Finanzierungs-
vorbehalt. Wenn es dauerhaft finanzierbar ist,
dann muss man der Sache entsprechend näher
treten. Es geht - je nachdem, wie man es rechnet -
um etwa 90 Millionen Euro. Diese Mittel kann man
aus einem Landeshaushalt à la longue nicht ein-
fach herausschütteln und sagen: Dann machen wir
das. Der Haushalt weist auch in diesem Jahr noch
eine Neuverschuldung von 1,4 Milliarden Euro auf.
Möge doch niemand in der Öffentlichkeit den Ein-
druck erwecken, nach all den Sparanstrengungen
der letzten Jahre wäre jetzt wieder satt Geld da, es
müssten nur die richtigen Leute kommen und es
an der richtigen Stelle ausgeben, um sich beliebt
zu machen. Davon haben auch unsere Kinder
nichts.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Ich würde es nicht mitverantworten wollen, aktuell
zu sagen „Das machen wir jetzt!“, die Maßnahme
zwei Jahre später aber, weil es mit der Mehr-
wertsteuer nicht so flutscht, wie Sie es heute Mor-
gen diskutiert haben, wieder einzukassieren oder
neue Schulden zu machen und den Kindern in
20 Jahren zu sagen „Wir haben es damals mit
euch gut gemeint, aber abbezahlen könnt ihr das
selber“. Auch das muss man miteinander klären.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wenn es dauerhaft finanziert werden kann - das
darf ich hier für die Regierung sagen -, tritt man der
Sache entsprechend näher.

Der Bundespräsident hat uns allen ins Stammbuch
geschrieben, worum es gehen muss. Ich sage,
dass er auch in diesem Punkt recht hatte. Das
Ganze muss aber - das sagen wir alle - seriös
finanziert sein.

Im Übrigen haben sich - ich habe das schon ein-
mal gesagt, weil wir in den vergangenen Jahren
schon entsprechende Debatten hatten - die
Rechtslage und die Betrachtungslage ein Stück
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weit verändert. Wer bekommt die Kindertages-
stätte für sein Kind heute schon sozusagen um-
sonst? - Sozialhilfebedürftige bekommen sie um-
sonst, wobei es in den verschiedenen Bereichen
des Landes Unterschiede gibt. In einigen Berei-
chen des Landes beträgt der Anteil beispielsweise
10 %. In der Stadt Hannover müssen - Gott sei es
geklagt - 40 % der Eltern für ihre Kinder keine Bei-
träge mehr zahlen, weil sie entsprechend bedürftig
sind. Frau Janssen-Kucz, die Zielgruppe, für die
Sie gerade geworben haben, liefert also das fal-
sche Argument; denn die Kinder aus dieser Ziel-
gruppe gehen schon umsonst in die Kita. Ich sage
das, damit dies in diesem Zusammenhang klar ist.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Der nächste Punkt ist: Die Eltern, die berufstätig
sind und Steuern zahlen, können nach der
Rechtslage, die der Bund nun geschaffen hat, bis
zu 4 000 Euro jährlich von der Steuer absetzen
und haben in dieser Hinsicht eine andere Be-
trachtung entwickelt. Sehr oft wird jetzt gesagt „Die
Beitragsfreiheit ist schön“. Auch ich finde sie gut
und richtig, wenn sie bezahlbar ist. Das Argument
der familienpolitischen Entlastung und andere Ar-
gumente in dieser Richtung sind sicherlich zutref-
fend. Die Vorstellungen der jungen Eltern gehen
nun aber mehr denn je in die Richtung, dass sie
uns sagen: „Wir möchten gerne mehr Betreuungs-
angebote haben.“ Auch das ist eine berechtigte
Forderung. Es heißt: „Im Bereich von null bis drei
Jahren müsst ihr, was die Betreuung angeht, bes-
ser werden. Wir wollen in diesem Bereich entspre-
chende Angebote sehen.“ Ich darf Ihnen sagen,
dass die Landesregierung dies alles im Blick hat.
Wenn wir es bezahlen können, kommen wir zur
richtigen Zeit mit den richtigen Maßnahmen. Diese
Maßnahmen müssen für mich als Bildungsminister
auch innovative Entwicklungen im Bildungssektor
mit sich bringen. Es darf nicht nur um Geldge-
schenke gehen.

(Beifall bei der CDU)

Durch die Diskussion und den Stand der Dinge in
ganz Deutschland hat das Thema „Frühkindliche
Bildung“ an Fahrt gewonnen. Sie wissen, dass wir
im Lande Niedersachsen eine ganze Menge tun
und in den letzten drei Jahren auch getan haben.
Die Ausgangssituation ist, dass das Land
161 Millionen Euro für Personalkostenzuschüsse
im Bereich der Kindertagesstätten ausgibt. Wir
haben in den letzten Jahren für die Sprachförde-

rung eine ganze Menge getan. Wenn ich die
Summe hochrechne, ergibt sich, dass wir schon
jenseits von 20 Millionen Euro sind. Sie haben Ihre
Forderungen damals gut gemeint, aber leider ha-
ben Sie uns das Geld nicht übrig gelassen. Wir
haben es aber nun hinbekommen. Der Orientie-
rungsrahmen für Bildung und Erziehung hat in die
Kindertagesstätten richtig Bewegung gebracht.
Das sind schon ganz gute Bausteine, die man
sozusagen miteinander organisiert hat und von
denen man sagen kann, dass sie ganz vernünftig
sind.

(Beifall bei der CDU)

Das 100-Millionen-Programm mit dem Titel „Fami-
lien mit Zukunft - Kinder bilden und betreuen“, das
ich für ein tolles Programm halte, ist schon ange-
sprochen worden. Im Betreuungsbereich wird das
Sozialministerium entsprechende Konzepte erar-
beiten, sozusagen wunschgerecht entsprechend
dem, wie die jungen Eltern es uns gesagt haben.
Über vier Jahre sind für den Kultusminister
5 Millionen Euro erst einmal gesichert. Diese Mittel
konnten und können wir gut gebrauchen, um im
Rahmen des Bildungsauftrages entsprechend
besser zu werden. Ich will Ihnen hier auch noch
beschreiben, an welche vier Punkte wir dabei ins-
besondere denken. Wir müssen - das können wir
mit diesen Mitteln auch erreichen - bei der Früh-
analyse besser werden, wo die Fähigkeiten und
Fertigkeiten der Kinder liegen. Bei der Sprach-
standfeststellung haben wir diesbezüglich schon
mit Erfolg begonnen. Was aber die kognitiven Fä-
higkeiten, die Motorik und anderes anbelangt,
müssen wir das noch entsprechend verdichten.
Dabei hilft das Geld außerordentlich. Wir werden
flächendeckend - dafür gibt es im Bereich der Kin-
dertagesstätten, aber auch der Grundschulen ei-
nen Bedarf - Beratungsteams installieren, die dafür
sorgen, dass der Übergang - Stichwort „Brücken-
funktion“ - von der Kita zur Grundschule besser
organisiert wird und man sich gegenseitig entspre-
chend hilft. Als dritten Punkt nenne ich, dass wir
gezielte Förder- und Bildungsmaßnahmen für den
jeweiligen individuellen Bedarf des einzelnen Kin-
des in Kindergärten und vielleicht auch in Grund-
schulen ausprobieren werden. Mittel für geeignete
Modellprojekte stehen zur Verfügung. Wir werden
auch - das ist eine Forderung gerade der Erziehe-
rinnen und Erzieher aus den letzten Jahren - eini-
ges für die Fortbildung tun können. Wenn wir neue
Ansprüche formulieren - im Übrigen war der Bedarf
auch schon da -, dann müssen wir mehr für die
Fortbildung tun, und das werden wir auch tun. Dies
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hilft uns in den nächsten Jahren entsprechend
weiter.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Also: Vier mal 5 Millionen Euro sind zusammen
20 Millionen Euro für das Kultusministerium für die
frühkindliche Bildung. Das ist ein maßgerechter
Einstieg für weitere gute Maßnahmen.

Um die Sache rund zu machen: Wenn die Finan-
zierbarkeit dauerhaft gegeben ist, dann müssen wir
dem Thema des beitragsfreien dritten Kitajahres
entsprechend nahetreten. Aber heute einen aus-
geben und morgen wieder einkassieren, das ist
nicht unser Ding. Wenn wir etwas machen, dann
machen wir es solide. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-
nungspunkt liegen mir nicht vor.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung zustim-
men und damit den Gesetzentwurf der Fraktion der
SPD in der Drucksache 2943 ablehnen will, den
bitte ich um ein Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses zustimmen und damit den Antrag der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Drucksa-
che 2608 ablehnen möchte, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Das Erste war wiederum die Mehrheit.

Wir kommen damit zu den Tagesordnungspunkten
5 und 6. Die Fraktionen haben sich darauf ver-
ständigt, die Tagesordnungspunkte 5 und 6, ab-
weichend von der Ihnen vorliegenden Tagesord-
nung, zusammen zu behandeln und dafür insge-
samt 40 Minuten Beratungszeit vorzusehen. Ich
weise darauf hin, dass den Fraktionen die Rede-
zeiten zugeteilt worden sind.

Ich rufe zusammen auf

Tagesordnungspunkt 5:
Erste Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der
Kindergesundheit in Niedersachsen - Ge-
setzentwurf der Fraktion der SPD -
Drs. 15/3165

und

Tagesordnungspunkt 6:
Zweite Beratung:
Kindergesundheit fördern - Stärkeres
Durchimpfen zur Masernelimination
Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP -
Drs. 15/2923 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit - Drs. 15/3198

Die Beschlussempfehlung in der Drucksache 3198
lautet auf Annahme.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Das Wort hat jetzt der Kollege Uwe Schwarz von
der SPD-Fraktion. Bitte schön!

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am
14. August 2006 war in der HAZ zu lesen:

„Ministerin will Misshandlungen früher
erkennen.“

Und weiter:

„Angesichts alarmierender Fälle von
Kindesmisshandlungen will Nieder-
sachsens Sozialministerin Mechthild
Ross-Luttmann die Mechanismen zur
Erkennung solcher Taten verbessern“.

Sechs Monate vorher, am 21. Februar, hatte die-
selbe Ministerin öffentlich erklärt, mit dem neuen
Gesundheitsdienstgesetz des Landes Schulein-
gangsuntersuchungen verpflichtend vorschreiben
zu wollen.

Meine Damen und Herren, die Notwendigkeit die-
ser Maßnahmen ist unbestritten. Sie sind im Übri-
gen längst überfällig. Das tatsächliche Handeln
dieser Regierung und der Koalitionsfraktionen
sieht aber leider völlig anders aus als ihre wohlfei-
len Ankündigungen.
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In dem neuen Gesetz über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst haben Sie jede Verbesserung im
Interesse der Kinder vor der Schlussberatung
komplett wieder herausgestrichen. Unseren Antrag
vom 28. Februar dieses Jahres mit der Überschrift
„Kinder und Jugendliche stärker vor Misshandlung
und Verwahrlosung schützen - Kindeswohl vor
Elternwillen“ lassen Sie nunmehr seit zehn Mona-
ten unbearbeitet liegen. Außer unverbindlichen
Ankündigungen sind eigene Vorschläge bisher
komplett Fehlanzeige. Diesen Umgang mit der
Opposition kennen wir schon. Aber ich finde, bei
diesem wichtigen und sensiblen Thema ist dieses
Verfahren untragbar und im Übrigen auch unver-
antwortlich gegenüber den Kindern, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der SPD)

„Sie plane, sich im Herbst mit dem Landesgesund-
heitsamt, den Krankenkassen und den Ärztever-
bänden zusammenzusetzen,“ kündigte Frau Ross-
Luttmann am 14. August dieses Jahres an. Weiter
stellte die Ministerin fest, es gebe bereits interes-
sante Modelle „zum Aufbau von zentralen Anlauf-
stellen zur Abklärung von Kindesmisshandlungen“.
Schön finde ich, dass dieser wirklich nicht neue
Sachstand nun endlich auch bei der Niedersächsi-
schen Landesregierung angekommen ist.

Aber genau sechs Wochen später haben Sie exakt
das Gleiche wieder angekündigt. Nun ist nicht
mehr vom Herbst die Rede, sondern nur noch von
diesem Jahr. Andere Landesregierungen sind da
deutlich schneller gewesen, wie die Aktivitäten
nach dem Fall „Jessica“ in Hamburg gezeigt ha-
ben. Frau Ministerin, ich finde, mit sich ständig
wiederholenden Ankündigungen werden Sie die-
sem Thema nicht gerecht. Handeln Sie doch ein-
fach einmal, Frau Ministerin!

(Beifall bei der SPD)

Die SPD-Fraktion hat in ihrem Entschließungsan-
trag u. a. vorgeschlagen - ich erinnere daran -, ein
hilfeorientiertes Frühwarnsystem unter Einbezie-
hung von Kindertagesstätten, Schulen, Jugend-
ämtern, Sozialdiensten und Gesundheitsbehörden
aufzubauen, darüber hinaus einen landesweiten,
rund um die Uhr erreichbaren Kindernotruf einzu-
richten und das 2001 erfolgreich gestartete Projekt
der Familienhebammen flächendeckend auszu-
bauen. Sie sitzen diesen Antrag bisher alternativ-
los aus, loben Ihrerseits das Modell der Familien-
hebammen und schieben es dann in aller Ruhe

2007 den Kommunen zu, soweit diese das finan-
zieren können.

Ganze 40 000 Euro für eine Koordinierungsstelle
ist der Koalition das Projekt der Familienhebam-
men im neuen Haushaltsplanentwurf 2007 noch
wert - ein Projekt, das bisher als Einziges genau
die Eltern und Familien erreicht, die wir dringend
erreichen müssen.

Meine Damen und Herren, dieses Verfahren ist
das genaue Gegenteil Ihrer Ankündigungen. Es ist
fahrlässig und überdies verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD)

Wer es ernst meint mit dem Schutz von Kindern
und der Verbesserung der Kindergesundheit, der
muss auch dort handeln, wo der Zuständigkeitsbe-
reich des Landesgesetzgebers selber gegeben ist,
und zwar beim Gesetz über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst. Sie haben allerdings im März bei
der Verabschiedung des Gesetzes ohne Not ge-
kniffen. Stattdessen haben Sie kurz danach einen
Placeboantrag zum Thema Masern eingebracht.

(Norbert Böhlke [CDU]: Na, na, na!)

- Damit das klar ist, Herr Böhlke: Masern sind eine
ernst zu nehmende und häufig unterschätzte
Krankheit.

(Joachim Albrecht [CDU]: Sehr rich-
tig!)

Bei 20 % der Erkrankten gibt es Komplikationen -
zum Teil sehr schwerwiegende, bis hin zur Gehirn-
entzündung. Deutschland ist im Gegensatz zu
anderen Industrienationen weit von der von der
Weltgesundheitsorganisation bereits 1999 gefor-
derten Durchimpfquote von 95 % entfernt.

(Norbert Böhlke [CDU]: Warum wohl?)

In Ihrem Antrag haben Sie aber entweder Vor-
schläge aufgegriffen, die schon mit wenig Erfolg
umgesetzt worden sind, oder Vorschläge, für deren
Umsetzung das Land gar nicht zuständig ist. Be-
sonders interessant finde ich dabei Ihre Forderung
unter Nr. 2, den öffentlichen Gesundheitsdienst zu
motivieren, seine Anstrengungen für eine höhere
Impfquote zu verstärken, und Ihre Forderung unter
Nr. 3, für eine höhere Impfquote flächendeckend
Kindergärten mit einzubeziehen. Genau das, mei-
ne Damen und Herren, haben Sie bei der Verab-
schiedung des Gesetzes über den öffentlichen
Gesundheitsdienst abgelehnt. Genau das, meine
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Damen und Herren, beantragen wir heute mit dem
von uns vorgelegten Gesetzentwurf erneut.

Wenn Sie es wirklich ernst meinen - und noch
unterstellen wir Ihnen das positiv -, dann stimmen
Sie unserem Vorschlag endlich zu: Dann kann das
Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst
mit diesen Korrekturen und dieser Ergänzung zum
1. Januar 2007 in Kraft treten. Wenn nicht, dann
sollten Sie aufhören, mit solchen Anträgen Eltern
Sand in die Augen zu streuen. Sie dürfen nicht
immer nur den Mund spitzen, meine Damen und
Herren, irgendwann müssen Sie auch einmal pfei-
fen, wenn es um dieses Thema geht.

(Beifall bei der SPD - Reinhold Coe-
nen [CDU]: Wir können auch singen!)

- Sie können auch singen. Die Hauptsache ist, Sie
bringen einmal etwas zustande. Das wäre bei die-
sem Thema viel wichtiger.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe selten etwas so Inkonsequentes und
Unglaubwürdiges erlebt wie die Debatte zur Ver-
abschiedung des Gesetzes über den öffentlichen
Gesundheitsdienst. Sie sollten sich das einmal
ansehen. Sie waren ja im Ausschuss nicht dabei.
Das war an Peinlichkeit nicht mehr zu überbieten,
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Jetzt haben Sie publikumswirksam vor einigen
Wochen - auch das ist Gegenstand der vorausge-
gangenen Debatte gewesen - ein neues 25-
Millionen-Euro-Programm zur frühkindlichen Erzie-
hung vorgestellt. Wir haben dieses Programm in
der vergangenen Woche im Rahmen der Haus-
haltsberatungen andiskutiert. Dabei ist deutlich
geworden, dass dieses hochgelobte Programm
bisher keinerlei Substanz hat. Es besteht zumin-
dest im Sozialbereich nur aus einem Sammelsuri-
um von Überschriften, die entweder in den Kom-
munen vor Ort schon längst realisiert werden oder
auf die bis heute keiner wirklich gewartet hat und
die auch ernsthaft niemand braucht.

(Zuruf von der CDU: Glauben Sie,
was Sie da sagen?)

- Ja, ich glaube das. Sie müssen sich einmal an-
gucken, was in diesem Ding drinsteht. Das alles
machen die Kommunen vor Ort. Darin gibt es
überhaupt nichts Neues. Dieses Programm hat in

hohem Maße Mitnahmeeffekte, aber es bewegt in
der Sache überhaupt nichts.

(Zustimmung bei der SPD)

Wenn Sie das Geld, das dort eingesetzt ist, in die
flächendeckende Versorgung mit Familienhebam-
men, die Vorsorgeuntersuchungen in Kindergärten
und Schulen sowie in die konsequente Durchfüh-
rung von empfohlenen Schutzimpfungen investie-
ren würden, dann wäre erstens den Kindern wirk-
lich geholfen und wäre zweitens Niedersachsen in
dieser Sache wirklich ein gutes Stück weiter.

(Zuruf von der CDU: Frühkindliche
Bildung!)

Meine Damen und Herren, ich finde, Sie sollten
nicht nur reden und ablenken, sondern Sie sollten
konkret handeln. Das ist bei diesem Thema endlich
gefragt. Wir müssen gemeinsam dafür sorgen,
dass Kinder einen anderen Stellenwert in unserer
Gesellschaft bekommen. Der von uns vorgelegte
Gesetzentwurf hat genau dieses Ziel. Deshalb
gehen wir davon aus, dass Sie diesem Gesetzent-
wurf beim dritten Versuch nun endlich zustimmen
werden.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Als Nächste hat die Kollegin Prüssner von der
CDU-Fraktion das Wort. Bitte schön, Frau Prüss-
ner!

Dorothee Prüssner (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Um
es vorwegzunehmen: Wir brauchen keine Ände-
rung des Artikels 1 des Niedersächsischen Geset-
zes über den öffentlichen Gesundheitsdienst.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben das Gesetz doch gerade gemeinsam
geändert,

(Norbert Böhlke [CDU]: So ist es!)

diskutiert und mehrheitlich verabschiedet. Wir ha-
ben daran gearbeitet, Ziele zu formulieren, die dem
Schutz und der Förderung der Gesundheit unserer
Kinder dienlich sind. Ich finde, das haben wir gut
hingekriegt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)
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Jetzt ist Aufklärung wichtig - Aufklärung der Bevöl-
kerung und der Fachöffentlichkeit über die Be-
deutung der Masernvermeidung. Wichtig ist auch
die Aufklärung über die Ungefährlichkeit der Ma-
sernimpfung an sich.

(Norbert Böhlke [CDU]: So ist es!)

Masernepidemien haben in den letzten Monaten
Gott sei Dank nicht mehr für Schlagzeilen gesorgt.
Gleichwohl gibt es weiterhin Masernerkrankungen.
In Niedersachsen sind es ganz aktuell zwar nur
einzelne Fälle, aber immerhin waren es Stand Juli
2006  53. Bundesweit wird jährlich immer noch die
erschütternde Zahl von bis zu 6 000 Maserner-
krankungen bei Kindern, zum Teil mit sehr drama-
tischem Ausgang, von den Behörden gemeldet.
Derzeit sind deutschlandweit, durch Maserninfekti-
onen ausgelöst, 13 Kinder an chronisch entzündli-
chen Erkrankungen des zentralen Nervensystem
erkrankt, ohne Hoffnung zu überleben. 13 Kinder
sind derzeit todkrank, weil sie nicht geimpft worden
sind.

Nach der Einbringung des Antrages „Stärkeres
Durchimpfen zur Masernelimination“ im Juni habe
ich viele Gespräche mit besorgten Eltern geführt,
die ihre Kinder nicht impfen lassen, weil sie Ne-
benwirkungen fürchten, die schlimmer sein könn-
ten als die mit Masern verbundenen Komplikatio-
nen selbst. Ich habe auch Briefe von Impfgegnern
bekommen, die meinen, Kinderkrankheiten müss-
ten durchlebt werden, um das Immunsystem richtig
aufzubauen. Fachärzte stellen dazu fest: Dramati-
sche Impfschäden gibt es nicht. Seit 16 Jahren
wird in Deutschland ein Masern-Mumps-Röteln-
Impfstoff verwendet, der unbedenklich ist. Die
Impfung nicht wahrzunehmen, birgt ein unschätz-
bares Risiko für das Kind. Entscheidend ist dabei
auch, dass ungeimpfte Kinder, die an Masern er-
kranken, andere Kinder im Nu anstecken. Sollte
die Krankheit beim eigenen Kind mit ein paar
Pusteln vorübergehen, haben die Eltern Glück.
Dies bedeutet aber noch lange nicht, dass bei
Spielgefährten die Krankheit ebenso glimpflich
verläuft. Das ist fatal vor allem bei Kindern, die aus
gesundheitlichen Gründen nicht geimpft werden
können, oder bei Migrantenkindern, deren Impf-
schutz unvollständig ist.

Bei den Masernausbrüchen in den vergangenen
Monaten sind besonders viele ältere Kinder und
Jugendliche erkrankt. Jeder dritte Masernkranke ist
inzwischen über 14 Jahre alt. Diese Impflücke gilt
es zu schließen. Da greift eben nicht die von der

SPD geforderte Gesetzesänderung, durch die
festgehalten werden soll, dass in Kitas flächende-
ckende ärztliche Einzeluntersuchungen durchzu-
führen sind.

(Beifall bei der CDU)

Masernausbrüche können künftig nur verhindert
werden, wenn rechtzeitig geimpft wird und Impflü-
cken geschlossen werden. Jeder Arztbesuch und
jede Vorsorgeuntersuchung sollte daher zur Über-
prüfung des Impfstatus und für Impfungen genutzt
werden. Wir wissen, dass die erste Impfung gegen
Masern zu 92 % von den Eltern wahrgenommen
wird. Die zweite Impfung aber, die nötig ist, um die
Krankheit zu verhindern, wird vergessen oder als
nicht mehr erforderlich empfunden. So sind die
Ärzte die wichtigsten Ansprechpartner der Patien-
ten beim Thema impfen.

Auf dem Niedersächsischen Maserngipfel im Juli
2006 hat Gesundheitsministerin Mechthild Ross-
Luttmann gemeinsam mit verantwortlichen Akteu-
ren des Gesundheitswesens über Maßnahmen im
Kampf gegen Masern beraten. Unter Berücksichti-
gung unterschiedlicher lokaler Gegebenheiten
sollen Aktionspläne erarbeitet werden. Öffentliche
Kampagnen der verschiedenen Akteure sind dazu
nötig. Auch Berufsgruppen wie Erzieher und He-
bammen sind aufgefordert, sich unvoreingenom-
men mit diesem Thema auseinanderzusetzen.
Gemeinsam wird daran gearbeitet, den Impfstatus
der Kinder und Jugendlichen in Niedersachsen zu
verbessern.

Meine Damen und Herren, nicht nur auf dem Ma-
serngipfel in Hannover mit unserer Ministerin, son-
dern auch bei dem Workshop der Weltgesund-
heitsorganisation, der im Mai dieses Jahres im
Robert Koch-Institut stattfand, war man sich einig:
Zur Verbesserung der Situation sind nicht nur Ge-
setze nötig, sondern eben ein ganzes Bündel von
Maßnahmen.

(Uwe Schwarz [SPD]: Aber auch Ge-
setze!)

Das Ziel der Masernelimination in Deutschland
bzw. in Niedersachsen ist eingebunden in interna-
tionale Bemühungen der Weltgesundheitsorgani-
sation. Danach soll ab dem Jahr 2010 keine Über-
tragung der Masern in der europäischen Region
mehr möglich sein.

In dem vorliegenden Antrag haben CDU und FDP
einen umfassenden Katalog von Maßnahmen for-
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muliert, die helfen sollen, dieses Ziel zu erreichen.
Dafür bitte ich um Zustimmung. Weitere Gesetze
lehnen wir ab. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Kollegin Meißner von der FDP-Fraktion hat
jetzt das Wort.

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schwarz, Sie haben wieder einmal versucht, der
Regierung und den sie tragenden Fraktionen vor-
zuwerfen, sie hätten keine Ahnung. Das versuchen
Sie immer wieder, aber es stimmt trotzdem nicht.

(Beifall bei der FDP)

Es geht hier nämlich um verschiedene Dinge, die
Sie zum Teil vermischt haben, die man aber sehr
wohl trennen muss. Das eine, um das es uns hier-
bei ging, sind die Masern. Es ist erklärtes Ziel, auf
die Gefährlichkeit von Masern hinzuweisen und die
Masern möglichst zu eliminieren. Dazu gehört
eben, dass nicht nur eine erste Impfung durchge-
führt wird, die 95 % der Kinder in Niedersachsen in
Anspruch nehmen, sondern auch eine zweite
Impfung; denn nur dann besteht der volle Schutz.
Diese zweite Impfung wird aber nur von 65 % in
Anspruch genommen.

Viele sind über die Gefährlichkeit von Masern zu
wenig informiert. Vor allem wissen sie nicht, dass
als eine entscheidende Komplikation eine Hirn-
hautentzündung entstehen kann, die bei 10 bis
20 % der Infizierten tödlich endet und bei weiteren
20 bis 30 % bleibende geistige Behinderungen
nach sich ziehen kann. Da wir das verhindern
wollen, haben wir überlegt, wie wir vorgehen kön-
nen. Wenn Sie jetzt sagen, das wäre ein Placebo-
antrag, dann haben Sie ihn nicht richtig gelesen.
Ich hätte es schön gefunden, wenn Sie dem zuge-
stimmt hätten; denn - wie Frau Prüssner schon
sagte - ist unser Entschließungsantrag zur Ma-
sernimpfung sehr wohl geeignet, in verschiedenen
Punkten darauf hinzuwirken, dass entsprechend
informiert und aufgeklärt wird und dass Impfungen
durchgeführt werden.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Dass solche Informationen und das Werben von
Ärzten für Impfungen bei Eltern sehr wohl etwas

bewirken können, haben andere Fälle schon ge-
zeigt.

(Uwe Schwarz [SPD]: Wo denn?)

Sie haben gesagt, wir würden Ihren Entschlie-
ßungsantrag liegen lassen. Das ist nicht richtig. Sie
hatten in Ihrem Entschließungsantrag darauf hin-
gewiesen, dass bei Kinderuntersuchungen regel-
mäßige und kürzere Intervalle gebraucht werden.
Das haben auch wir so gesehen. Für die Chan-
cengerechtigkeit von Kindern ist es nämlich wirk-
lich wichtig, dass sie gesund sind, dass sie gut
ernährt sind und dass Behinderungen frühzeitig
herausgefunden werden und behandelt werden
können. Das sehen wir alle so. Darum gab es eine
Bundesratsinitiative, die Niedersachsen unterstützt
hat, mit der genau dies verfolgt wird. Von daher ist
ein Teil Ihres Entschließungsantrags schon be-
handelt worden. Sie haben selbst gesagt, er sei
zum Teil erledigt. An den anderen Dingen arbeiten
wir noch, um es gründlich zu machen, weil es eben
ein so sensibles Thema ist.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Nun komme ich zu Ihrem Antrag, das Gesetz über
den öffentlichen Gesundheitsdienst zu ändern. Ich
sehe es genauso wie Frau Prüssner - es wundert
Sie wahrscheinlich nicht -, dass wir das nicht brau-
chen. Nach Ihrem Entwurf für § 3 Abs. 1 Satz 2 soll
es zu den Aufgaben der Kommunen gehören, für
die konsequente Durchführung der öffentlich
empfohlenen Schutzimpfung zu sorgen. Auch in
unserer Vorlage steht, dass die Erhöhung der
Impfquote für öffentlich empfohlene Schutzimpfun-
gen erreicht werden soll. Im Grunde genommen ist
das ganz ähnlich, nur etwas anders ausgedrückt.
Ich weiß nicht, warum wir das jetzt ändern sollen.
Die Kommunen wissen schon Bescheid, was sie
zu machen haben. Deshalb muss man denen das
nicht noch einmal sagen.

(Zustimmung bei der FDP und bei der
CDU - Uwe Schwarz [SPD] lacht)

Für § 5 wollen Sie eine Ergänzung haben, die spe-
ziell darauf abzielt, dass wir in Kindertagesstätten
einzelne Untersuchungen flächendeckend durch-
führen. § 5 enthält bereits im ersten Absatz Hin-
weise für die Untersuchungen in Kindergärten und
Schulen, im zweiten Absatz Hinweise für die
Schuleingangsuntersuchungen und im dritten Ab-
satz Hinweise zur Zahngesundheit. Es ist tatsäch-
lich also schon an alles gedacht und auf alles hin-
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gewiesen worden. Das heißt, auch das braucht
man nicht.

Wenn Sie das Ziel haben, wirklich alle Kinder zu
erreichen, auch die Kinder von den Eltern, die sich
nicht um sie kümmern oder sich nicht um sie
kümmern können, dann reicht es auch nicht, die
Untersuchungen in Kindergärten verpflichtend ins
Gesetz zu schreiben; denn dadurch würden diese
Eltern und diese Kinder nicht erreicht. Also kom-
men wir wieder auf die Bundesratsinitiative zurück,
die wir schon in Auftrag gegeben haben. Diese
zeigt den dafür richtigeren Weg auf, weil man dar-
über wirklich alle Kinder erreichen würde. Ich habe
es jetzt ausführlich erläutert. Wir brauchen keine
Ergänzung im Gesetz über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst. Wir brauchen vielmehr eine Zu-
stimmung von allen hier im Plenum zu unserem
Masernantrag. Ansonsten müssen wir sehen, dass
wir weitere Kinderuntersuchungen einführen, und
sehen, wie Kindeswohl vor Elternrecht geht. Stim-
men Sie also bitte vor allem unserem Antrag zu!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Janssen-Kucz von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort.

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die
SPD-Fraktion hat einen Gesetzentwurf mit dem
Ziel vorgelegt, die Kindergesundheit in Nieder-
sachsen zu fördern. Er soll das hier oft zitierte
Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst,
das wir erst im März verabschiedet haben, noch-
mals ergänzen, und zwar um den Punkt „Kinder-
gesundheit und Förderung der Kindergesundheit“.

Liebe Kollegin Prüssner, wir waren uns bei der
Beratung des Gesetzes über den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst sehr lange einig. Wir haben ge-
meinsame Änderungsvorschläge mit dem Gesetz-
gebungs- und Beratungsdienst erarbeitet, disku-
tiert, wir haben sie sogar gemeinsam verabschie-
det - bis Sie, Herr Kollege, dann in der letzten Sit-
zung - das wissen Sie sehr genau - kamen und
sagten: Bitte wieder zurück, die Punkte können wir
doch nicht übernehmen. - Da haben Sie einen
Rückzieher gemacht. Das ist ja der Hintergrund.
Dann sind Sie hier mit dem Antrag „Kindergesund-
heit fördern - Stärkeres Durchimpfen zur Masern-
elimination“ erneut aufgeschlagen.

Ich habe Ihnen in der Debatte gesagt: Wir haben
kein Problem damit, neben dem Impfstatus auch
Rahmendaten zu erheben. Wir halten das für sinn-
voll in dem Bestreben, nicht nachzulassen, unter
Einbeziehung des öffentlichen Gesundheitsdiens-
tes intensiv aufzuklären und auch Kinderärzte und
Kinderärztinnen zu beteiligen. Das alles ist kein
Problem.

Womit wir aber ein Problem haben, ist dieser wirk-
lich überflüssige Auftrag in Richtung des Sozialmi-
nisteriums, ein Konzept zur früheren Komplettie-
rung der Impfungen zu entwickeln, das sicherstellt,
dass die Kindergärten möglichst flächendeckend
einbezogen werden und die Kinder an sozialen
Brennpunkten und in Migrantenfamilien erfasst und
geimpft werden. Da scheiden sich bei uns die
Geister. Wir hätten das so einfach haben können.
Deshalb hat die SPD noch einmal diesen Ände-
rungsantrag eingebracht. In dem Moment, in dem
die Kinder für den Kindergarten angemeldet wer-
den, könnten wir den öffentlichen Gesundheits-
dienst einschalten, eine Bestandserhebung ma-
chen und auch Aufklärungsarbeit betreiben. Wir
würden damit über 90 % der Kinder und der Fami-
lien erreichen. Das werden Sie mit einem Konzept
aus dem Sozialministerium nie erreichen - nie und
nimmer! Das ist herausgeschmissenes Geld.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine Erweiterung des Gesetzes über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst hätte noch weitere Vor-
teile. Wir würden uns nicht nur über den Impfstatus
von Kindern unterhalten, nein, wir würden auch die
anderen Probleme anpacken; denn wir alle wissen
doch, dass die U-Untersuchungen für die Kinder
zunächst engmaschig sind. Es gehen viele Kinder
hin, und die Familien werden erreicht. Später wer-
den die Untersuchungen grobmaschiger, und wir
verlieren immer mehr den Kontakt zu den Familien
und damit zu den Kindern.

Schaut man sich die Ergebnisse der Jugendge-
sundheitsstudie des Robert Koch-Instituts an, dann
erkennen wir, dass wir nicht nur über nachlassen-
de Impfungen reden, sondern über zunehmende
Allergien, falsche und unzureichende Ernährung,
Übergewicht, Bewegungsstörungen usw. Wenn wir
diese Kinder und ihre Familien wirklich erreichen
wollen, dann müssen wir gemeinsam mutig sein,
einen Schritt nach vorne gehen und im Gesetz
über den öffentlichen Gesundheitsdienst fest-
schreiben, dass die Kinder quasi vorgestellt und
Eltern frühzeitig mit eingebunden werden, dass sie
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beraten werden, dass frühzeitige Präventionsmaß-
nahmen auf den Weg gebracht werden und nicht
erst gehandelt wird, wenn das Kind in den Brunnen
gefallen ist.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, um es kurz zu machen:
Sie werden Ihren Antrag mit Ihrer Mehrheit so oder
so durchstimmen, und das Sozialministerium wird
an einem Konzept arbeiten. Aber lassen Sie uns
doch wirklich im Interesse der Kindergesundheit
den Änderungsantrag zum Gesetz über den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst noch einmal umfas-
send beraten und diskutieren. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Vielen Dank, Frau Janssen-Kucz. - Jetzt hat Frau
Ministerin Ross-Luttmann das Wort. Bitte schön!

Mechthild Ross-Luttmann, Ministerin für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Seit Einführung der Zweitimpfung gegen
Masern, Mumps, Röteln im Jahre 1991 haben sich
die Durchimpfungsquoten in Niedersachsen er-
freulich entwickelt. Bei der Erstimpfung gegen
Masern liegen wir in Niedersachsen bei einer
Impfquote von knapp 95 %. Bei der Zweitimpfung
haben wir zwar mit knapp 75 % noch Aufholbedarf.
Aber wir konnten in den letzten Jahren einen ra-
santen Anstieg der Teilnahmequote um 40 Pro-
zentpunkte verzeichnen.

Die WHO geht davon aus, dass eine Durchimpfung
der Kinder zu 95 % bis 2010 erfolgen soll, damit
man dann von einer Masernelimination sprechen
kann. Wir liegen zurzeit im Schnitt. Aber das Be-
kenntnis zur Impfung ist wichtig. Wir dürfen uns auf
keinen Erfolgen ausruhen, weil jede einzelne Er-
krankung eine zu viel ist.

(Beifall bei der CDU)

Ich danke den Fraktionen der CDU und der FDP
für den Entschließungsantrag zur Maserneliminati-
on, mit dem Sie dieses wichtige Thema politisch
aufgreifen. Masern, meine Damen und Herren,
sind nicht einfach eine typische Kinderkrankheit,
die man halt durchmachen müsse, sondern Ma-
sern können schwerste Komplikationen nach sich
ziehen. Deshalb brauchen wir ein klares gesund-

heitspolitisches Bekenntnis zur Impfung. Nur mit
Impfungen ist es möglich, diese gefährliche Krank-
heit auszurotten, um unsere Kinder vor den schwe-
ren Folgen zu schützen; denn es kommt bei jedem
fünften erkrankten Kind zu Begleiterkrankungen
wie Lungen- oder Mittelohrentzündungen. Bei je-
dem 500. Kind kommt es zu schweren Hirnentzün-
dungen, die zu bleibenden Schäden, im Extremfall
sogar zum Tod führen können. Vor diesem Hinter-
grund begrüße ich den Antrag der Regierungsfrak-
tionen ausdrücklich.

(Beifall bei der CDU)

Die Landesregierung setzt sich dafür ein, dass die
Durchimpfungsquoten weiter steigen, sodass wir
die Masern als gefährliche Infektionskrankheit
dauerhaft eindämmen, wenn nicht sogar ausrotten
können. Wir haben bereits einiges auf den Weg
gebracht. Wir haben Anfang Juli auf einem Ma-
sern-Gipfel mit Fachleuten verschiedenster Ver-
bände über Masern und die Möglichkeiten zu ihrer
Bekämpfung diskutiert und wertvolle Anregungen
erhalten. Wir haben im Gesetz über den öffentli-
chen Gesundheitsdienst ausreichend Grundlagen
geschaffen, um dem vorliegenden Antrag gerecht
zu werden.

(Zustimmung von Heidemarie Mund-
los [CDU])

Wir haben erreicht, dass die Durchimpfungsquoten
gerade auch bei den Zweitimpfungen erfreulich
ansteigen. Wir werden auch diesen Prozess in den
kommenden Jahren weiter voranbringen.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Ministerin, ich unterbreche Sie mal. Hier wer-
den zu viele Privatgespräche geführt. Warten Sie
bitte, bis hier Ruhe ist.

(Beifall bei der SPD - anhaltende Un-
ruhe)

- Hier ist immer noch nicht Ruhe. Bitte warten Sie
noch.

(Zuruf von Ulrich Biel [SPD])

- Herr Kollege Biel, seien Sie jetzt auch ruhig.
Dann können wir weitermachen. Bitte schön, Frau
Ross-Luttmann!
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Mechthild Ross-Luttmann, Ministerin für
Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir
müssen die Quote bei den Zweitimpfungen erhö-
hen. Was sich hier besonders gut rechnet, muss
man sagen, ist der gute Kontakt des öffentlichen
Gesundheitsdienstes zu den Schulen.

Meine Damen und Herren, die Aufträge sind klar
vergeben. Wir brauchen neben den vielen guten
Maßnahmen praxisgerechte Vorschläge, um es zu
schaffen, jedes Kind und jeden Jugendlichen
zweimal gegen Masern und zugleich gegen
Mumps und Röteln zu impfen. Es gilt, in nächster
Zeit die Kommunen zu unterstützen, in denen es
noch nicht gelungen ist, eine entsprechende
Durchimpfungsquote zu erreichen.

Darüber hinaus habe ich das Landesgesundheits-
amt gebeten, klare Vorgaben zu entwickeln, wie
der ÖGD mit auftretenden Erkrankungsfällen um-
geht. Jeder größere Masernausbruch kündigt sich
mit einzelnen Fällen an. Hier gilt es im Sinne des
Infektionsschutzes, frühzeitig einzugreifen und die
Weiterverbreitung zu verhindern.

Sie sehen, meine Damen und Herren, wir nehmen
die Herausforderung an, Maßnahmen zur Masern-
elimination mit vielen Akteuren, mit der Ärzte-
schaft, den Krankenkassen, Trägern der Kinder-
gemeinschaftseinrichtungen und vor allem auch
mit den Eltern, umzusetzen. Wir brauchen keine
neue Staatsmedizin.

(Beifall bei der CDU)

Wir brauchen keine theoretischen Überlegungen,
sondern praktische Lösungen im Interesse der
Kindergesundheit. Meine Damen und Herren von
der SPD, Sie fordern mit Ihrem Gesetzentwurf
gesetzliche Verpflichtungen ein, bleiben dabei aber
jede konkrete Aussage über die entstehenden
Kosten schuldig. Sie klären meines Erachtens
auch nicht, auf welche Weise Eltern verpflichtet
werden sollen, ihre Kinder impfen zu lassen. Wir
wollen ja genau mit unseren Maßnahmen errei-
chen, die Eltern, die zurzeit ihre Kinder bewusst
von Impfungen fernhalten, davon zu überzeugen,
dass ihre Mithilfe bei der Masernelimination erfor-
derlich ist.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, ich denke, wir sind auf
einem guten Weg.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Herr Kollege Schwarz hat für die SPD-Fraktion
noch einmal um das Wort gebeten. Sie haben
noch fast fünf Minuten Redezeit.

Uwe Schwarz (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
wollte nur noch kurz auf die letzten Bemerkungen
der Ministerin sowie auf das eingehen, was die
Kollegin Meißner gesagt hat. Sie haben gesagt, ich
hätte ihr unterstellt, sie habe keine Ahnung. Das
habe ich nicht getan. Ich finde, der Sachverhalt ist
viel schlimmer, weil wir uns in der sachlichen Aus-
einandersetzung über die Problemstellungen und
über die Diagnosen absolut einig sind.

Was die Ministerin hier zur Entstehung von Ma-
sernepidemien und zu den Folgerungen vorgetra-
gen hat, ist überhaupt nichts Neues. Das wird auch
niemand in Abrede stellen. Der Streitpunkt geht
darüber, ob wir in der Sache weiterkommen oder
ob wir sozusagen auf dem Status quo verharren.

Dazu sage ich Ihnen: Was Sie hier mit Ihrem Ent-
schließungsantrag vorgelegt haben, ist in keinem
einzigen Punkt etwas Neues. Das können Sie be-
reits im Bundesinterventionsprogramm des Robert
Koch-Instituts aus dem Jahre 1999 nachlesen. Da
hat man sich verpflichtet, die Masernelimination
exakt mit einem Teil dieser Punkte zu beendigen,
die Sie hier jetzt in Ihren Entschließungsantrag
hineingeschrieben haben.

Ich möchte mal wissen, wo eigentlich das Innovati-
ve dieser Landesregierung ist, in Richtung Ma-
sernelimination wirklich etwas nach vorn zu brin-
gen. Aufklärung allein reicht nicht. Das haben je-
denfalls die bisherigen Jahre eindeutig gezeigt.

Dann kann man auch nicht sagen: Im Übrigen
wehre ich mich gegen Staatsmedizin. Was ist das
für eine Aussage gegen Ihren eigenen öffentlichen
Gesundheitsdienst, meine Damen und Herren! Ich
finde das unglaublich.

(Beifall bei der SPD)

Hier geht es nicht um die Frage der Staatsmedizin,
hier geht es um einen öffentlichen Gesundheits-
dienst, der normalerweise die Aufgabe hat, mit für
Durchimpfungen zu sorgen, den Impfstatus zu
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erfassen und die Durchimpfung entsprechend zu
erhöhen.

Dazu braucht er aber Instrumente. Genau diese
haben Sie bei der Verabschiedung des Gesetzes
über den öffentlichen Gesundheitsdienst verwei-
gert. Insofern ist völlig unglaubwürdig und halbher-
zig, was Sie hier machen.

(Beifall bei der SPD)

Was wir Ihnen vorlegen, ist nichts weiter - Frau
Janssen-Kucz hat es zu Recht deutlich gemacht -,
als endlich das in das Gesetz hineinzuschreiben,
was wir in unseren gemeinsamen Beratungen als
gemeinsame Erkenntnisse erzielt hatten. Wir wa-
ren uns auch in der Diagnose und in der Umset-
zung einig.

Es waren diese Koalitionsfraktionen, die wirklich
zwei Minuten vor der Abstimmung bei sämtlichen
Punkten umgefallen sind. Damit wird das Thema
aber nicht beerdigt, sondern das Thema ist so
aktuell wie eh und je. Sie machen jetzt weiter. Ich
habe das vorhin gesagt.

Wir sind uns darüber einig, dass wir aufsuchende
Sozialarbeit brauchen - dringend! Das muss so
niederschwellig sein wie irgend möglich. Dazu
haben wir bisher als einziges Instrument die Fami-
lienhebammen. Was machen Sie? - Sie machen
es mit Ende des Haushaltsjahres 2007 im Landes-
haushalt bis auf lächerliche 40 000 Euro zunichte.
Das ist genau das Gegenteil dessen, was wir bei-
spielsweise in Skandinavien als dringend notwen-
digen Fortschritt erfahren und erlernt haben.

Insofern sage ich Ihnen: Es ist nicht damit getan,
bei einem so wichtigen Thema einen Antrag ein-
zubringen bzw. abzuschreiben, der sich an Er-
kenntnissen des Robert Koch-Instituts von vor
fünf Jahren orientiert, und hier bei der eigenen
Gesetzgebung zu kneifen. Wir sollten noch einmal
sehr ernsthaft darüber nachdenken, ob Sie einen
Schritt nach vorne wollen oder ob Sie Stillstand
wollen. Zurzeit ist es Stillstand - und Stillstand
bedeutet Rückschritt. Dazu sage ich Ihnen: Da
sind die Kinder uns mehr wert.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ich sehe jetzt die Meldung zu einer Kurzinterventi-
on von Frau Meißner. Bitte schön, Frau Meißner,
Sie haben das Wort für 1:30 Minuten.

Gesine Meißner (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Dies
ist eine Kurzintervention auf Sie, Herr Schwarz. Sie
haben recht, in vielen Dingen, die man braucht,
sind wir uns einig. Dazu gibt es zum Teil gemein-
same Anstrengungen wie die Bundesratsinitiative.
Manchmal sind wir über die Wege unterschiedli-
cher Meinung.

Sie hatten gesagt, es stimme nicht, dass Sie der
Regierung vorgeworfen hätten, keine Ahnung zu
haben. So wörtlich haben Sie es nicht gesagt. Sie
haben aber gesagt, wir würden einfach Ihren Ent-
schließungsantrag liegenlassen und sträflich ver-
nachlässigen, was so nicht richtig ist - das habe ich
widerlegt. Zum anderen haben Sie unseren Ma-
sern-Antrag, den wir durchaus für sehr gut und
zustimmungsfähig halten, als Placebo-Antrag be-
zeichnet. Ich frage mich, was „Placebo-Antrag"
denn soll. Das ist doch ganz eindeutig eine Ge-
ringschätzung unserer Arbeit. Das würde praktisch
bedeuten, wir hätten keine Ahnung. Darum habe
ich das so genannt.

Noch einmal: Ich bitte Sie um Zustimmung zu un-
serem Antrag. Er ist nämlich fundiert. - Danke.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Ich sehe nicht, dass Herr Schwarz darauf antwor-
ten möchte. Dann hatte sich noch Herr Kollege
Böhlke zu Wort gemeldet. Herr Böhlke, die CDU-
Fraktion hat noch drei Minuten Redezeit.

(Zuruf von der SPD: Die muss man
aber nicht ausschöpfen!)

Norbert Böhlke (CDU):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, ich wollte an sich eine
Kurzintervention auf den Kollegen Schwarz los-
werden. Ich weise noch einmal darauf hin, Herr
Kollege Schwarz, dass Sie sich hier in einer Art
und Weise aufbauen, die wir keinesfalls akzeptie-
ren können.

(Beifall bei der CDU - Oh! bei der
SPD)

Ich darf Sie noch einmal daran erinnern, dass es
von 1990 bis 2003 eine SPD-geführte Landesre-
gierung gab. 13 Jahre lang hatten Sie ausreichend
Zeit und Gelegenheit, das Gesetz entsprechend zu
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ändern. Wir haben uns, nachdem der Regierungs-
wechsel vollzogen wurde, entsprechend vorberei-
tet und eine Neuordnung des öffentlichen Gesund-
heitsdienstes mit all den Problemen, die damit
verbunden sind, auf den Weg gebracht. Wir haben
den Mut gehabt, diese Entscheidung auch durch-
zutragen. In diesem Sinne möchte ich noch einmal
betonen, dass die Masern keine neumodische
Krankheit sind, sondern seit vielen Jahren beste-
hen. Wir sind uns dessen bewusst und handeln
entsprechend. So ist unser heutiger Antrag zu
verstehen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Frau Janssen-Kucz, Sie hatten sich noch einmal
gemeldet und um zusätzliche Redezeit gebeten.
Sie haben zwei Minuten. Bitte!

Meta Janssen-Kucz (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Antrag der Regierungsfraktionen zur Masernimp-
fung, zu einem Konzept aus dem Sozialministeri-
um, ist einfach zu kurz gesprungen, wenn man
wirklich das Thema Kindergesundheit mit seinen
unterschiedlichen Facetten anpacken will und es
auch als gemeinsame Aufgabe sieht. Wir hätten
und haben andere Instrumente. Das versucht ja
der Antrag der SPD-Fraktion zur Änderung des
ÖGD noch einmal deutlich zu machen. Das habe
auch ich versucht, Ihnen noch einmal deutlich zu
machen. Man kann immer irgendwo eine kleine
Geschichte auf den Weg bringen, doch das kostet
nur Zeit und Geld. Deshalb hatte ich mich im An-
schluss an die Ausführungen der Ministerin noch
einmal gemeldet. Es ist doch immer besser, früher
anzufangen - besser für die Kinder, vorrangig für
die Eltern, aber letztendlich auch für unser Ge-
sundheits- und Bildungssystem und auch für unse-
re Finanzen.

Deshalb wäre es sinnvoll gewesen, wenn wir das
Familienhebammenprojekt flächendeckend ausge-
baut hätten und es jetzt nicht je nach Kassenlage
der Kommunen zurückfahren würden. Wieso neh-
men wir dafür nicht die Mittel aus dem 25-
Millionen-Programm? Das wäre Prävention von
Anfang an.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Weshalb entwickeln wir die aufsuchende Sozialar-
beit nicht weiter, wenn wir in Sachen Kinderge-
sundheit wirklich vorankommen wollen? Ich finde
es einfach bedauerlich und habe den Eindruck: Sie
wollen lieber kleine Schritte machen. Das Kind und
die Kindergesundheit fallen dabei immer weiter in
den Brunnen hinein.

(Norbert Böhlke [CDU]: Überhaupt
nicht wahr! Das ist wirklich dummes
Zeug!)

- Herr Böhlke, ich verstehe nicht, weshalb diese
Landesregierung das Präventionsgesetz des Bun-
des im Bundesrat aus fadenscheinigen Gründen
verhindert hat. Wir wären doch schon sehr viel
weiter, wenn Sie dem Präventionsgesetz damals
zugestimmt hätten. Dann hätten wir auch die Fa-
milienhebammen drin, die lebensweltbezogenen
Präventionsabsätze wären verankert. Aber auch
das haben Sie nicht gewollt.

Mit diesem Impfantrag verpassen Sie sich ein Fei-
genblatt in Sachen Kindergesundheit, und das ist
beschämend. - Danke.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Ulrike Kuhlo:
Meine Damen und Herren! Bevor wir zur Abstim-
mung kommen, möchte ich noch einmal darum
bitten, die Privatgespräche einzustellen. Die Besu-
cher auf den Tribünen möchte ich auf § 89 Abs. 2
unserer Geschäftsordnung aufmerksam machen,
der lautet:

„Anderen als den im Landtag redebe-
rechtigten Personen ist es untersagt,
im Sitzungssaal oder auf der Tribüne
Erklärungen abzugeben sowie Beifall
oder Missfallen zu äußern.“

Ich bitte Sie, sich an unsere Geschäftsordnung zu
halten.

(Beifall auf der Tribüne)

- Genau das ist gemeint, dass Sie eben nicht klat-
schen oder Ihr Missfallen äußern.

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zur
Ausschussüberweisung zu Punkt 5. Federführend
sollen der Ausschuss für Soziales, Frauen, Familie
und Gesundheit sein, mitberatend der Ausschuss
für Rechts- und Verfassungsfragen sowie der Aus-



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11739

schuss für Haushalt und Finanzen. Wer so ent-
scheiden möchte, den bitte ich um sein Handzei-
chen. - Gibt es eine andere Meinung? - Das ist
nicht der Fall. Dann ist einstimmig so entschieden.

Wir kommen zur Abstimmung zu Punkt 6. Wer der
Beschlussempfehlung des Ausschusses zustim-
men und damit den Antrag der Fraktionen der CDU
und der FDP annehmen will, den bitte ich jetzt um
sein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Enthält
sich jemand der Stimme? - Das Erste war die
Mehrheit. - Vielen Dank.

Wir kommen zu

Tagesordnungspunkt 7:
Erste Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung des
Verbots, Gesamtschulen zu errichten - Ge-
setzentwurf der Fraktion der SPD -
Drs. 15/3201

Ich erteile der Kollegin Ingrid Eckel für die SPD-
Fraktion das Wort. Bitte schön, Frau Eckel!

(Vizepräsidentin Silva Seeler über-
nimmt den Vorsitz)

Ingrid Eckel (SPD):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! 66 öffentliche Gesamtschulen, je zur Hälfte
integriert oder kooperativ, existieren in Nieder-
sachsen. Sie sind darauf ausgerichtet, Schüler und
Schülerinnen individuell zu fördern, ihnen Ent-
wicklungsmöglichkeiten zu gewähren, statt sie früh
einzusortieren, und sie sind Ganztagsschulen. Mit
Elan gegründet, haben sie im Laufe der Zeit Ein-
schränkungen in der Lehrerstundenausstattung
überstanden, dem Finanzierungsvorbehalt getrotzt,
und immer wieder waren Eltern bereit, für die
Gründung einer Gesamtschule zu kämpfen.

(Zustimmung bei der SPD)

Gesamtschulen - zäh, widerstandsfähig und vor
allem erfolgreich,

(Lachen bei der CDU)

eine Schulform, die zur Vielfalt der niedersächsi-
schen Schullandschaft beiträgt, die einzige öffent-
liche Schulform, die eine gemeinsame Beschulung
ermöglicht und Schullaufbahnen lange offenhält.

Die SPD-Fraktion wird nicht davon ablassen, ge-
gen das 2003 erlassene Gründungsverbot anzu-
gehen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen überall da Gesamtschulen zulassen, wo
der Bedarf durch Eltern artikuliert wird. Die Errich-
tung muss an neuen Standorten möglich sein und
auch dort, wo die vorhandenen Gesamtschulen
nicht ausreichen. Den Finanzierungsvorbehalt
haben wir bereits 2002 aus dem Niedersächsi-
schen Schulgesetz gestrichen. Dabei soll es auch
bleiben.

Ihr Argument, Herr Minister, Gesamtschulen
könnten ihre Zügigkeit endlos erhöhen, ist räumlich
nicht realisierbar.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das hat nie
jemand gesagt!)

- Na ja, „endlos“ hat er nicht gesagt.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Achtzügig!)

- Achtzügig, na ja. Herr Klare, es ist gegenüber
Kindern und Lehrkräften zynisch, riesige Systeme
einzurichten, die sie nicht mehr überblicken kön-
nen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber die
Gymnasien müssen!)

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrter
Herr Minister, nichts zeigt die ideologische Ver-
bohrtheit deutlicher als dieses Gründungsverbot.
Ja, das ist reine Ideologie.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Nachdem der Entschließungsantrag „Elternwillen
respektieren - Gesamtschulen bedarfsgerecht aus-
bauen“, den wir hier eingebracht hatten, nicht ge-
fruchtet hat, rollen wir Ihnen heute mit diesem Ge-
setzentwurf sozusagen den roten Teppich aus.
Trauen Sie sich, und lassen Sie zu, dass das
mehrgliedrige Schulsystem in Niedersachsen Kon-
kurrenz hat!

(Walter Meinhold [SPD]: Wettbewerb!)

Wenn Sie überzeugt sind von der Richtigkeit des
gegliederten Systems, dann müsste Ihnen das
doch leicht fallen.
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Herr Minister, Sie haben neulich dem internatio-
nalen PISA-Koordinator Andreas Schleicher vor-
geworfen, ein positives Vorurteil gegenüber Ge-
samtschulen zu haben, weil er behauptet, interna-
tionale Vergleiche zeigten, integrative Schulsyste-
me leisteten mehr als gegliederte, und Sie haben
die Notwendigkeit sachgerechter Analysen der
Bildungsleistung unterstrichen. Haben Sie diese
Analysen vorgenommen, Herr Minister, als Sie in
Ihrer Pressekonferenz zum Schuljahresbeginn
behaupteten, Hauptschulempfohlene könnten an
Gesamtschulen ihre Begabung nicht voll entfalten
und Eltern von Kindern mit Gymnasialempfehlung
würden die Gesamtschulen meiden?

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist doch
dreist! Das stimmt doch nicht!)

Sehr geehrter Herr Minister, nichts haben Sie
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analysiert. Sie haben außer Acht gelassen: Die
meisten Kooperativen Gesamtschulen sind erset-
zende Schulen und spiegeln die Zusammenset-
zung der Schülerschaft eines Einzugsgebietes
wider. Sie haben außer Acht gelassen: Viele Integ-
rierte Gesamtschulen liegen absichtlich in sozialen
Brennpunkten, und dort haben eben mehr Schüle-
rinnen und Schüler eine Hauptschulempfehlung als
anderswo. Und Sie haben nicht genau in Ihre ei-
gene Statistik geschaut. Im Schuljahr 2005/2006
haben 3 784 Schüler und Schülerinnen die nieder-
sächsischen Hauptschulen ohne Abschluss und
14 061 mit einem Abschluss verlassen. Das ist ein
Verhältnis von eins zu vier. An den Integrierten
Gesamtschulen ist das Verhältnis eins zu acht.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Das ist inte-
ressant!

Ist das kein Erfolg?

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Wenn unsere Kleine Anfrage zu den Gesamt-
schulen von Ihrem Ministerium beantwortet worden
ist, wird sich die erfolgreiche Arbeit an den Ge-
samtschulen bestätigen. Davon bin ich überzeugt.

Sie haben mit Streichungen bei Zusatzbedarfen,
Ganztagszuschlägen und Sollstundenreduzierung
den Gesamtschulen die Umsetzung ihres pädago-
gischen Konzeptes erschwert, und trotzdem ar-
beiten sie gut. Unter den alten Arbeitsbedingungen
wären sie noch besser. Obwohl Sie die Haupt-
schulen mit einem besonderen Programm stärken
- man könnte boshaft fast sagen: seit Sie dies
tun -, laufen ihnen die Schülerinnen und Schüler
weg.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

2001 wählten noch 26,5 % die Hauptschule, 2005
waren es 16,5 %, und in diesem Schuljahr hat sich
der Anteil der Fünftklässler an der Hauptschule
wieder verringert, wahrscheinlich um ein bis an-
derthalb Prozentpunkte. Nehmen Sie das doch
endlich zur Kenntnis!

Die Integrierten Gesamtschulen konnten zum neu-
en Schuljahr 2006/2007 2 000 Schülerinnen und
Schüler nicht aufnehmen. Das ist ein Drittel der
Nachfrage. Sonst halten die Regierungsfraktionen
doch so viel von der Wirkung von Angebot und
Nachfrage. Wie sieht es denn mit der liberalen

Haltung aus, sehr geehrte Damen und Herren von
der FDP? Oder nehmen Sie das Bildungswesen
von den Segnungen der Liberalität aus?

Sie werden durch die Aufrechterhaltung des Grün-
dungsverbotes für Gesamtschulen die Hauptschule
nicht retten. Grund dafür ist, dass Ihr Programm
der begabungsgerechten Stärkung der Haupt-
schulen eben nicht Begabungen in den Mittelpunkt
stellt, sondern die Defizite junger Menschen. So
etikettiert, ist es für sie bei der Lehrstellensuche
noch schwieriger. Und, was noch schwerer wiegt:
Die Schülerinnen und Schüler fühlen sich als Aus-
gesonderte, ihr Selbstwertgefühl sinkt. Kein Wun-
der, dass Eltern nach Auswegen suchen und ihre
hauptschulempfohlenen Kinder gern zur Gesamt-
schule schicken.

Sie, sehr geehrte Damen und Herren von CDU und
FDP, behaupten, hinter unserem Einsatz für die
Gesamtschule stecke die Absicht, die Hauptschu-
len auszuhöhlen. Meine sehr geehrten Damen und
Herren, dazu kann ich nur sagen: Das besorgen
Sie schon selbst. Dazu brauchen Sie unsere Hilfe
nicht.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die gemeinsame Schule, aber neue
Gesamtschulen dort einzurichten, wo Eltern es
wünschen, sind Schritte in die richtige Richtung.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Ihre Bedenken, die Gesamtschule könne sich zur
Hauptschule entwickeln, sind dadurch widerlegt,
dass sie hauptsächlich von Realschulempfohlenen
gewählt wird und gerade in Städten das reformpä-
dagogische Profil der Gesamtschulen Eltern aus
dem Bildungsbürgertum anzieht. Göttingen z. B.
verzeichnet 60 % Gymnasialempfohlene, die IGS
Franzsches Feld in Braunschweig 50 %. Das sind
Zahlen aus der Statistik zu den Gesamtschulan-
meldungen 2006 vom Gesamtschulverband Nie-
dersachsen, die Sie hoffentlich gelesen haben.

Sie müssen sich in den nächsten Jahren große
Sorgen um Schulstandorte machen. Integrative
Systeme kosten nicht Schulstandorte, wie Sie,
Herr Minister, immer wieder behaupten. Richtig ist:
Sie retten Schulstandorte!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)
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Vielleicht sollten Sie Ihre CDU-Kollegen in Schles-
wig-Holstein besuchen und sich von ihnen zeigen
lassen, wie man über seinen Schatten springt.
Schieben Sie ideologische Barrieren doch endlich
zur Seite und lassen Sie die Vernunft siegen!

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Klare von der CDU.

(Walter Meinhold [SPD]: Nichts als die
Wahrheit!)

Karl-Heinz Klare (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen von der
SPD, ich bin doch ein bisschen überrascht über
den Antrag, den Sie jetzt eingebracht haben, und
die kämpferisch vorgetragene Forderung, jetzt
überall Gesamtschulen einzurichten.

(Wolfgang Wulf [SPD]: Das freut uns!)

Ich bin deswegen überrascht, weil es noch keine
drei Monate her ist, dass wir hier kurz vor der
Sommerpause eine große Schulstrukturdebatte,
u. a. über Inhalte und Eigenverantwortliche Schule,
geführt haben. In dieser Debatte habe ich von
Ihnen nichts in Richtung Einrichtung zusätzlicher
Gesamtschulen gehört, meine Damen und Herren.

(Widerspruch bei der SPD)

Ganz im Gegenteil: Sie haben sich darin darauf
eingelassen, mit uns über die Weiterentwicklung
der Eigenverantwortlichen Schule zu reden und
haben Veränderungsvorschläge gemacht. Sie
haben zwar am Ende nicht zugestimmt, aber Sie
haben zumindest nach außen hin überall den Ein-
druck erweckt, als wenn der Weg in die Eigenver-
antwortlichkeit unserer Schulen doch der richtige
ist.

(Wolfgang Wulf [SPD]: Das eine
schließt doch das andere nicht aus!)

Stattdessen wird in dieser Debatte mehr oder we-
niger heimlich der Antrag gestellt, dass mehr
IGSen eingerichtet werden sollten.

(Widerspruch bei der SPD und bei
den GRÜNEN)

Hätten Sie die Politik, die Sie hier fordern, doch 13
Jahre lang umgesetzt! Dann hätten wir wahr-
scheinlich schon überall IGSen. Damals haben Sie
das nicht gemacht, weil der Bedarf nicht bestan-
den hat. Das ist die Situation, auf die wir uns ein-
richten müssten.

(Beifall bei der CDU)

Im Grunde genommen scheuen Sie doch die öf-
fentliche Diskussion über die Gesamtschule. Des-
halb machen Sie das hier ein bisschen heimlich,

(Lebhafter Widerspruch bei der SPD
und bei den GRÜNEN)

weil Sie genau wissen, dass die ganz große Mehr-
heit der Eltern in Niedersachsen keine integrierten
Gesamtschulen will. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, es würde mich freuen,
wenn Sie irgendwann einmal sagen würden, was
das Ziel Ihrer Schulpolitik ist. Bis 2003 haben Sie
die Orientierungsstufe abgeschafft und das geglie-
derte Schulsystem par excellence eingeführt, so
wie es jetzt besteht. Dann haben Sie auf Eigen-
verantwortliche Schule gesetzt. Das gilt jetzt an-
scheinend auch nicht mehr. Heute setzen Sie auf
Integrierte Gesamtschulen. Sie wollen gleichzeitig
die gemeinsame Schule einführen. Im Moment
weiß niemand, wo Sie stehen.

(Wolfgang Wulf [SPD]: Sie vielleicht!)

Überall ein bisschen, überall ein bisschen wenig,
und nichts ist konkret. So kann man keine Schul-
politik machen. Vor allem ist das der Schlingerkurs,
den Sie über zehn Jahre lang in Niedersachsen
gefahren sind und den die Eltern und wir satt ha-
ben. Sagen Sie endlich einmal, was Sie konkret
wollen, und beginnen Sie nicht jedes Mal dann,
wenn es Ihnen passt, eine neue schulpolitische
Debatte.

Es ist wichtig, dass wir hier einen zweiten Punkt
diskutieren. Sie wissen, dass heute Schulstruktur-
debatten eher schädlich sind als Vorteile bringen.
Schulstrukturdebatten sind überflüssig. Wir müs-
sen uns um die Qualität kümmern. Das hat Herr
Jüttner gesagt. Hören Sie doch einmal auf Herrn
Jüttner, und hören Sie vielleicht auch auf mich.

(Beifall bei der CDU)
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Wir müssen die qualitätsvolle Arbeit verbessern
und können nicht ständig Schulstrukturentschei-
dungen diskutieren. Das hat keinen Zweck, und
das will auch niemand mehr hören. Das belastet
unsere Schulen.

(Wolfgang Wulf [SPD]: Das glauben
aber nur Sie!)

Schulen haben etwas anderes zu tun, als ständig
über Schulsystemfragen zu reden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das kann nicht wahr sein, meine Damen und Her-
ren. Es bringt den Schulen nichts, es bringt den
Schülern nichts. Es belastet sie in ihrer Arbeit für
mehr Qualität.

Sie wissen doch ganz genau, dass unsere Schulen
jetzt den Freiraum zur Gestaltung der Eigenver-
antwortlichen Schule brauchen. Stattdessen keh-
ren Sie zu den alten Grabenkämpfen der 70er-
Jahre zurück, lassen Sie wieder aufleben und ver-
unsichern unsere Schulen und unsere Eltern. Das
scheint aber zu Ihrer Strategie zu gehören. Sie
wollen nicht, dass schulische Arbeit vernünftig
funktioniert.

(Beifall bei der CDU - Widerspruch bei
der SPD - Wolfgang Jüttner [SPD]:
Das ist unverschämt!)

Das, was sich hier so zaghaft anhört, ist doch in
Wahrheit irgend so ein schulpolitisches Programm.
Wenn Sie wirklich das könnten, was Sie wollten,
dann würden Sie unser Land mit Integrierten Ge-
samtschulen überziehen, auch wenn es den
Schülern nicht nützt, nur damit Ihrer Ideologie ge-
frönt würde. Das ist die Situation, mit der wir uns
jedes Mal befassen müssen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Meta Janssen-Kucz [GRÜNE]: Das ist
doch Ideologie pur, was Sie da ablie-
fern!)

Meine Damen und Herren, dann kommen Sie mit
der gemeinsamen Schule. Mit diesem schicken
Begriff „gemeinsame Schule“ wollen Sie doch in
der Öffentlichkeit den Eindruck erwecken, als habe
die so genannte gemeinsame Schule irgendetwas
mit dem erfolgreichen finnischen System zu tun.
Sie verbinden das doch mit der Hoffnung, dass die
Leute sagen: Wenn die SPD an die Regierung
kommt, dann bekommen wir so ein finnisches Mo-
dell, das so erfolgreich ist und bei PISA so gut

abgeschnitten hat. - Aber Sie täuschen sich, meine
Damen und Herren. Die Leute schauen sehr ge-
nau hin. Das, was Sie als gemeinsame Schule
bezeichnen, ist nichts anderes als die IGS der
70er-Jahre. Das wollen Sie den Leuten überstül-
pen, und das werden die nicht mitmachen.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, ich nenne Ihnen ein
drittes Argument. Solange die bestehenden Integ-
rierten Gesamtschulen bzw. die Schulträger dieser
Schulen keinen einzigen Antrag stellen, ihre Zü-
gigkeit auf die gesetzlich mögliche Größe auszu-
dehnen, brauchen wir keine neuen Integrierten
Gesamtschulen einzuführen.

(Beifall bei der CDU)

Alle Integrierten Gesamtschulen in unserem Lande
könnten wesentlich mehr Schüler aufnehmen,
manche sogar zusätzlich mehr als die Hälfte von
denen, die sie jetzt haben. Sie könnten die Anzahl
der Schüler auf Achtzügigkeit steigern. Es liegt
aber kein einziger Antrag vor, diese Zügigkeit voll
auszunutzen. Das spricht für sich, und das spricht
vor allen Dingen gegen die jetzt bestehenden Ge-
samtschulen. Das muss ich den Kolleginnen und
Kollegen an den Gesamtschulen einmal sagen.

(Widerspruch bei der SPD)

Sie haben das Beispiel „Franzsches Feld“ ange-
führt. Diese Schule ist vierzügig ausgebaut und
könnte achtzügig ausgebaut werden. Nehmen Sie
„Querum“ in Braunschweig. Die Schule ist vierzü-
gig und könnte achtzügig ausgebaut werden.
Kronsberg, Hannover, ist vierzügig und könnte
achtzügig ausgebaut werden. „List“ ist vierzügig
und könnte achtzügig ausgebaut werden.

Meine Damen und Herren, dadurch, dass man sich
weigert, dem entsprechenden Ansturm gerecht zu
werden, werden doch Ablehnungsbescheide pro-
voziert. Das ist doch genau das, was die Gesamt-
schulbefürworter ständig wollen.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen der Öffentlichkeit den Eindruck vermit-
teln, dass die Schüler massenhaft zur Gesamt-
schule drängen. In Wahrheit sind sie aber nicht
bereit, die Kapazität zu vergrößern. Ich finde das
im Sinne der Kinder und der Eltern, die ihre Kinder
auf diese Schulen schicken wollen, nicht in Ord-
nung. Kommen Sie also mit diesem Antrag dann
wieder hierher, wenn die bestehenden Integrierte
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Gesamtschulen ihre Aufnahmekapazitäten voll
ausgeschöpft haben.

Im Übrigen: Die anderen weiterführenden Schulen,
z. B. die Gymnasien, müssen nach der Schul-
strukturreform die vielen Schülerinnen und Schüler
zusätzlich aufnehmen und haben diese Herausfor-
derung auch gemeistert. Aber die Gesamtschulen
weigern sich, weil es natürlich schöner ist, klein
und fein zu sein als groß und unübersichtlich. Aber
damit muss man sich schon zurechtfinden.

Meine Damen und Herren, ich kann heute nach
der ersten Beratung sagen, dass dieser Antrag
keine Chance auf Umsetzung haben wird. Mit uns
wird es keine weiteren Gesamtschulen geben, weil
es keine organisatorischen und pädagogischen
Argumente gibt, die eine erneute Schulstrukturre-
form rechtfertigen.

(Erhard Wolfkühler [SPD]: Das ist
aber sehr kurzsichtig!)

Auch PISA gibt das nicht her, auch wenn Sie das
immer wieder unterstellen wollen.

Also: Keine neuen Gesamtschulen. - Aber um dem
einen oder anderen Vorurteil die Luft zu nehmen:
Die bestehenden Gesamtschulen werden genauso
behandelt wie alle anderen Schulen auch.

(Walter Meinhold [SPD]: Das stimmt
nicht!)

Wir haben sie in ihrer Qualität gleichgesetzt. Wir
haben sie wie alle anderen Schulen gleichbehan-
delt. Wenn Eberhardt Brandt in der GEW-Zeitung
behauptet, die Verschlechterungen für Gesamt-
schulen sollen zurückgenommen werden, dann ist
das einfach falsch. Sie werden gleichbehandelt,
damit wir unter allen Schulformen eine vernünftige
Vergleichbarkeit haben.

(Zustimmung bei der CDU)

Man hat ihnen Stunden weggenommen, damit sie
genau die gleichen Möglichkeiten haben, die auch
andere allgemeinbildende Schulen haben.

Insgesamt wird es weiter unser Ziel sein, ein mo-
dernes, differenziertes Schulwesen in Niedersach-
sen zu entwickeln. Das heißt, wir werden weiter
auf ein klares Profil der Schulen hinarbeiten, aus-
gerichtet auf die vielfältigen Begabungen unserer
Schülerinnen und Schüler in langfristig organisier-
ten Bildungsgängen, mit hoher Durchlässigkeit und
mit einer großen Eigenverantwortung. Um dem Ziel

des individuellen Lernens und Förderns gerecht zu
werden, brauchen wir verschiedene Wege des
Lernens. Wir wollen deshalb die richtige Schule für
jede Schülerin und für jeden Schüler und nicht die
eine Schule für alle. Nur so kann der Anspruch auf
optimales Fördern und Fordern umgesetzt werden.
Auf diesem Wege sind wir, und diesen Weg wer-
den wir konsequent weitergehen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Der nächste Redner ist Herr Schwarz von der
FDP-Fraktion.

(Ursula Helmhold [GRÜNE] meldet
sich zu einer Kurzintervention)

- Frau Helmhold hat sich zu einer Kurzintervention
gemeldet. Anderthalb Minuten! - Herr Schwarz, es
tut mir leid.

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Herr Klare, normalerweise nehme ich
ja oft in Demut hin, was hier so erzählt wird.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist uns
neu!)

Aber in diesem Fall war mir das tatsächlich nicht
möglich. Ohne dass ich auf die fachlichen Einzel-
heiten eingehe - dies wird sicherlich meine Kollegin
gleich tun -, möchte ich wenigstens zu zwei Dingen
etwas sagen:

Erstens. Sie vermengen ja alles: Eigenverantwort-
liche Schule, Schulstrukturreform - alles eine So-
ße.

(Ursula Körtner [CDU]: Sie verstehen
das nur nicht richtig!)

Diese beiden Diskussionen, die wir hier im Haus
geführt haben, haben doch überhaupt nichts mit-
einander zu tun.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sie erzählen, wir würden, wenn man uns denn
ließe, das Land mit Gesamtschulen überziehen.
Herr Klare, es geht doch nur um den Elternwillen.
Das ist das, was wir Ihnen immer gesagt haben:
Da, wo Eltern das wollen, sollen sie die Freiheit
haben.
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Zweitens: Ich finde es fast nicht mehr hinnehmbar,
dass Sie jetzt sagen, die Gesamtschulen sollten
erweitern und dass es Ihnen leid tue, dass sie
nicht erweitern und die Kinder nicht zur IGS gehen
können. Herr Klare, Sie wissen: Teil des pädagogi-
schen Konzepts ist es eben nicht, diese Mammut-
schulen zu bilden. Das spricht für die Integrierten
Gesamtschulen und nicht gegen sie. Es ist nahezu
scheinheilig, wie Sie hier argumentieren.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Jenseits der Fachlichkeit interessiert mich als Mit-
glied dieses Landtages nur noch eines: Herr Klare,
Sie haben gesagt, dieser Antrag sei heimlich ge-
stellt worden. Sie müssen mir einmal erklären, wie
man es eigentlich machen sollte, also was aus
Ihrer Sicht öffentlich ist.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt ist die Zeit um!

Ursula Helmhold (GRÜNE):

Öffentlicher kann es doch nicht sein, als einen
Antrag zu stellen. In der Überschrift des Antrages
steht, was man will, und man bringt ihn in diesem
Landtag vor Publikum ein. Ich wüsste keinen öf-
fentlicheren Ort als diesen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Klare, wollen Sie darauf antworten?

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Zwei Sätze!)

Karl-Heinz Klare (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
habe das Wort „heimlich“ deswegen gebraucht,
weil ich erwartet habe, dass wir in einer großen
schulpolitischen Debatte, die wir hier vor den
Sommerferien geführt haben - alle, die an Schul-
politik interessiert sind, waren hier, z. B. die Eltern-
verbände und der Landeselternrat -, also in einer
Phase, in der es um weitreichende Veränderungen
im Schulsystem geht, auch hören, was die SPD-
Fraktion wirklich will.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Wir haben in einer solchen Phase, in der alle Au-
gen auf den Landtag und die Schuldebatte ge-
richtet sind, von Ihnen nichts zur Einrichtung von
weiteren Gesamtschulen gehört. Ich finde dies,
ehrlich gesagt, der Öffentlichkeit gegenüber unehr-
lich. Ich habe begründet, dass Sie es im Grunde
gar nicht wollen, dass es so bekannt wird, weil die
Masse der Eltern in Niedersachsen keine Integ-
rierten Gesamtschulen will.

(Heike Bockmann [SPD]: Das sind
doch faule Ausreden!)

Frau Helmhold, das war die Begründung auf Ihre
Frage.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Nun zu der Frage, warum man den Gesamtschu-
len nicht zumuten darf, die gesetzlich vorgesehene
Zügigkeit voll auszuschöpfen. Alle anderen Schu-
len mussten die Schülerinnen und Schüler durch
die Strukturreform, die gekommen ist, aufnehmen.
Die Gymnasien sind groß geworden. Es gibt Gym-
nasien mit 1 700 bis 1 800 Schülern.

(Elke Müller [SPD]: Finden Sie das
gut?)

Die Gesamtschulen aber sollen klein und fein blei-
ben. Die gesetzliche Regelung auf Einrichtung
einer achtzügigen Gesamtschule ist durch die
SPD-Landesregierung eingeführt worden. Dann
müssen wir auch den Anspruch geltend machen,
dass man die acht Züge ausnutzt. Das ist jeden-
falls eine Forderung von mir. Ich finde, es ist einer-
seits eine Verpflichtung der Integrierten Gesamt-
schulen,

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Ihre Redezeit ist zu Ende!

Karl-Heinz Klare (CDU):

- Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss - zu
sagen: Wir bekommen nicht genug Schüler. - Aber
andererseits weigern sie sich, die Achtzügigkeit
auszunutzen. Dieses Doppelspiel geht nicht.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt ist Herr Schwarz dran.
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Hans-Werner Schwarz (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Sehr verehrte Frau Eckel, ich frage
mich allen Ernstes: Wer ist hier eigentlich ideolo-
gisch verbohrt? Nehmen Sie denn nicht zur Kennt-
nis, dass wir auf diesen Vorwurf überhaupt nicht
mehr antworten? Es ist langweilig: In jeder Sitzung
kommen Sie mit der ideologischen Verbohrtheit.
Wir bemühen uns doch wirklich um sachliche Dis-
kussionen und tragen das miteinander aus. Aber
lassen Sie das doch endlich einmal weg!

Wenn man die Diskussionen der vergangenen drei
Jahre zur Bildungspolitik in diesem Haus verfolgt,
dann stellt man fest, dass es der Opposition in der
Tat nur um diese eine Frage zu gehen scheint. In
schöner Regelmäßigkeit setzen Sie das Bildungs-
system auf die Tagesordnung. Nach dem Motto
„Steter Tropfen höhlt den Stein“ versuchen Sie
immer wieder, die Gesamtschulen gegenüber den
Hauptschulen, den Realschulen und den Gymna-
sien zu begünstigen. Wir haben in der Vergangen-
heit dazu beigetragen, dass wir endlich einmal zu
einer Gleichbehandlung der einzelnen Schulfor-
men kommen. Nehmen Sie das doch einfach ein-
mal zur Kenntnis!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Sie begründen Ihren Antrag damit, dass die Nach-
frage nach Gesamtschulplätzen das Angebot
übersteigt, und ignorieren geflissentlich die Tatsa-
che, dass die meisten Eltern, deren Kind eine
Hauptschulempfehlung bekommen hat, es an den
Gesamtschulen anmelden wollen. Die Antwort auf
dieses Problem kann aber nicht sein - - -

(Werner Buß [SPD]: Das stimmt nicht!
- Weitere Zurufe von der SPD)

- Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
sage es jetzt einmal, auch wenn ich es nicht darf:
Wenn man von außen beobachtet, dass Sie nicht
zuhören können, dann frage ich mich, was Sie in
den vergangenen 13 Jahren überhaupt gemacht
haben. Ich finde das unglaublich! Sie sind noch
nicht einmal dazu fähig, zuzuhören!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Ich wiederhole: Die Antwort auf das Problem kann
nicht sein, mehr Gesamtschulen vorzuhalten und
damit die Augen vor dem eigentlichen Problem zu
verschließen, sondern den Stellenwert der Haupt-

schule durch vernünftige Angebote gezielt zu
verbessern.

Die ständigen hin und wieder in abgewandelter
Form vorgetragenen Forderungen nach Einheits-
schulen sind langweilig, wenig kreativ, zeugen von
einer gewissen Hilflosigkeit und bringen uns in der
Diskussion einfach nicht weiter. Deswegen habe
ich am Wochenende mit Respekt zur Kenntnis
genommen, wie sich Ihr Bundesvorsitzender, Kurt
Beck, mit Bildungsfragen auseinandersetzt. Kurt
Beck hat sich besorgt über eine größer werdende
Unterschicht ohne Aufstiegswillen in Deutschland
geäußert. Es sei besorgniserregend, dass in wei-
ten Teilen der Bevölkerung das Streben nach so-
zialem Aufstieg nachlasse. - Dies sagt zwar auch
eine ganze Reihe von Bildungspolitikern, aber für
einen führenden SPD-Funktionär ist dieses öffent-
liche Bekenntnis, dass es in Teilen der Gesell-
schaft an Leistungswillen mangele, erfreulich mutig
und vor allen Dingen auch dazu geeignet, eventu-
ell auch einmal mit Ihnen, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der SPD-Fraktion, offen
über das eigentliche Problem zu sprechen, es sei
denn, Sie ignorieren die Aussagen Ihres Bundes-
vorsitzenden.

Ganz anders als Sie will der Ministerpräsident von
Rheinland-Pfalz den mangelnden Leistungswillen
ganz offensichtlich nicht durch die Institution
Schule reparieren lassen. Dies finde ich sehr be-
merkenswert. Aber kommen wir zum Ausgangs-
punkt zurück: Sie wollen die Einheitsschule, wir
nicht. Wir wollen nicht mehr an Systemen herum-
kurieren, wir wollen die Inhalte verbessern.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Natürlich gibt die Nachricht, dass Hauptschüler bei
ihren Abschlussprüfungen vernünftig abgeschlos-
sen haben, unseren Hauptschulen Rückende-
ckung. In Zukunft wird es immer besser werden.
Ich kritisiere energisch, dass Sie mit Scheuklappen
Ihre Einheitsschule propagieren. Gehen Sie in
Hauptschulen hinein, auch wenn es Ihnen
schwerfällt; dann werden Sie feststellen, dass Sie
mit Ihrer Argumentation den Lehrkräften, die dort
hervorragende Arbeit leisten, ständig in den Rü-
cken fallen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Versetzen Sie sich doch einmal in die Lage von
Hauptschülerinnen und Hauptschülern, die mit
größter Anstrengung ihren Abschluss zu erreichen
suchen. Sie wollen ernst genommen werden, sie
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wollen in erster Linie Anerkennung und Respekt,
aber sie wollen nicht das ewige Schlechtreden
ihrer Leistungen.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Zu einer Kurzintervention hat sich jetzt Herr Mein-
hold gemeldet. - Herr Meinhold, anderthalb Minu-
ten!

Walter Meinhold (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Schwarz, wenn Sie uns sagen, wir sollten bei Ih-
nen zuhören, dann bitte ich Sie, dies auch bei uns
zu tun. Sie werden in keinem unserer Papiere das
Wort „Einheitsschule“ lesen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das ist doch
klar!)

- Nicht deshalb, weil wir uns davor fürchteten, son-
dern aus folgendem Grund: Unter dem Begriff der
gemeinsamen Schule - bitte nehmen Sie ihn in der
Auseinandersetzung ernst - verstehen wir, unter
einem Dach eine Vielzahl von Kindern mit unter-
schiedlichen Begabungen gemeinsam zu unter-
richten. Das hat mit der Einheitsschule, von der Sie
sprechen, nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD)

Zur fairen Auseinandersetzung gehört es, dass Sie
uns entweder in unseren Programmen nachwei-
sen, was Sie über uns behaupten, oder aber richtig
zitieren. Wir sprechen von einer gemeinsamen
Schule, weil es uns um die Gemeinsamkeit aller
Kinder geht. Uns geht es nicht um einen Einheits-
brei, wie Sie es hier vielleicht suggerieren wollen.
Deshalb bitte ich Sie um der fairen Debatte willen,
bei der Begrifflichkeit unserer Programmatik zu
bleiben.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Schwarz, bitte!

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Herr Kollege Meinhold, es kann nicht sein, dass
Sie hier sagen, Sie sprächen nur von einer Ge-
samtschule und nicht von der Einheitsschule.

(Walter Meinhold [SPD]: Nein, ge-
meinsame Schule! - Erhard Wolfküh-
ler [SPD]: Sie haben schon wieder
nicht zugehört!)

- Ich will mich doch gar nicht an dem Begriff „Ein-
heitsschule“ festmachen, sondern Ihnen nur sa-
gen, dass Sie von Gesamtschule reden, aber die
Einheitsschule meinen, in der alle den gleichen
Einheitsbrei geliefert bekommen. Das ist genau der
Punkt.

(Beifall bei der FDP - Zustimmung bei
der CDU - Lebhafter Widerspruch bei
der SPD)

Damit unterlaufen Sie die Position Ihres Bundes-
vorsitzenden, der darauf abhebt, den Leistungs-
willen wieder in den Vordergrund zu stellen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Körtner, bitte!

Ursula Körtner (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich beziehe mich auf die Kurzintervention des Kol-
legen Schwarz, dem ich inhaltlich in allen Berei-
chen recht gebe. Vor allen Dingen hat er aufge-
deckt, wie verräterisch die Einlassung des Kolle-
gen Meinhold war.

(Beifall bei der FDP)

Hinter allen von der SPD schon vorgelegten
Schulmodellen - ich führe sie einmal auf: es be-
gann mit der Gesamtschule, ging mit der Regio-
nalschule weiter, dann kamen die Chancenschule,
die Einheitsschule und schließlich die gemeinsame
Schule - steckt die alte, leistungsschwache Ge-
samtschule, nichts anderes.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, wenn Sie von PISA
reden, wie Sie es ständig tun, dann denken Sie
doch bitte an die Länder, die ein gegliedertes
Schulwesen haben, und an die Länder, die ein
integriertes Schulwesen haben. Dann wissen Sie,
wo die PISA-Sieger zu finden sind: in Bayern, Ba-
den-Württemberg und Sachsen. Erst dann kamen
die von SPD-geführten Landesregierungen herbei-
geführten integrierten Schulsysteme von Nord-
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rhein-Westfalen, Bremen und Berlin. Diese Fakten
sollten auch Sie überzeugen.

(Zustimmung bei der CDU)

Lassen Sie doch endlich einmal diesen alten Ein-
heitsbrei. Herr Kollege Klare hat Sie gebeten - - -

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Körtner, Ihre Redezeit ist vorbei.

Ursula Körtner (CDU):

Lassen Sie uns über Inhalte reden.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächste Rednerin ist Frau Korter von der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Glauben Sie
wirklich, was Sie reden? - Gegenruf
von Ursula Körtner [CDU]: Das habe
ich Sie schon dreimal gefragt!)

- Ich bitte darum, dass die Gespräche bei SPD und
CDU unterbleiben. - Nun hat Frau Korter das Wort.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Zu-
nächst eine Klarstellung zu Herrn Klare: Wir haben
vor den Sommerferien erbittert und sehr engagiert
über die Eigenverantwortliche Schule gestritten.
Das ist eine innere Reform der Schulen, Herr Kla-
re, die an ihre äußeren Grenzen stoßen wird. Die
äußeren Grenzen haben Sie bisher mit Ihrem se-
lektiven Schulsystem gesetzt. Diese Grenzen wol-
len wir aufweichen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Jetzt zu dem Ideologievorwurf von Herrn Schwarz:
Sie haben gesagt, Gesamtschulen seien etwas
ideologisch Verbohrtes. Aber in jedem Jahr, wenn
die Anmeldungen zu den weiterführenden Schulen
vorgenommen werden, erleben wir es wieder: In
Niedersachsen gibt es zu wenige Gesamtschulen,
als dass alle angemeldeten Schulkinder aufge-
nommen werden könnten. Dies wird in unserem
Land besonders deutlich, seit Sie mit Ihrer
schwarz-gelben Mehrheit ein Schulgesetz be-
schlossen haben, nach dem die Entscheidung

über die Zukunft der Kinder im streng gegliederten
System schon in Klasse 4 getroffen werden muss.

(Joachim Albrecht [CDU]: Wie überall
in Deutschland!)

Gerade vor diesem Hintergrund ist es mehr als
verständlich und nachvollziehbar, dass Eltern ihre
Kinder am liebsten in eine Gesamtschule schicken,
weil sie die Chancen ihrer Kinder in Bezug auf
Bildungswege lange offenhalten wollen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das haben
wir doch auch übernommen!)

Sie wissen, dass sich ihre Kinder unterschiedlich
schnell entwickeln und ihre Begabungen und Inte-
ressen bis zur vierten Klasse noch nicht voll ent-
faltet haben.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Wer sagt
das?)

- Dies sollten Sie als Schulpolitiker eigentlich auch
wissen. Aber Sie und Ihr Kultusminister, Herr Bu-
semann, wollen dies nicht wahrhaben.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Ist das Ler-
nen denn in der fünften Klasse zu En-
de, Frau Korter?)

- Herr Klare, wer ein demokratisches Verständnis
von gerechten Bildungschancen für alle Kinder hat
und zur Grundlage seiner Entscheidungen macht,
der kann gar nicht anders, als dort, wo ein ausrei-
chendes Bedürfnis der Eltern nach Einrichtung
einer Gesamtschule vorhanden ist, dieses Bedürf-
nis auch zuzulassen.

(Beifall bei den GRÜNEN - Ursula
Helmhold [GRÜNE]: Und zu erfüllen!)

Dieses Bedürfnis, meine Damen und Herren, ist
seit Jahren vorhanden. Im Schuljahr 2005/2006
mussten an den niedersächsischen Integrierten
Gesamtschulen 2 059 Kinder abgewiesen werden.
In diesem Jahr ist der Anteil der Schülerinnen und
Schüler, die eine Gesamtschule besuchen wollten,
erneut angestiegen.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter, gestatten Sie eine Zwischenfrage des
Abgeordneten Albrecht?
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Ina Korter (GRÜNE):

Hinterher.

(Lachen bei der CDU)

- Sie können ja eine Kurzintervention machen.

In diesem Jahr ist der Anteil erneut gestiegen. Um
alle Schülerinnen und Schüler, die an einer Ge-
samtschule angemeldet wurden, aufnehmen zu
können, hätten wir zehn bis fünfzehn neue Ge-
samtschulen einrichten können. Hinzu kommen die
Schülerinnen und Schüler, die gar keine Gesamt-
schule anwählen können, weil es in ihrem Land-
kreis oder in ihrer näheren Umgebung keine gibt.
Dies ist in vielen Landkreisen Niedersachsens
noch der Fall. Dort wird der Bedarf gar nicht erst
sichtbar. In meinem Landkreis kann man nach der
Laufbahnempfehlung gar keine Gesamtschule
anwählen, weil es keine gibt. Da können Sie leicht
sagen, es gebe ja nur soundso viele Anmeldun-
gen.

Eben wurde davon gesprochen, die Zügigkeit zu
erhöhen. So einfach ist es nicht, Herr Klare. In
Wilhelmshaven gibt es beispielsweise eine achtzü-
gige IGS, während der Bedarf im letzten Jahr de-
ren Fassungsvermögen so weit überstieg, dass
man in Friesland eine neue vierzügige Schule
hätte errichten können. Dem steht aber das Ge-
samtschulerrichtungsverbot entgegen.

Herr Busemann, Herr Klare, Herr Schwarz, wie
halten Sie es eigentlich mit dem freien Elternwil-
len? Zählt er nur da, wo es Ihnen passt?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zählt er nur dann, wenn er Ihnen ideologisch in
den Kram passt, oder zählt der Elternwille tatsäch-
lich überall, wo es den Eltern um ihre Kinder geht?

(Glocke der Präsidentin)

Nachdem Sie mit einer ganzen Reihe von Maß-
nahmen den Gesamtschulen das Leben schwer
gemacht haben - es reichte vom Neugründungs-
verbot über die Abschaffung der eigenständigen
Schulaufsicht bis hin zu verkürzten Anmeldefris-
ten -, versuchen Sie jetzt, die Eltern mit diffamie-
renden Äußerungen über die Gesamtschulen von
der Anwahl dieser Schulen abzuschrecken. Dies
ist ein allzu durchsichtiger Versuch, Herr Minister
Busemann, der wieder vergeblich bleiben wird.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Er hat doch
noch gar nicht geredet!)

Als wir vor zwei Jahren im Landtag den Antrag
gestellt hatten, den bedarfsgerechten Ausbau von
Gesamtschulen wieder zuzulassen, haben Sie
diesen Antrag abgelehnt, weil gemeinsame Schu-
len - dies haben wir auch eben wieder gehört - in
Ihr ideologisch vernageltes Weltbild einfach nicht
hineinpassen.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Ich stelle fest: Sie sind in den letzten zwei Jahren
bezüglich einer zukunftsfähigen Schulstrukturre-
form nicht weiter vorangekommen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Unsinn!)

Inzwischen geht die Debatte in unseren Nachbar-
ländern aber sehr wohl weiter. Die CDU in Ham-
burg will die Hauptschule abschaffen, weil sie all-
mählich begreift, dass diese Schule den Kindern
keine Perspektive mehr bietet.

(Glocke der Präsidentin)

Schleswig-Holstein geht noch ein Stück weiter.
Gemeinschaftsschulen von Klasse 1 bis 10 werden
zugelassen. Herr Busemann, trauen Sie sich ei-
gentlich weniger zu als Peter Harry Carstensen?
Das sollte mich wundern.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Kollegin, Ihre Redezeit ist jetzt zu Ende.

Ina Korter (GRÜNE):

Aber CDU und FDP glauben immer noch - - -

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter, die Redezeit ist seit einer halben Mi-
nute zu Ende.

Ina Korter (GRÜNE):

Entschuldigung.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Jetzt hat Herr Albrecht zu einer Kurzintervention
für anderthalb Minuten das Wort.
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Joachim Albrecht (CDU):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Frau Korter, vielen Dank für den Hinweis, dass es
eine Kurzintervention gibt. Auf diese Idee wäre ich
zur Not auch noch selber gekommen. Aber es
wäre einfacher gewesen, wenn Sie meine Frage
gleich beantwortet hätten: Wissen Sie, dass sich
nach der PISA-Studie die soziale Komponente
- also die soziale Selektion in den verschiedenen
Schulformen in Deutschland - an der Gesamt-
schule am schlechtesten darstellt? - Vor diesem
Hintergrund halte ich dieses Schulsystem für das
schlechteste, das wir in Deutschland haben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter!

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Kollege Albrecht, diese Ausführungen müssen Sie
erst einmal belegen. Das habe ich noch nie gese-
hen. Ich glaube, das gehört mit zu Ihrer Diffamie-
rungskampagne. Gerade Gesamtschulen küm-
mern sich ganz besonders um die sozial Schwa-
chen.

(Astrid Vockert [CDU]: Falsch!)

Gerade Gesamtschulen versuchen in besonderer
Weise, sozial Schwache und Kinder aus bildungs-
fernen Schichten zu fördern.

(Zuruf von der CDU: Das funktioniert
nicht!)

Das wissen Sie ganz genau. Deshalb wurden sie
zum Teil in Brennpunkten eingerichtet. Andere
Informationen müssten Sie erst einmal belegen.

(Bernd Althusmann [CDU]: Warum
gelingt das denn in den anderen Bun-
desländern besser?)

Was Sie sagen, passt zu dem, was Herr Klare
immer sagt: Bei PISA hätten die Gesamtschulen
schlecht abgeschnitten. - Auch das ist nicht belegt.
Das sehen die Gesamtschulverbände völlig an-
ders.

(Beifall bei den GRÜNEN - Wider-
spruch von Astrid Vockert [CDU])

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Busemann.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Herr Meinhold, angesichts des Gesetzent-
wurfes bin ich ein bisschen befremdet. Haben wir
nicht 30 Jahre Strukturdebatte im Lande Nieder-
sachsen hinter uns? So etwas Leidiges!

(Elke Müller [SPD]: Sie hätten nicht
ein solches Schulgesetz machen
müssen!)

Wie oft hat es abendliche Diskussionen, oft in glei-
cher Zusammensetzung, gegeben! Die Lehrer-
schaft hat uns mit Recht gebeten, mit den System-
diskussionen aufzuhören und an den inhaltlichen
Dingen zu arbeiten. Da gibt es genug Handlungs-
bedarf.

(Beifall bei der CDU)

Nach all den Debatten über das Schulgesetz aus
dem Jahr 2003 dachte ich, jetzt würde Ruhe ein-
kehren. Wir sind nun doch gemeinsam zu neuen
Ufern unterwegs. Mit der Eigenverantwortlichen
Schule entwickeln wir die Schulen von innen her-
aus neu. Ich dachte, diese Systemdebatten wür-
den uns nicht länger lähmen. Das war wohl ein
Irrtum.

Ich bin fast schon dankbar, dass wir ein Gesamt-
schulneuerrichtungsverbot im Gesetz haben. Denn
wenn sich diese Debatten an jedem Standort fort-
setzten, stünde es nicht gut um die Weiterent-
wicklung unseres Schulwesens. Das muss ich
einmal ganz deutlich sagen.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

In der Einführung der Eigenverantwortlichen
Schule liegt die Chance, für das Innenleben der
Schule das Notwendige zu tun. Gibt es irgendein
System, in dem es verboten ist, Sprachförderung
zu betreiben? Gibt es irgendein System, in dem es
verboten ist, Berufsorientierung zu machen? Gibt
es ein System, in dem es verboten ist, das Abitur
nach zwölf Jahren zu machen? Gibt es ein Sys-
tem, in dem es verboten ist, individuell zu fördern?
Diese Forderung proklamieren Sie sehr stark. Das
ist aber überall möglich. Ich muss das System
nicht ändern, um das Richtige zu tun.
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Ich sehe die Richtung, in die es bei Ihnen gehen
soll. Irgendwo scheinen wieder Wahlen zu sein. Es
entspricht einem altlinken Ansatz, wie Sie sich hier
präsentieren. Herr Jüttner, zu einem guten 68er
gehört offenbar, dass auf der Visitenkarte etwas
von einer Gesamtschule, einer gemeinsamen
Schule, einer Wohlfühlschule oder einer regionalen
Schule steht. Was haben wir schon für Begriffe
erlebt! Es ist mir fast egal. Aber wenn wir ausge-
macht haben, was im Paket drin ist, möchte ich es
auch als Einheitsschule bezeichnen dürfen. Sie
können es uns nicht nehmen, das entsprechend zu
würdigen und zu gewichten.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Meine Damen und Herren, es geht um die abge-
wiesenen Schülerinnen und Schüler, die zum
Schuljahresbeginn an den Gesamtschulen keinen
Platz finden konnten. Frau Korter, Sie haben recht,
es hat hier wieder eine leichte Steigerung gege-
ben.

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Guck an!)

Insgesamt sind jetzt 2 068 Schülerinnen und
Schüler abgewiesen worden. Das ist für Sie ein
Grund, eine Strukturdebatte zu beginnen, ein neu-
es Gesetz zu fordern und das ganze System im
Lande umzukrempeln, damit es in die richtige Ecke
geht. Stellen Sie das doch einmal in Relation zu
unserem gesamten Schulwesen! Wir haben
1,25 Millionen Schülerinnen und Schüler. Frau
Korter, was ist das für ein Demokratieverständnis,
wenn Sie wegen 2 068 das ganze System für alle
verändern wollen?

(Wolfgang Jüttner [SPD]: Was für ein
„ganzes System“ denn? Stimmt doch
überhaupt nicht!)

Das ist, glaube ich, doch ein bisschen hoch ge-
griffen.

Wir haben im Lande, die freien Träger inklusive,
etwa 3 300 Schulstandorte. Ganze 59 davon wa-
ren bzw. sind Schulen des sogenannten integrier-
ten Schulwesens, also Gesamtschulen. Sie müs-
sen sich darüber klar sein, was los ist. Wir haben
uns vor drei Jahren für die Beibehaltung des ge-
gliederten Systems entschieden,

(Elke Müller [SPD]: Sie, nicht wir!)

aber auch für seine Reform, u. a. deshalb, weil es
das beste System für die Aufrechterhaltung einer
wohnortnahen Beschulung im Lande ist, auch mit

neuen Standorten, auch mit neuen Außenstellen.
Das ist unheimlich wichtig.

Da können Sie erzählen, was Sie wollen! Wenn
Sie eine gemeinsame Schule nach Ihrer irgend-
wann zu definierenden Couleur machen, dann wird
das zu einer Konzentration von Schulstandorten
führen. Sonst könnten Sie ein solches System gar
nicht fahren. Gaukeln Sie den Leuten nicht vor, Sie
könnten bei Zwergschulen mit 60 Kindern eine
gemeinsame Schule von der Hauptschule bis zum
Abitur durchziehen! Das ist doch absolut neben
jeder Realität. Das müssen Sie irgendwann be-
kennen.

(Beifall bei der CDU)

Sie wollen mich immer gerne mit dem Argument in
die Ecke drängen: Der benachteiligt die Gesamt-
schulen, der gibt ihnen keine fairen Chancen, der
lässt keinen Wettbewerb zu. - Ich will Ihnen etwas
anderes erzählen. Wir haben damals in der Tat ein
Neuerrichtungsverbot in das Gesetz geschrieben,
weil wir keine Schulstrukturdebatten mehr haben
wollten und Ruhe an den Standorten wollten. Ich
habe den Gesamtschulen im Rahmen der örtlichen
Bedingungen die notwendige und sinnvolle päda-
gogische und organisatorische Weiterentwicklung
ermöglicht. So besuchen - hören Sie gut zu! -
heute rund 3 500 Schülerinnen und Schüler mehr
als 2003 Gesamtschulen, und das, obwohl das
Interesse der Erziehungsberechtigten an Gesamt-
schulplätzen für die Kinder eigentlich nicht in die-
sem Maße gestiegen ist.

Ich habe dort - das hat dem einen oder anderen
auch aufseiten der Koalitionsfraktionen nicht ge-
fallen -, wo ein Bedarf nachgewiesen wurde, so-
wohl bei Kooperativen Gesamtschulen als auch
bei Integrierten Gesamtschulen gymnasiale Ober-
stufen genehmigt. - Das zu der Behauptung: Der
benachteiligt die Gesamtschulen. - Ich habe Au-
ßenstellen zugelassen, wenn eine räumlich ge-
trennte Unterbringung erforderlich war und es nicht
nach einer Umgehung des Errichtungsverbotes
roch. Die Schülerzahlen sind dort gestiegen. Die
Angebotspalette ist dort erweitert worden.

Ich korrigiere den Kollegen Klare ungern. Wir ha-
ben keine Gleichstellung der gegliederten Schulen
und der Gesamtschulen bei der Stundenzuwei-
sung herbeigeführt. Die Gesamtschulen sind im-
mer noch bessergestellt - damit das einmal klar ist!
Nicht dass da eine andere Mär unterwegs ist. Die
kommen auch gut damit klar.
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(Beifall bei der CDU - Zustimmung
von Jörg Bode [FDP])

Ich will nun in den Anspruch der Gesamtschulen
nicht weiter hineindiskutieren. Ich will nur auf einen
Punkt im Vergleich zu den Hauptschulen einge-
hen, der vorhin anklang. Wir sind dabei, die Haupt-
schulen im Lande zu profilieren. Das scheint sich
zu bewähren. An den Hauptschulen wird unseren
jungen Leuten im 8. und 9. Jahrgang auch Berufs-
orientierung zuteil. Das bieten bei allem Respekt
die Gesamtschulen den Kindern mit Hauptschul-
empfehlung nicht an. Das ist ein kleiner Unter-
schied, auf den ich hinweisen möchte.

(Walter Meinhold [SPD]: Das stimmt
gar nicht!)

Meine Damen und Herren, die Zahl der 2 068
Schüler bedarf zudem einer differenzierteren Be-
trachtung. Es lässt sich nämlich feststellen, dass
die Plätze an den Kooperativen Gesamtschulen
durchaus dem Bedürfnis entsprechen. Lediglich an
einigen Standorten Integrierter Gesamtschulen
kommt es zu Ablehnungen. Wir haben das schon
früher debattiert. Ich habe schon mehrfach darauf
hingewiesen, dass an diesen Standorten die
Schulträger die Höchstzügigkeit der IGS nicht aus-
geschöpft haben. Es leuchtet nicht ein, warum sie
das nicht tun. Wilhelmshaven lassen wir in Gottes
Namen außen vor. Die meisten IGSen fahren ihre
Kapazitäten nicht aus.

Wir haben 28 Integrierte Gesamtschulen. Alle 28
könnten nach unserer Verordnung zur Schulent-
wicklungsplanung achtzügig fahren. Nur vier von
den 28 tun das. 10 fahren sechszügig, 14 Schulen
fahren nur vierzügig. Warum machen die das? -
Wir haben einmal hochgerechnet, welche freien
Kapazitäten die derzeit im Lande tätigen Gesamt-
schulen haben. Wenn sie ihre Kapazitäten auffül-
len würden, würde dies 76 neue Klassen ergeben,
und es könnten zusätzlich 2 280 Schülerinnen und
Schüler aufgenommen werden. Das ist mehr als
das Defizit, das Sie beklagen. Dies ist vielleicht
nicht ganz schulstandortscharf. Das möge Sie aber
dazu veranlassen, einmal zu überlegen, ob Sie mit
Ihrem Antrag - von wegen Demokratieverständnis -
wirklich richtig liegen.

Ich plädiere noch einmal ausdrücklich dafür, dass
wir in der Eigenverantwortlichen Schule die Mög-
lichkeiten haben, die wir vielleicht alle miteinander
suchen.

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Busemann, lassen Sie eine Zwischenfrage
zu?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein, keine Zwischenfrage. Ich bin sofort fertig. -
Was das niedersächsische Schulwesen nicht
gebrauchen kann, sind leidige Systemdebatten.
Mich stört an diesen Debatten grundsätzlich, dass
man meint - irgendwann werden die Leute mögli-
cherweise darauf abfahren; so denkt man jeden-
falls -: Wir bieten nun ein neues System an; halle-
luja, alles ist dann toll, alles stimmt, es gibt super
Abschlüsse, und man braucht sich nicht mehr an-
zustrengen.

(Zuruf von der SPD: Wer sagt denn
das?)

- Das klingt ja unterschwellig mit an. Es wird so
getan, als komme ein neues System, und damit
seien alle Probleme gelöst. Ich sage Ihnen dazu
- ich bin lange genug Kultusminister, um dies sa-
gen zu können -: Ohne eine Mehranstrengung aller
im ganzen System werden wir beim nächsten
PISA-Test und bei dem, was noch kommen wird,
nicht besser werden. Damit auch das einmal klar
ist! Systemdebatten lösen nicht das grundsätzliche
Problem. Es war mir wichtig, das in diesem Zu-
sammenhang noch einmal deutlich zu machen.

Ich habe wirklich eine herzliche Bitte: Wenn man
meint, man brauche mehr Gesamtschulen und
dass das Neuerrichtungsverbot aufgehoben wer-
den sollte, gehört das natürlich hier ins Parlament.
Dann müssen hier entsprechende Anträge gestellt
werden und muss darüber diskutiert und dann
entschieden werden. Ich hätte aber folgende Bitte:
Wenn die Sozialdemokratie oder die Oppositions-
parteien vielleicht auch gemeinsam meinen - die
Zeit schreitet schließlich voran -, sie wollten so
etwas wie eine gemeinsame Schule haben, dann
mögen sie bitte das komplette Modell, am besten
per Gesetzentwurf, auf den Tisch legen, und zwar
in Bezug auf die Lehrerstellen, die Lehrerarbeits-
zeit und die Baukosten durchkalkuliert und auch
mit den Differenzierungsmechanismen versehen;
denn eine Gesamtschule braucht auch eine Diffe-
renzierung. Wir wollen ja nicht so tun, als gäbe es
das dort nicht. Dann werden wir über dieses Mo-
dell diskutieren, und dann mögen die Bürgerinnen
und Bürger darüber entscheiden.
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Ich will Ihnen ganz offen sagen: Jene Massenbe-
wegung, die Sie mit 2 000 abgelehnten Schülern
begründen wollen, sehe ich in dieser Form im Lan-
de nicht. Es mag an ein paar Standorten in Ihrem
Beritt, Herr Meinhold und andere, vielleicht Ent-
wicklungen in dieser Richtung geben. Sie sollten
sich aber einmal an frühere Zeiten erinnern, insbe-
sondere wenn es darum geht, welche Wahrneh-
mungen man hat. Als ich noch nicht im Landtag
war, sollte in Emden in Ostfriesland - ein paar von
Ihnen waren schon dabei - eine Gesamtschule
errichtet werden. Ihr Vorvorgänger Joke Bruns hat
daraufhin hier Debatten inszeniert und Dinge in
Bewegung gesetzt, um dies zu verhindern. Auch
dies sollten Sie sich einmal vor Augen führen,
wenn es um die Frage der tatsächlichen Wünsche
und der Beliebtheit von Gesamtschulen im Lande
geht. Das mögen Sie dann aber klären. Wir wer-
den hier selbstverständlich miteinander darüber
debattieren, und am Ende werden die Bürger ent-
scheiden. - Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Jüttner hat um zusätzliche Redezeit gebeten.
Ich gebe ihm drei Minuten.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber jetzt
wollen wir endlich das hören, was wir
wirklich zu erwarten haben!)

Wolfgang Jüttner (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ers-
tens. Wir scheuen nicht die öffentliche Auseinan-
dersetzung. Deshalb unser Gesetzentwurf.

Zweitens. Wir haben diesen Gesetzentwurf einge-
bracht, um die Diffamierung der Gesamtschulen
durch Herrn Busemann hier zur Sprache zu brin-
gen. Das ist der Ausgangspunkt.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Uns geht es nicht um unser Gesamtkonzept ab
2008, sondern darum, dass dem, was Sie immer
reklamieren, nämlich dem Elternwillen, wenigstens
Rechnung getragen wird. Deshalb diese kleine
Öffnung. Das ist kein Umstülpen des Gesamtsys-
tems, sondern das ist eine Erweiterung der
Rechtslage, die gerade für die FDP, so wie sie sich
immer aufführt, selbstverständlich sein müsste.

Außerdem lassen wir uns von Ihnen - ich sage
Ihnen das ganz deutlich, und zwar nicht zum ers-
ten Mal - keine Debatte über Leistungsorientierung
an die Hacken hängen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Der Hedonismus in Deutschland hat andere Tradi-
tionen als die deutsche Sozialdemokratie. Das
sage ich Ihnen. Bei uns - bei August Bebel ange-
fangen - galt immer das Motto: Leistung muss sich
lohnen. Nur wer sich verausgabt, hat eine Chance.
Man muss aber allen eine Chance geben. - Das ist
sozialdemokratische Politik.

(Lebhafter Beifall bei der SPD)

Nun noch ein Satz zu Einheit und Vielfalt. Schulen
in privater Trägerschaft - ob nun die Internationale
Schule oder andere Schulen - sind nach Ihrem
Verständnis Einheitsschulen. Das würden Sie de-
nen aber nie sagen; denn diese Schulen gehen
davon aus, dass sie nicht eine Einheit sind, son-
dern dass sie in ihrer Gemeinsamkeit das höchst-
mögliche Maß an Vielfalt realisieren. Dieses päda-
gogische Konzept passt aber in Ihre Köpfe nicht
hinein. Das ist Ihr Problem, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei der SPD)

Zum Abschluss sage ich Ihnen, dass Herr Buse-
mann heute in der taz mit dem schönen Satz zitiert
wird: Niedersachsen ist historisch gewachsen das
Land des gegliederten Schulsystems. - Meine Da-
men und Herren, ich sage Ihnen dazu: Nieder-
sachsen ist historisch als Land mit ausschließlich
landwirtschaftlicher Produktionsweise gewachsen.
Es gab in Niedersachsen aber Menschen, die der
Meinung waren, über diese Phase müsse man
einmal hinauskommen. Dazu gehörte auch Nach-
denken. So wie die Landwirtschaft als vorherr-
schende Produktionsweise im 21. Jahrhundert
nichts mehr zu suchen hat, hat Ihr gegliedertes
Schulsystem im 21. Jahrhundert nichts mehr zu
suchen.

(Starker, anhaltender Beifall bei der
SPD und bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Körtner hat sich zu einer Kurzintervention
gemeldet. Ihr stehen anderthalb Minuten zur Ver-
fügung.
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(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt wie-
der die alte Leier!)

Ursula Körtner (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich will zur Historie der Sozialdemokraten nichts
sagen, wohl aber einen Sozialdemokraten zitieren,
der noch nicht ganz Historie ist. Ich zitiere Sigmar
Gabriel aus der Welt vom Mai 2005:

„Es muss auch den überzeugtesten
Gesamtschulbefürworter nachdenklich
stimmen, dass die streng gegliederten
Schulen in Baden-Württemberg und
Bayern die besten Ergebnisse bei
PISA gezeigt haben.“

Das ist das Erste.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das Zweite ist, dass wir hier schon einmal eine
Gesamtschule hatten. Das war die Orientierungs-
stufe für zwei Jahre. Sie hat nach einem Gutachten
der SPD-geführten Landesregierung gezeigt, dass
die Starken unterfordert und die Schwachen über-
fordert waren. Diese Gesamtschule ist gescheitert.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Das Dritte ist, dass die Förderung bildungsferner
Schichten laut PISA im schulpolitisch streng ge-
gliederten Bayern am besten gewährleistet ist. Ich
glaube, dem müssen wir nichts hinzufügen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU und bei
der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Ich gehe davon aus, dass Herr Jüttner nicht ant-
worten will. - Das ist so.

(Bernd Althusmann [CDU]: Darauf
kann er nichts mehr sagen!)

Frau Korter hat um zusätzliche Redezeit gebeten.
Ich gebe ihr zwei Minuten.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Minister Busemann, Sie müssen ja eine panische
Angst vor Gesamtschulen haben. Frau Körtner
sieht sich sogar schon bemüßigt, Sigmar Gabriel
zu zitieren, um überhaupt noch inhaltliche Argu-

mente zu finden. Herr Busemann hat eben gesagt,
für 2 068 Anmeldungen könne man ja nicht alles
umkrempeln, dies sei keine Massenbewegung. -
Es würde ja schon lohnen, für die 2 068 Schüler an
den Stellen, wo sie nachgefragt haben, Gesamt-
schulen zu errichten. Sie müssten dafür nicht alles
umkrempeln, sondern müssten nur neue Gesamt-
schulen zulassen. Was den Ausbau der Zügigkeit
angeht, wissen Sie genau, Herr Albrecht, dass das
keine Lösung ist. Man kann nicht Mammutschulen
schaffen. Das ist doch auch eine Ihrer Strategien,
um Gesamtschulen unbeliebt zu machen.

(Joachim Albrecht [CDU]: Die Gym-
nasien sind doch auch so groß!)

Ich stelle fest: Herr Busemann und auch Frau
Körtner haben hier nicht einen einzigen pädagogi-
schen Grund nennen können, weshalb sie weiter-
hin die Neugründung von Gesamtschulen verbie-
ten. Es ist absolut schwach, was Sie hier abgelie-
fert haben. Das ist wirklich nur noch ideologisch
motiviert. Anders kann man das nicht mehr verste-
hen. Herr Busemann und liebe Kolleginnen und
Kollegen von der CDU und von der FDP, Sie ver-
weigern sich der nötigen Reformdebatte, die wir für
die Zukunft unserer Kinder brauchen. Sie verwei-
gern sich und verschenken weiterhin Bildungspo-
tenziale der niedersächsischen Kinder. Das darf
sich ein Kultusminister nicht erlauben, Herr Buse-
mann.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Wir kommen nun zur Ausschussüberweisung.

Federführend soll sich der Kultusausschuss mit
dem Gesetzentwurf beschäftigen, mitberatend der
Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen, der
Ausschuss für Inneres und Sport und der Aus-
schuss für Haushalt und Finanzen. Wer so be-
schließen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Danke schön.

Ich rufe jetzt auf den
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Tagesordnungspunkt 8:
Zweite Beratung:
Aufbruch zu einer ‚guten‘ Schule - Eigen-
verantwortliche Weiterentwicklung der Ge-
samtschulen durch Aufhebung der Pflicht
zur äußeren Differenzierung ermöglichen -
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen -
Drs. 15/2845 - Beschlussempfehlung des
Kultusausschusses - Drs. 15/3172

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

(Unruhe)

Bevor ich die erste Rednerin aufrufe, warte ich, bis
es leiser geworden ist. Bitte setzen Sie sich! - Herr
Koch, Herr Jüttner, Herr Poppe!

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Korter. Ich erteile
ihr das Wort.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! In
ihrer Sitzung Anfang Juni 2006 hat die Kultusmi-
nisterkonferenz über eine Neufassung der „Ver-
einbarung über die Schularten und Bildungsgänge
im Sekundarbereich I“ entschieden. Deshalb hat
meine Fraktion im Mai davor den vorliegenden
Entschließungsantrag in den Landtag eingebracht.

(Unruhe)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Frau Korter, warten Sie bitte einen Moment. - Ich
bitte darum, dass hier Ruhe einkehrt. Auch dort
hinten bitte!

(Zuruf von der SPD: Auch an der Re-
gierungsbank!)

- Auch an der Regierungsbank.

(Zuruf von der CDU: Auch bei der
SPD!)

Aber auch da hinten! Frau Somfleth!

Frau Korter, Sie können fortfahren.

Ina Korter (GRÜNE):

Mit diesem Antrag sollte die Regierung aufgefor-
dert werden, sich in der KMK für eine Aufhebung

der starren Vorschriften zur äußeren Differenzie-
rung in den Gesamtschulen einzusetzen. Wir ha-
ben damals um sofortige Abstimmung gebeten,
weil es so möglich gewesen wäre, den Auftrag des
Landtags zeitnah in der KMK umzusetzen. Die
Mehrheit von CDU und FDP hat dieses abgelehnt
und wollte im Ausschuss beraten. Nach meinem
Eindruck hat es dort wenig Interesse an einer Be-
ratung gegeben. Es ging der Regierungsmehrheit
nach meinem Eindruck eher darum, eine Reform
der von Schwarz-Gelb ungeliebten Gesamtschulen
abzublocken. Wir haben ja eben die Debatte dar-
über gehört. Dabei geht es in dieser Frage um eine
ganz wichtige Möglichkeit zur Weiterentwicklung
dieser Schulen. Immer mehr Integrierte Gesamt-
schulen empfinden die Pflicht zur äußeren Fach-
leistungsdifferenzierung ab Klasse 7 als Fessel,
die eine optimale Förderung der Kinder erschwert.

(Ursula Körtner [CDU]: Wie viele An-
träge wurden denn gestellt, Frau
Korter?)

Wissenschaftliche Studien und Pilotprojekte ver-
schiedener Schulen zeigen, dass sich die Leistun-
gen der Schülerinnen und Schüler verbessern,
wenn sie selbst zwischen Aufgaben verschiedener
Lern- und Anspruchsniveaus entscheiden können
und wenn die Stammgruppe länger zusammen-
bleibt.

Lediglich die Integrierte Gesamtschule Göttingen-
Geismar hat in Niedersachsen aufgrund einer
Ausnahmegenehmigung der KMK die Möglichkeit,
von der äußeren Differenzierung abzuweichen.
Gerade diese Schule ist es, die vom Gemein-
schaftsprojekt „Reformzeit“ der Robert-Bosch-
Stiftung und der Deutschen Kinder- und Jugend-
stiftung als Beraterschule für ihr gutes Förderkon-
zept ausgesucht worden ist.

Wie es Herr Busemann geschafft hat, dass diese
Schule nun Schulen in anderen Bundesländern
coachen darf, aber keine in Niedersachsen, das
muss ich hier nicht wiederholen.

Meine Damen und Herren, es wäre dringend erfor-
derlich gewesen, die starren Vorschriften von 1982
endlich zu reformieren. Aber die konservativ ge-
führten Bundesländer haben dafür gesorgt, dass
nahezu alles so geblieben ist, wie es war, und nur
minimale Änderungsformeln beschlossen wurden.
Diese minimalen Änderungen, nach denen Ge-
samtschulen - jetzt wird es kompliziert - anstelle
von Kursen zur Vermeidung unzumutbar langer
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Schulwege oder zur Erprobung besonderer päda-
gogischer Konzepte klasseninterne Lerngruppen in
Deutsch und Naturwissenschaften in allen Jahr-
gangsstufen, in Mathematik nur in Jahrgangsstu-
fe 7 bilden dürfen, müssen allerdings vom Ministe-
rium dann auch offensiv gehandhabt und propa-
giert werden, damit die Schulen diese Chance
nutzen können.

Ingrid Wenzler, Bundesvorstandsmitglied der Ge-
meinnützigen Gesellschaft Gesamtschule, schreibt
deshalb sehr treffend in ihrer Zeitschrift vom Sep-
tember dieses Jahres:

„Die KMK verweigert das gemeinsa-
me Lernen von Schülerinnen und
Schülern ohne äußere Aufteilung mit
einer Energie, als gelte es, den Leib-
haftigen abzuwehren.“

Meine Damen und Herren, ich komme zum
Schluss: Wer die Bildungsqualität an den Schulen
voranbringen will, wer von Eigenverantwortlichkeit
so groß redet wie Sie, Herr Busemann, der kann
an dieser Stelle beweisen, dass er in der Lage ist,
ideologische Vorbehalte zurückzustellen und sich
tatsächlichen Reformen in den Schulen zu öffnen.
Die nächste KMK kommt bestimmt. Dort können
Sie tätig werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der
SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Der nächst Redner ist Herr Schwarz von der FDP-
Fraktion.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich wiederhole mich nur ungern, aber
auch hier haben wir es im Kern mit der Diskussion
um das Bildungssystem zu tun. Ich habe es an
anderer Stelle bereits gesagt. Wir sollten die leidi-
ge Debatte um die Schulstruktur endlich hinter uns
lassen. Die Qualität der Bildung hängt nun einmal
nicht alleine von der Schulstruktur ab, sondern in
hohem Maße von der Art der Wissensvermittlung,
der Ausbildung und dem Engagement der Lehrer,
der Motivation der Kinder, aber vor allem auch von
den äußeren Rahmenbedingungen.

Trotz der gemeinsam verabschiedeten Gesetzes-
novelle zur Eigenverantwortlichen Schule, verehrte

Frau Korter, verharren Sie weiter in der ewig gest-
rigen Debatte um die Schulform.

Ganz konkret zu Ihrem Antrag: Die KMK hat im
Juni dieses Jahres die „Vereinbarung über die
Schularten und Bildungsgänge im Sekundarbe-
reich I“ verabschiedet. Die äußere Fachleistungs-
differenzierung ist dort für Englisch und Mathema-
tik ab dem 7., in Deutsch ab dem 8. und in den
Naturwissenschaften ab dem 9. Jahrgang festge-
schrieben. Das gilt auch für die niedersächsischen
Gesamtschulen.

Aus demografischen Gründen oder auch aus
Schulstrukturgründen lässt die KMK für einzelne
Länder Abweichungen zu. Solche Gründe gibt es
in Niedersachsen aber nicht. Nur die von Ihnen
beschriebene IGS Göttingen-Geismar verzichtet
auf eine äußere Fachleistungsdifferenzierung.
Dafür hat sie aber auch ein ganz besonderes - das
haben Sie nicht erwähnt, Frau Korter - Leh-
rereinsatzkonzept entwickelt. Das kann man nicht
unbedingt überall hin übertragen.

Nach meinem Kenntnisstand hat sich derzeit keine
IGS in irgendeiner Form beim Kultusministerium
gemeldet, um die Möglichkeit zu erhalten, von der
äußeren Fachleistungsdifferenzierung abzuwei-
chen. Ich gehe davon aus, dass ein solches Anlie-
gen, wenn es denn vorgetragen werden würde, im
Kultusministerium zumindest bezüglich der Um-
setzbarkeit einer Prüfung unterzogen werden wür-
de.

Die IGS wird von Schülerinnen und Schülern mit
unterschiedlichen Neigungen, Interessen und un-
terschiedlichen Leistungsvoraussetzungen be-
sucht. Wir lehnen nach wie vor - wie im Rahmen
der Diskussion zu Tagesordnungspunkt 7 be-
schrieben - einen Einheitsunterricht ab, der leicht
zu Über- oder Unterforderungen führen würde.

(Ina Korter [GRÜNE]: Haben Sie ei-
gentlich keine Ahnung von Gesamt-
schulen?)

Bemerkenswert ist, Frau Korter - das möchte ich
Ihnen gerne bei meiner knapp bemessenen Zeit
mit auf den Weg geben; damit komme ich auch auf
den Beginn meines Beitrages zurück -, dass Sie
mit keinem Wort darauf eingegangen sind, dass es
Fachleistungsdifferenzierungen auch in anderen
Schulformen wie z. B. der Haupt- oder Realschule
gibt. Sie konzentrieren sich nur auf die Gesamt-
schulen. Das zeigt wieder einmal Ihre einge-
schränkte Sichtweise, in der andere Schulformen
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als die Einheitsschule keine Rolle spielen. Insofern
erklärt sich von selbst, weshalb wir Ihrem Ansinnen
nicht folgen können.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Die nächste Rednerin ist Frau Ernst von der CDU-
Fraktion.

Ursula Ernst (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
kann mich den Worten von Herrn Schwarz eigent-
lich voll anschließen. Frau Korter hat ja auch schon
ausgeführt, dass die Kultusministerkonferenz das
Ansinnen, das Sie in Ihrem Antrag formuliert ha-
ben, abgelehnt hat. Ich meine, das hat nichts damit
zu tun, dass hier konservative Kräfte am Werk
sind. Da sind Sie auf dem falschen Weg.

(Zustimmung bei der CDU)

Gerade bei dieser Diskussion hat sich eindeutig
herausgestellt, dass es aufgrund der Unterschied-
lichkeit der Schülerschaft in den Gesamtschulen
gar nicht möglich ist, nur innere Differenzierung zu
betreiben, sondern eine äußere Differenzierung ist
notwendig, um bestimmte Bildungsabschlüsse zu
erreichen, um den Schülern die bestmöglichen
Chancen zu geben.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Sie haben die IGS Göttingen-Geismar angeführt
und gesagt, dass sie ein Leuchtturm ist, den der
Kultusminister strahlen lassen soll - hoffentlich hat
er ein Feuerzeug dabei; er raucht aber nicht. Es ist
zwar richtig, dass sie ein Leuchtturm ist. Sie haben
ja ausgeführt - Herr Schwarz hat auch darauf hin-
gewiesen -, dass diese Schule einen ganz beson-
deren Lehrereinsatzplan entwickelt hat, dass sie
ein ganz besonderes Modell entwickelt hat, näm-
lich das Team-Kleingruppen-Modell. Sie haben
aber auch nicht dazu gesagt, dass bei diesem
Modell zwar auf die äußere Differenzierung ver-
zichtet werden kann, dass sich die Abschlüsse
aber nach dem entsprechenden Anforderungsni-
veau eines A- oder B-Kurses richten müssen.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben auch nicht erwähnt, dass dieses Modell
sehr kostenintensiv ist. Nach meinen Erfahrungen
wird dieses Modell aus Geldern des Ganztags-

schulbereichs dieser Schule gespeist. Ob man das
landesweit so durchsetzen kann, wage ich zu be-
zweifeln.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Die Kultusministerkonferenz - Sie haben es ver-
schiedentlich gehört - hat dies abgelehnt. Sie hat
Ausnahmen gemacht. Die Ausnahmen, die sich
auf den Schulweg und die Schulstruktur beziehen,
betreffen Niedersachsen nicht. Bei allem anderen,
denke ich, müssen wir in Niedersachsen darauf
achten, dass wir ein Ziel vor Augen haben, nämlich
die bestmöglichen Chancen für die bestmöglichen
Abschlüsse unserer Schülerinnen und Schüler zu
erreichen.

(Beifall bei der CDU)

Ich meine, das muss in den Gesamtschulen so
weitergehen. Die IGS in Göttingen, die Sie hier als
Leuchtturm hinstellen, in Niedersachsen als Regel
einzuführen, ist ausgeschlossen. Sie führen eine
Studie an. Ich kann weitere Studien anführen, die
zu dem Ergebnis kommen, dass es nicht sinnvoll
ist, keine äußere Fachleistungsdifferenzierung und
nur eine innere Differenzierung vorzunehmen. Das
ist bei Schulen, in denen sehr unterschiedliche
Schülerschaften sind, sehr schwierig. Ich denke,
wir sollten dieses Ziel - das habe ich eben schon
gesagt - immer vor Augen haben.

Ich finde es traurig - das haben meine Vorredner
bereits gesagt; bei dem vorherigen Tagesord-
nungspunkt ist es auch schon ausgeführt worden -,
dass es immer auf eines hinausläuft, nämlich die
Gesamtschulen als die allein selig machende
Schulform zu installieren. Das ist meiner Meinung
nach falsch. Da schließe ich mich dem Kultusmi-
nister an. Das ist der falsche Weg. Leuchttürme
wollen wir. Wir verbieten nichts. Die Schulen ha-
ben durch die im Schulgesetz verankerte Eigen-
verantwortlichen Schule und durch die vielen Din-
ge, die der Kultusminister auf den Weg gebracht
hat, die Chance, innere Reformen durchzuführen,
um so ihre Schüler zum Ziel zu führen.

Wenn Sie Göttingen als Leuchtturm bezeichnen,
dann ist das richtig. Aber ich denke, wir haben in
unserer Schullandschaft inzwischen schon mehre-
re Leuchttürme. Angesichts der Tatsache, dass es
viele Schulen mit sehr engagierten Eltern und Leh-
rern und sehr motivierten Schülern, mit fantasti-
schen Dialogen und einer guten Zusammenarbeit
zwischen Elternhaus und Schule gibt, wird es in
Zukunft noch mehr Leuchttürme geben. Der Kul-
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tusminister - ich habe es eben schon erwähnt - hat
so viele Dinge für die Schulen auf den Weg ge-
bracht, dass die Schulen die besten Chancen ha-
ben. Ich bin fest davon überzeugt, dass demnächst
fast alle Schulen Leuchttürme sein werden, die
- wie Sie so schön gefordert haben - alles über-
strahlen, um den richtigen Weg für unsere Schüle-
rinnen und Schüler aufzuzeigen und zum Ziel zu
kommen.

(Beifall bei der CDU)

Ich denke, das ist das Wichtigste. Ich bitte Sie
herzlich, mit dem Geplänkel aufzuhören, die Ge-
samtschulen immer wieder nach vorne zu stellen.
Sie werden hier nicht benachteiligt. Wir wollen das
Beste für alle Schülerinnen und Schüler. Wir blei-
ben auf dem Weg. Ich meine, das ist der richtige. -
Danke schön.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Meinhold von der SPD-
Fraktion.

Walter Meinhold (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Präsidentin, mit Ihrer Genehmigung möchte ich
aus dem Protokoll der 88. Sitzung vom 16. Mai die
Ausführungen von Herrn Minister Busemann zitie-
ren. Herr Minister, Sie haben dort im Rahmen der
Debatte zur Einführung der Eigenverantwortlichen
Schule die folgenden Ausführungen gemacht:

„Die Landesregierung ist aufgrund der
PISA-Ergebnisse, der Erfahrungen
aus anderen Ländern und auch auf-
grund der Erfahrungen aus anderen
Arbeitsbereichen fest davon über-
zeugt, dass die Qualität schulischer
Arbeit am besten und am nachhal-
tigsten verbessert werden kann, wenn
wir unseren Schulen zutrauen, die
Verantwortung für die Qualität selbst
zu übernehmen, wenn wir ihnen den
Freiraum für eigene Gestaltung eröff-
nen und ihnen zugleich Beratung und
Unterstützung von außen anbieten.“

(Ursula Körtner [CDU]: Das ist die Ei-
genverantwortliche Schule!)

„... um es plakativ zu sagen:“

führten Sie dann weiter an

„Eigenverantwortliche Schulen sind
bessere Schulen als staatlich über-
reglementierte.“

Genau um diesen Punkt geht es. Es gibt bei der
äußeren Fachleistungsdifferenzierung eine Über-
reglementierung. Die KMK hat eine Reihe von
Vorschriften dazu gemacht - das hat Frau Korter
vorhin zitiert -, wie und wann eine äußere Fach-
leistungsdifferenzierung stattzufinden hat. Ich habe
gar nichts dagegen, Herr Schwarz, die Überregle-
mentierung, was die äußere Fachleistungsdifferen-
zierung angeht, auf die anderen Schulformen zu
übertragen. Da folge ich Ihnen. Das sollte für alle
gelten. Aber darum geht es nicht. Vielmehr geht es
hier darum, dass sich besonders Integrative Ge-
samtschulen mit dieser Fessel befassen müssen.

Jetzt greife ich das auf, was Sie, Herr Minister,
vorhin gesagt haben: Hören wir doch endlich auf,
über Struktur zu reden! Kümmern wir uns darum,
ob die Eigenverantwortlichkeit auch wahrgenom-
men wird! - Da kann man doch nur sagen: Dann
lassen Sie uns das doch machen! Das heißt kon-
kret: Weg mit den Detailvorgaben, weg mit den
Detailregelungen, hin zu Rahmenvorgaben!

Die Rahmenvorgaben für alle Schulen haben wir
Sozialdemokraten in unseren Gesetzentwurf zur
Eigenverantwortlichen Schule hineingeschrieben.
Wenn das Erreichen der in den Rahmenrichtlinien
und Bildungsstandards festgelegten Ziele dadurch
nicht gefährdet wird - z. B. dadurch, dass man das
frei gibt -

(Hartmut Möllring [CDU]: Ist das Ge-
setz geworden?)

und die Vergleichbarkeit der Schulabschlüsse und
ihre Anerkennung in den Ländern der Bundesre-
publik gewährleistet bleibt, dann soll man die
Schulen den Weg dahin wählen lassen, wie sie es
für ihre Schülerschaft für angemessen halten. Da-
her ist die Frage an die Regierung, ob der Minister
heute erklären kann - natürlich muss er zuerst
dafür sorgen, dass die Debatte in der Kultusminis-
terkonferenz positiv geführt wird; denn wir alle
wollen, dass bestimmte Abschlüsse gegenseitig
anerkannt werden -, dass ein solcher Weg mitge-
gangen wird. Lassen Sie es mich noch deutlicher
sagen: Das ist eine der Nagelproben dafür, wie
ernst Sie es mit der Eigenverantwortlichkeit mei-
nen, und zwar unabhängig von der Schulform. Auf
die Antwort sind wir gespannt.
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Lassen Sie mich eine Schlussbemerkung machen.
Ich habe als Lehrer lange Zeit in der Orientie-
rungsstufe mit den äußeren Fachleistungsdifferen-
zierungen arbeiten müssen. Was dort immer pas-
siert ist, war eine Stigmatisierung von Schülerinnen
und Schülern. Das betraf nicht diejenigen, die im
A-Kurs waren, sondern diejenigen, die entweder im
B- oder im C- oder sogar im D-Kurs waren. Diese
äußere Fachleistungsdifferenzierung ist auch aus
pädagogischen Gründen überhaupt nicht hilfreich,
wenn man Kinder dazu motivieren will, aktiv mit-
zumachen. Das lernende Vorbild in der Klasse,
nämlich der starke Schüler mit dem nicht so star-
ken oder schwachen Schüler, ist - das ist nachge-
wiesen - im Hinblick auf das soziale Lernen erheb-
lich hilfreicher. Um es auf den Punkt zu bringen:
Einer, der nicht rechnen kann, kann das Rechnen
nicht von einem lernen, der es ebenfalls nicht
kann. Er kann es eher lernen, wenn er in einer
heterogenen Lerngruppe ist. Aus diesem Grunde
sind wir für diesen Antrag. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Busemann. Herr Minister!

(Ursula Ernst [CDU] meldet sich zu
einer Kurzintervention)

- Ich habe Herrn Minister Busemann schon aufge-
rufen; das geht nicht.

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Es muss nicht unbedingt so leidenschaftlich
zugehen, wie es bei dem vorhergehenden Tages-
ordnungspunkt der Fall war, weil sich hier, glaube
ich, über eine sehr sachliche Betrachtung der tat-
sächlichen Situation die eine oder andere Frage-
stellung klärt.

Vorweg einige Bemerkungen zur Sachlage in Nie-
dersachsen. Bei uns wird der Unterricht leistungs-
differenziert in den Kooperativen Gesamtschulen
nach Schulzweigen, d. h. nach abschlussbezoge-
nen Klassen, erteilt. In den Integrierten Gesamt-
schulen geschieht das auf zwei Anspruchsebenen:
in den Fächern Englisch und Mathematik ab dem
7. Schuljahrgang, in Deutsch ab dem 8. und in den
Naturwissenschaften ab dem 9. Schuljahrgang.

Mit Einverständnis der deutschen Länder gibt es in
Niedersachsen eine einzige Integrierte Gesamt-
schule - in Göttingen -, der mit der inneren Diffe-
renzierung eine besondere Konzeption der Fach-
leistungsdifferenzierung eingeräumt wird. Diese
Schule hat hierzu ein besonderes - es klang schon
an - jahrgangs- und klassenbezogenes Leh-
rereinsatzkonzept entwickelt, was auf andere
Schulen nach allseitiger Auffassung so nicht über-
tragbar ist - Frau Korter, eine Schule! Meine Da-
men und Herren, mit einer Ausnahme gibt es also
keine einzige Gesamtschule im Lande, die von der
üblichen in allen Bundesländern geltenden Leis-
tungsdifferenzierung abweicht und abweichen will;
das ist wichtig.

Im Unterschied zur Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen wissen die Schulen nämlich sehr genau, dass
nur über eine Differenzierung der Ziele, Inhalte und
Methoden die unterschiedlichen Lernvorausset-
zungen der Schülerinnen und Schüler, die Unter-
schiede in ihren Leistungsfähigkeiten, Interessen
und Neigungen angemessen berücksichtigt wer-
den können. Die Form der Leistungsdifferenzie-
rung erfolgt über die Fachleistungsdifferenzierung
hinaus in Wahlpflichtfächern, im Wahlunterricht, in
Arbeitsgemeinschaften und natürlich im Förderun-
terricht. Aufgrund des Leistungsvermögens werden
Schülerinnen und Schüler durch Klassenkonfe-
renzbeschluss bestimmten Fachleistungskursen
zugeteilt, erhalten sie Förderunterricht oder können
sie sich durch eigene Entscheidung bestimmten
Wahlpflichtfächern, Wahlfächern oder Arbeitsge-
meinschaften zuordnen.

Erst mit einem solchermaßen fachlich differen-
zierten Anforderungsniveau und Angebot können
die Schulen sach- und personenbezogen auf ihre
Schülerinnen und Schüler reagieren. Das Ziel der
Integrierten Gesamtschule, meine Damen und
Herren, nämlich Schülerinnen und Schüler mit
unterschiedlichen Voraussetzungen in einer
Schule - gemeinsame Schule - zu beschulen, sie
aber gleichwohl angemessen differenziert zu för-
dern und zu fordern und dabei nicht hinter zu er-
reichenden Standards zurückzubleiben, kann nur
sichergestellt werden, wenn die Möglichkeit der
äußeren Fachleistungsdifferenzierung erhalten
bleibt. Diese grundlegende Haltung der Landesre-
gierung haben sich alle Länder der Bundesrepublik
Deutschland ebenfalls zueigen gemacht. Die Kul-
tusministerkonferenz hat den Ländern lediglich aus
demografischen bzw. schulstrukturellen Gründen
Abweichungen eingeräumt, was insbesondere mit
dem dramatischen Schülerrückgang in den östli-
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chen Bundesländern zusammenhängt. Solche
Sachverhalte treffen aber auf Niedersachsen nicht
zu. Auch deshalb besteht keine Veranlassung, von
der bisherigen Praxis der Fachleistungsdifferenzie-
rung an Integrierten Gesamtschulen abzuweichen.

Mit dem neuen Schulgesetz zur Einführung der
Eigenverantwortlichen Schule erhalten die Schulen
in der Tat - das wurde schon angesprochen - einen
größeren Verantwortungs- und Gestaltungsspiel-
raum. Das soll auch so sein. Im Zuge der Deregu-
lierung wird die Landesregierung diesen Verant-
wortungsspielraum für die Schulen erweitern. Das
bedeutet aber nicht, dass die Schulen von Bil-
dungsstandards und Kerncurricula sowie dem
damit erforderlichen Fachniveau abweichen sollen.

(Walter Meinhold [SPD]: Das will auch
niemand!)

- Einig. - Es bleibt ihre Aufgabe, die Schülerinnen
und Schüler aufgrund ihrer Leistungsfähigkeit an-
gemessen zu fördern und zu fordern. Dabei ver-
schließt sich die Landesregierung im Gegensatz zu
den Antragstellern nicht der Tatsache, dass auch
an Integrierten Gesamtschulen Schülerinnen und
Schüler mit unterschiedlichen Lernvoraussetzun-
gen, -stärken und -schwächen auftreten. Es würde
einer individuellen Lernförderung zuwiderlaufen,
sie in Kenntnis ihrer Verschiedenheit in einen Ein-
heitsunterricht zu stecken. Kurze Formel: Man
kann nicht das gleich machen wollen - von mir aus
verständlichen Gründen -, was nicht gleich ist. Das
haben unsere Kinder nicht verdient. Das Thema ist
komplizierter.

(Zustimmung bei der CDU - Walter
Meinhold [SPD]: Wir wollen fördern
und nicht gleich machen, Herr Minis-
ter!)

Meine Damen und Herren, dies sehen offensicht-
lich alle Integrierten Gesamtschulen im Lande so;
denn es liegen - das muss ich Ihnen jetzt sozusa-
gen von Amts wegen mitteilen - dem Kultusminis-
terium keinerlei Anträge aus diesen Schulen vor,
anders verfahren zu dürfen. Deshalb kann ich un-
ter dem Strich nur begrüßen, dass der Kultusaus-
schuss eine Ablehnung empfohlen hat. - Danke
schön.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Von der CDU-Fraktion hat sich Frau Ernst zu Wort
gemeldet. Sie hat 1:39 Minuten. - Sie will nicht.

Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Wir kommen nun zu

Tagesordnungspunkt 9:
Zweite Beratung:
Bildungsbericht zur Lage an den Schulen
in Niedersachsen - Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 15/2933 - Be-
schlussempfehlung des Kultusausschusses -
Drs. 15/3173

Die Beschlussempfehlung lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Korter. Sie hat das
Wort.

Ina Korter (GRÜNE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frü-
her wurden die Verkünder schlechter Botschaften
einfach umgebracht. So martialisch geht es bei uns
glücklicherweise nicht mehr zu, aber die Mecha-
nismen von damals sind eigentlich noch die glei-
chen. Nicht die schlechte Nachricht ist das Prob-
lem, sondern derjenige, der sie verkündet.

Herr Busemann, Sie verfahren offensichtlich gern
nach dieser Devise. Anstatt die eklatanten Defizite
Ihrer Politik endlich zur Kenntnis zu nehmen, an-
statt zur Kenntnis zu nehmen, wie viel Unterricht
ausfällt und wie viele Jugendliche unsere Schulen
ohne Abschluss verlassen und nach Lösungen zu
suchen, beschimpfen Sie lieber den PISA-Koordi-
nator Andreas Schleicher.

Wer als Schulleiterin oder Schulleiter in Nieder-
sachsen eine mangelnde Unterrichtsversorgung
kritisiert, bekommt von Ihnen zu hören, sie oder er
sei selbst schuld. Den Eltern, Schülern und Schü-
lerinnen, die beispielsweise im Raum Braun-
schweig die tatsächliche Unterrichtsversorgung
ermittelt haben und dabei lediglich auf 90 % ge-
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kommen sind, werfen Sie vor, sie rechneten falsch.
Nein, Herr Busemann, die Eltern rechnen nicht
falsch. Sie beschreiben nur das, was sie in der
Realität erleben. Sie dagegen wenden Ihre Statis-
tiktricks mit Durchschnittswerten an und reden so
lange von 100-prozentiger Unterrichtsversorgung,
bis Sie es selbst glauben.

Meine Damen und Herren von CDU und FDP, vor
der letzten Landtagswahl haben Sie eine 100-
prozentige Unterrichtsversorgung garantiert und
wollten dies sogar ins Gesetz schreiben. Ich kann
mir gut vorstellen, warum Sie das nicht getan ha-
ben. Sie haben schon Ihre Gründe dafür. Sie wä-
ren nämlich selbst längst die größten Gesetzes-
brecher dieses Landes.

Zu Beginn dieses neuen Schuljahres ist die Unter-
richtsversorgung schlechter denn je. Lassen Sie
mich einige Beispiele aus der Region Hannover
nennen: Helene-Lange-Schule 98,1 %, Tellkamp-
Schule 97 %, Käthe-Kollwitz-Schule 96 %, Schil-
lerschule unter 95 %, Gymnasium Uetze 92 %. Ich
könnte hier noch fortfahren. Aber wohl gemerkt:
Das alles sind Zahlen aus der offiziellen Statistik.

In Wirklichkeit fallen in vielen Klassen mehr als
15 % Prozent des Unterrichts aus. Meine Damen
und Herren von CDU und FDP, bei dieser mise-
rablen Bilanz wundert es mich nicht, dass Sie kei-
nen Bildungsbericht wollen. Sie werden gute
Gründe haben, warum Sie die Transparenz scheu-
en wie der Teufel das Weihwasser. Dann käme
nämlich das ganze Desaster Ihrer Schulpolitik
ungeschminkt an die Öffentlichkeit. Dann würde
endlich klar, wie viel Unterricht in Niedersachsen
ausfällt.

Dabei sind die Schülerinnen und Schüler leider
immer die Leidtragenden. Sie sind es, die die zent-
ralen Abschlussarbeiten und das Zentralabitur
schreiben und bestehen sollen. Sie müssen sich
diesen Tests unterwerfen und sie bestehen, ob-
wohl ein Großteil des dafür nötigen Unterrichts
ausgefallen ist. Kein Wunder, dass sich Eltern und
Schüler große Sorgen machen.

Meine Damen und Herren, zu Recht legen wir alle
in diesem Hause sehr viel Wert auf Evaluation, auf
Qualitätsmanagement und auf Eigenverantwort-
lichkeit. Der Einzige, der sich einer öffentlichen
Qualitätskontrolle durch einen Bildungsbericht vor
dem Parlament mit flotten Sprüchen, gemogelten
Statistiken und vernebelnden Durchschnittswerten

entziehen will, ist der Kultusminister. Herr Buse-
mann, stellen Sie sich endlich dem Minister-TÜV!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächster Redner ist Herr Wulf von der SPD-Frak-
tion.

Wolfgang Wulf (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der
Antrag der Grünen für einen umfassenden Bil-
dungsbericht begründet sich aus der durchaus
berechtigten Befürchtung, dass das niedersächsi-
sche Schulsystem unter der CDU/FDP-Regierung
in die Nähe des Abgrunds torkelt. Die Debatte
heute beweist das ohne Zweifel.

(Beifall bei der SPD)

Um einen Absturz im Interesse der Schülerinnen
und Schüler zu verhindern, wollen die Grünen
einen genauen Bericht haben, um dagegenwirken
zu können und um Daten zu haben. Sie von CDU
und FDP - darauf hat Frau Korter richtig hingewie-
sen - scheinen sich jedoch eher wie Lemminge in
den Abgrund stürzen zu wollen als zuzugeben,
dass sie nur noch den Mangel verwalten.

Sie haben selbst gesagt, meine Damen und Her-
ren, dass Sie aus den vorliegenden Berichten und
Untersuchungen auf der Basis der vorhandenen
Daten ein präzises Bild davon geben könnten, wie
es um unser Schulsystem bestellt ist. Dann tun Sie
dies doch, meine Damen und Herren! Doch das
wollen Sie offensichtlich gar nicht; denn Ihr Prob-
lem ist, dass ein solcher Bericht schonungslos
offenlegen würde, dass Sie gescheitert sind.

Meine Damen und Herren, stellen wir uns doch
einmal in Niedersachsen dem Bundesvergleich,
und zwar auf der Basis Ihrer eigenen Daten. Ich
nehme „Die niedersächsischen allgemeinbildenden
Schulen in Zahlen“ für das Schuljahr 2005/2006.

(Zuruf von der CDU: Haben wir alle
doch!)

Darin geht es z. B. - lesen Sie es mal - um die
Schüler-Lehrer-Relation, also das Verhältnis der
Zahl von Schülern zu Lehrern. Am besten schnei-
det in der Hinsicht Thüringen mit 12,1 Schülern pro
Lehrer ab, Niedersachsen hingegen hat 16,77
Schüler pro Lehrer und belegt damit den viert-
schlechtesten Platz aller Bundesländer.
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Oder nehmen wir meinetwegen die erteilten Unter-
richtsstunden je Schüler: Am meisten gibt es wie-
der in Thüringen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Wollen Sie
einen Bildungsbericht haben, oder
haben Sie ihn schon?)

Da ergeben sich 1,8 Unterrichtsstunden pro Schü-
ler. Niedersachsen ist mit 1,45 Unterrichtsstunden
pro Schüler das zweitschlechteste Bundesland.
Das sind Tatsachen, meine Damen und Herren!

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Sehen Sie!)

Sie könnten die ohne Zweifel in einem Bericht
darstellen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Aber Sie ha-
ben es doch gerade vorgelesen!)

Sie trauen sich bloß nicht, weil die Wahrheit eben
so ist.

Meine Damen und Herren, Frau Korter hat auf die
Unterrichtsversorgung hingewiesen und die Regi-
on Hannover als Beispiel zitiert. Das ist deutlich.
Die reale Unterrichtsversorgung auch an den
Gymnasien liegt deutlich unter den zugesagten
100 %.

Wir haben einen Brief der Elternvertretung der
Grundschule Adendorf bekommen. Ich gehe auf
diesen Bereich ein. Dort müsste an sich 105 %
Unterrichtsversorgung sein: Verlässliche Grund-
schule, also 100 %, plus 5 % Vertretungsreserve.
Aber das ist nicht der Fall, weil die Schule die
Lehrkräfte nicht hat.  Dort reißt inzwischen eine
Praxis ein, die unverantwortlich ist. Die Eltern ha-
ben uns aus Adendorf geschrieben, dass inzwi-
schen der Vertretungsunterricht in der zweiten
Klasse nicht von einer Pädagogin, also einer Lehr-
kraft, erteilt wird, sondern von einer Mutter, einer
technischen Designerin, deren Qualifikation sich
daraus ergibt, dass sie Mutter von drei Kindern ist.
Die Eltern erinnern in ihrem Schreiben daran, dass
Herr Busemann noch in seiner Oppositionszeit
1999 gesagt hat:

„Unterricht und Betreuung müssen
klar voneinander getrennt werden. Wir
wollen, dass Unterricht von ausgebil-
deten Lehrern erteilt wird. Das gilt
auch für Vertretungsstunden.“

Herr Busemann, das war einst. Und jetzt? - Vor
dem Hintergrund dieser Wirklichkeit aus Nieder-

sachsens Grundschulen schreiben die Eltern aus
Adendorf enttäuscht an uns, dass sie betroffen den
Kopf schütteln. Das ist nur ein Beispiel, meine
Damen und Herren. Es tut not, dass auch das in
einem Bildungsbericht offensichtlich gemacht wird.
In der Hinsicht haben die Grünen völlig recht.

Oder nehmen wir z. B. die Klassenfrequenzen,
meine Damen und Herren: Unter SPD-Regie-
rungen betrugen sie beispielsweise an Gymnasien
noch zwischen 23,9 und 26 Schülerinnen und
Schülern. Inzwischen sind sie im Schnitt bei 28,1
angekommen.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Woher wis-
sen Sie das?)

- Das sagen Ihre Daten. - Inzwischen weisen fast
50 % der gymnasialen Klassen mehr als 29 Schü-
lerinnen und Schüler auf. In vielen 5. und 6. Klas-
sen sind es inzwischen mehr als 32 Schülerinnen
und Schüler. Das ist überhaupt keine Seltenheit
mehr.

Das also ist die Realität an Niedersachsens Schu-
len. Wo sollen dann die Lehrkräfte noch individu-
elle Förderung leisten? Wo soll dann noch Binnen-
differenzierung geleistet werden? - Das sind die
Tatsachen.

Ich frage Sie, meine Damen und Herren, wo bleibt
Ihre viel beschworene Durchlässigkeit? - In Ihrer
Presseerklärung, Herr Busemann, zum Schuljah-
resbeginn haben Sie noch geschrieben, dass im
letzten Schuljahr 707 Schülerinnen und Schüler
von Hauptschulen zu Realschulen und 636 von
Realschulen zu Gymnasien gewechselt sind.

(Zustimmung von Karl-Heinz Klare
[CDU])

Stolz waren Sie darauf. Aber schauen Sie sich
einmal die tatsächlichen Daten an. Sie verschwei-
gen nämlich, meine Damen und Herren, dass
3 015 Schülerinnen und Schüler aus Gymnasien
auf die Realschulen und 4 333 Schülerinnen und
Schüler aus Gymnasien und Realschulen auf die
Hauptschulen zurückgegangen sind. Insgesamt
sind es mehr als 7 300 Schülerinnen und Schüler.

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Wer ver-
schweigt das denn?)

- Herr Busemann hat es in der Presseerklärung
bewusst nicht gesagt. Das ist die Wahrheit, meine
Damen und Herren.
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(Karl-Heinz Klare [CDU]: Das alles
steht doch drin! Warum fordern Sie
denn einen Bildungsbericht?)

Das ist die Wahrheit in Niedersachsen. Durchläs-
sigkeit gibt es in Niedersachsen hauptsächlich nur
von oben nach unten und nicht von unten nach
oben. Das ist der entscheidende Punkt. Durchläs-
sigkeit findet bei Ihnen nur umgekehrt statt, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Herr Wulf, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Herrn Klare?

Wolfgang Wulf (SPD):

Ich habe nur noch zwei Minuten Redezeit. Lassen
Sie mich meine Ausführungen zu Ende bringen.

Tatsache ist, meine Damen und Herren, dass Sie
noch nicht einmal Ihre frei werdenden Lehrerstel-
len besetzen. In diesem Jahr werden 250 Stellen
gestrichen. In den nächsten Jahren sollen es je-
weils über 400 sein. Das sind die Tatsachen.

Sie sind ja so stolz auf Ihre 2 500 zusätzlichen
Lehrkräfte, die Sie gebracht haben. Dazu gebe ich
Ihnen mal ein paar Daten. In den vier Jahren von
2003 bis 2006 haben Sie nach Ihren eigenen
Zahlen 9 378 Lehrkräfte eingestellt. In den vier
Jahren von 1999 bis 2002, also unter der SPD-
Regierung und in dem gleichen Zeitrahmen, sind
11 660 Lehrkräfte eingestellt worden. Das sind
2 300 mehr als in Ihrer Regierungszeit! Das ist die
Tatsache, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)

Dann kommen wir einmal zum Thema Hauptschu-
len. Das hat Frau Eckel vorhin sehr deutlich ge-
sagt. Von dem Zeitpunkt an, meine Damen und
Herren, als Herr Busemann anfing, die Haupt-
schulen zu stärken, ging die Nachfrage nach
Hauptschulen zurück, und zwar von 23 % auf in-
zwischen noch 16,5 % der Schülerinnen und
Schüler, welche die Hauptschule besuchen wollen.

Tatsache ist, meine Damen und Herren, dass fast
50 % aller Hauptschulen inzwischen unter der
Zweizügigkeit liegen. Sie sehen diese Entwicklung,
und Sie tun gar nichts, obwohl die Hälfte aller nie-
dersächsischen Hauptschulen in ihrer Existenz
gefährdet ist.

Zusammenfassend, meine Damen und Herren,
aufgrund Ihrer eigenen Daten: Ihre Schulpolitik
geht zu Ende, volle Klassen, insbesondere in den
Eingangsstufen der Realschulen und Gymnasien,
ohne hinreichende Förderstunden, eine der
schlechtesten Lehrer-Schüler-Relationen in der
Bundesrepublik, eine immer schlechter werdende
Unterrichtsversorgung, eine immer unzureichende-
re Einstellung von Lehrerinnen und Lehrern und
- zu guter Letzt - eine Schulstruktur aus dem letz-
ten Jahrhundert. Ihre Bilanz, Herr Busemann, ist
selbst auf der Grundlage Ihrer eigenen Daten ver-
nichtend. Vor diesem Hintergrund kann ich nur
sagen: Gehen Sie nach Hause, Herr Busemann.
Ihre Hausaufgaben haben Sie nicht gemacht.

(Beifall bei der SPD - Karl-Heinz Klare
[CDU]: Wenn Sie doch alle Daten
kennen, warum fordern Sie den Bil-
dungsbericht?)

Vizepräsidentin Silva Seeler:
Nächste Rednerin ist Frau Bertholdes-Sandrock.

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Meine Damen und Herren! Erst einmal, Herr Wulf,
meinen Respekt für die Fleißarbeit, die Sie all den
offiziellen Zahlen aus dem Kultusministerium ge-
leistet haben. Sie haben den besten Beweis ge-
liefert, dass Ihr Antrag eigentlich überflüssig ist und
Sie uns hier die Zeit stehlen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Wir haben seit der ersten Beratung des Antrages
der Grünen zum Thema Bildungsbericht versucht
herauszubekommen, was Sie eigentlich wollen.
Dass Sie genau die Zahlen gar nicht wollen, über
die Sie schon verfügen, ist gerade dargelegt wor-
den. Dreh- und Angelpunkt waren bei Ihnen immer
die Zahlen. Darum ging es das letzte Mal und auch
heute. Sie kritisieren auch heute wieder, dass sich
die Eltern ihre Zahlen selber zusammensuchen
müssen. Sie möchten gerne, dass das Ministerium
das macht. Sie haben aber bereits gezeigt, dass
das Ministerium jede Menge liefert. Wie ist denn
das eigentlich bei den ganzen Differenzierungen,
die Sie vornehmen wollen? Soll dann jede Schule
einzeln ihre Zahlen nach Hannover liefern? Und
Hannover beglückt dann die mehr als 3 000
Schulen im ganzen Lande mit genau den Einzel-
zahlen? - Viele Ihrer Vorschläge, liebe Kolleginnen



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11764

und Kollegen von den Grünen, scheitern schlicht-
weg an der Praktikabilität.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Sie fordern zugleich, dass die ganzen Zahlen zeit-
nah veröffentlicht werden sollen, also nicht nur
einmal im Jahr, damit das Ganze hieb- und stich-
fest ist, was Sie ja gerade gern verkündet haben.
Mit einer solchen Statistik können Sie aber nur
einen kleinen Zeitraum überschauen, und schon
wieder stimmen die Zahlen bei der Veröffentli-
chung nicht mehr. Dann ist es besser, wir einigen
uns gleich auf das, was im Allgemeinen in diesem
Lande immer Konsens war, dass wir die Zahlen zu
einem Stichtag erheben. Das war in der Vergan-
genheit so, und das ist auch jetzt so. In den
nächsten Tagen liefert Ihnen das Kultusministeri-
um wieder die Zahlen, die Sie dann in der nächs-
ten und übernächsten Sitzung zitieren können.

(Beifall bei der CDU)

Wir brauchen genau diese klare, transparente
Basis, nicht etwa Momentaufnahmen. Die helfen
uns nicht, die helfen nur Ihnen, meinen Sie, bei der
Absicht zu dramatisieren. Denn Sie wollen genau
das. Sie sagen: Wir wollen Zahlen. - Dazu sagen
wir: Wir haben sie. - Dann sagen Sie: Nee, die sind
nicht glaubwürdig. Der Kultusminister tarnt, trickst,
täuscht.

(Beifall bei der SPD)

Aber seine Zahlen sind dann für dieses Haus gut
genug, wenn sie unter 100 % sind. - Da merkt man
die Masche.

(Beifall bei der CDU)

Bezeichnend ist auch, wie Sie überall komplette
Handlungskonzepte - das sind Lieblingsbegriffe bei
Ihnen - fordern. Wenn jemand gründlich Reformen
macht, sprechen Sie von einer Reformwut. Erin-
nern Sie sich, Frau Korter! Das haben Sie neulich
gesagt. Wenn die ganzen Teilbereiche der Reform
verzahnt sind, dann sagen Sie, die Schulen wür-
den von unten bis oben aufgewühlt. Ihre Sprache,
auch heute, ist verdächtig. Sie wollen diskriminie-
ren und nicht argumentieren.

(Beifall bei der CDU - Ursula Körtner
[CDU]: Jawohl!)

Dabei klingt manche Ihrer Fragen scheinbar - aber
nur scheinbar! - klug, nämlich etwa die Frage, wie

viel Unterricht fachfremd vertreten wird. Dabei ist
nicht allein entscheidend, ob der Unterricht fach-
fremd vertreten wird, sondern was sich in einer
Unterrichtsstunde abspielt. Vergessen Sie nicht,
dass viele Unterrichtsstunden, die vertreten wer-
den, Einzelstunden sind, in denen etwa die Schü-
ler Hausaufgaben machen. Dabei ist es in der Tat
egal, wer die Aufsicht führt.

Wenn sie nur Langzeitvertretungen erfassen wol-
len, dann müssen Sie auch das sagen. Aber dann
müssen Sie einen Leitfaden entwickeln, damit die
Schulen wissen, was sie wann in die Statistikbö-
gen, die noch entworfen werden müssen, einzu-
tragen haben. Bürokratismus pur!

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Wir merken, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Je
ernsthafter wir uns auf Ihre Vorstellungen einlas-
sen, desto mehr verstricken wir uns in einem Wust
von Folgefragen, auf die letzten Endes keinerlei
Zahlen mehr antworten können. Nehmen Sie doch
endlich zur Kenntnis: Bildung können Sie nicht aus
Zahlenkolonnen ablesen.

(Zustimmung bei der CDU)

Aber zurück zu den ausgefallenen Unterrichtsstun-
den, über die Sie gern reden: Ist eigentlich jede
nicht erteilte Stunde für Sie eine ausgefallene
Stunde, z. B. auf einer Klassenfahrt? In diesem
Lande werden einige Klassenfahrten durchgeführt.
Oder werden diese Stunden bei den Statistiken,
die Sie erwarten, nicht eingerechnet? Was ist z. B.
mit den Lehrerstunden auf einer Klassenfahrt? -
Denken Sie einmal an die Zwölf-Stunden-
Teilzeitkraft, die eine einwöchige Kursfahrt macht!
Arbeitet dieser Lehrer nicht, weil er keine Unter-
richtsstunde gibt, oder arbeitet er ein Mehrfaches?
Oder könnten wir bei den Fitzeleien, die Sie wol-
len, diese Stunden dann woanders gegenrechnen?
- Das wäre doch auch eine Idee. Wenn wir dieses
gewünschte Zahlenmonstrum, das Ihnen vor-
schwebt, in Angriff nehmen, ergeben sich genau
diese Folgefragen, und das ist das riesige Prob-
lem.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU])

Dann kriegen wir eine Art 6 000-Seiten-Bericht, wie
wir ihn neulich zur beruflichen Bildung hatten.
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(Vizepräsidentin Astrid Vockert
übernimmt den Vorsitz)

Übrigens noch etwas an die Adresse der Liebha-
ber von Berichten, die Sie ja sind: Klingt es eigent-
lich gut, wenn Sie dann, so wie neulich beim Um-
weltbericht, an den ich mich erinnere, eine Auflis-
tung von Daten, Fakten, Problembereichen, Defi-
ziten und allem Möglichen haben? Man könnte
fragen: Wollen wir das auch machen? - Ich sage
Ihnen nur: Beileibe nicht; denn dann kommen Sie,
so wie neulich mit der SPD-Anfrage, und fordern
Fristsetzungen, Maßnahmen, Zeiten, Finanzaus-
stattung, und, und, und.

(Ursula Körtner [CDU]: Richtig!)

Ich kann Ihnen nur sagen: Bewahre der liebe Gott
unsere Schulen vor diesem Bürokratismus!

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, einige Zah-
len würden mich doch interessieren; vielleicht nen-
nen Sie uns diese Zahlen einmal: Wie viele Stu-
denten, die während Ihrer 13-jährigen Regierungs-
zeit Schüler waren, haben eigentlich ihr Studium
abgebrochen, weil sie auf das Studium nicht vorbe-
reitet waren? Haben Sie dazu Zahlen?

(Zustimmung bei der CDU)

Wie viele Schüler haben damals einen Haupt-
schulabschluss erworben, ohne ausbildungsfähig
für eine Lehre zu sein? - Diese Zahlen hätte ich
aus Ihrem Bildungsbericht gern einmal.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Wie viele Lehrverhältnisse wurden aus dem Grun-
de abgebrochen oder kamen nicht zustande, was
die Ursache dafür ist, dass diese jungen Leute
heute noch gesellschaftlich im Abseits stehen? -
Diese Zahlen haben Sie überhaupt noch nicht
genannt.

(Zustimmung bei der CDU - Ursula
Körtner [CDU]: Die sind aussagekräf-
tiger!)

Dann habe ich noch eine ganz wichtige Frage, die
Sie in Ihre nächsten Anträge, die Sie ja sicher
stellen werden, einbauen sollten: Wie viele Betrie-
be in Niedersachsen haben eigentlich infolge Ihrer
Schulpolitik kaum noch Hauptschulabsolventen
eingestellt, sondern ziehen Realschulabsolventen

oder gar Abiturienten vor und lassen deshalb die
Hauptschule ausbluten? - Das, was Sie vorhin
kritisiert haben, ist doch das Ergebnis Ihrer Schul-
politik. Deshalb hat die Hauptschule so wenig An-
meldungen.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Dazu aber sagen Sie: Daran ist der Kultusminister
schuld.

(Zuruf von Ina Korter [GRÜNE])

Eltern wählen in der Tat oft die Realschule oder
das Gymnasium entgegen den Empfehlungen für
ihr Kind. Wenn man aber - und das ist eine Frage
der Logik; bemühen Sie sich in dem Bereich - bei
der Anmeldung vorsorglich nach oben springt, ist
es doch selbstverständlich, dass es bei einem
möglichen Wechsel nur noch in die andere Rich-
tung gehen kann.

(Zustimmung bei der CDU)

Das hat mit fehlender Durchlässigkeit überhaupt
nichts zu tun. Herr Wulf, das war besonders an
Ihre Adresse gemünzt.

Nun habe ich noch eine Fragen an Sie, zu der ich
auch gern eine Zahlenangabe hätte: Wie viel Pro-
zent der Bildungsprobleme, die diese Landesregie-
rung zu lösen hat, sind eigentlich von Ihnen verur-
sacht? Wo ist diese Zahl?

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Vielleicht ist die folgende Frage noch schwerer zu
beantworten. Ich werde die Frage gleichwohl stel-
len: Mit wie viel Prozent beteiligen Sie sich eigent-
lich an der Lösung dieser Probleme?

(Karl-Heinz Klare [CDU]: Gute Frage!)

Ich habe den Eindruck, liebe Kolleginnen und Kol-
legen - ich schließe jetzt auch die Kolleginnen und
Kollegen von der SPD und von den Grünen mit
ein -, dieser Wert geht nahezu gegen null.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Das ist der Grund, weshalb wir mit der Lösung
dieser Probleme beschäftigt sind und weiterhin
sein werden und den von Ihnen gewünschten Bil-
dungsbericht nicht schreiben. Deshalb lehnen wir
Ihren Antrag ab. - Vielen Dank.
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(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Zu Wort gemeldet hat sich von
der FDP-Fraktion Herr Kollege Schwarz.

(Unruhe)

- Ich bitte um etwas mehr Ruhe. - Herr Kollege
Schwarz hat das Wort.

Hans-Werner Schwarz (FDP):

Danke sehr, Frau Präsidentin. - Herr Wulf, ich dan-
ke Ihnen herzlich für den Bildungsbericht. - Frau
Korter, Sie wollen Deregulierung, stellen aber ei-
nen Antrag, der im Kultusministerium Kapazitäten
in einem erheblichen Ausmaße einfordert.

(Ina Korter [GRÜNE]: Ich denke, das
alles liegt vor!)

Sie muten den Schulleitungen unglaubliche Zu-
satzbelastungen zu. Fangen Sie an, Ihre Aufgabe
ernst zu nehmen und konstruktiv daran mitzuar-
beiten, dass es unseren Schülern gut geht! - Dan-
ke.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Herr Schwarz. - Für die Landesre-
gierung hat Herr Minister Busemann das Wort.
Bitte schön!

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Vor
allem Herr Wulf, aber auch Frau Korter, es ist
schon eine dreiste Nummer, die Sie hier abziehen.
Was Sie uns während Ihrer 13-jährigen Regie-
rungszeit in der Bildungspolitik und im Schulwesen
eingebrockt haben, müssen jetzt diese Landesre-
gierung, diese Fraktionen und auch der Kultusmi-
nister wieder in Ordnung bringen.

(Zustimmung von Ursula Körtner
[CDU] - Walter Meinhold [SPD]: Das
ist dreist, Herr Minister!)

Sie haben die Unterrichtsversorgung herunterge-
fahren,

(Walter Meinhold [SPD]: Wie bitte?)

Sie haben uns unfinanzierte Stellen hinterlassen,
Sie haben ein Arbeitszeitkonto hinterlassen, bei
dem wir uns noch über Jahre schwer tun, es wie-
der auszugleichen. Sie haben uns 2 500 Stellen im
Grunde nicht zulassen wollen. Ich erinnere an Ihre
Haushaltsanträge, in denen Sie gesagt haben: Das
ist nicht nötig, nicht bezahlbar, nicht verantwortbar.
- Ich kann mich nur über die Reden wundern, die
hier geschwungen werden. Ich glaube, Sie bauen
auf das Prinzip Vergesslichkeit.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
Zurufe von der SPD)

Aber sei’s drum.

Jetzt will ich mich auf den Antrag beziehen, in dem
es um einen Bildungsbericht geht. Dazu muss ich
Herrn Wulf und den anderen sagen: Sie haben ja
einen tollen Wissensstand.

(Wolfgang Wulf [SPD]: Hier ist die
Kompetenz!)

Weshalb fordern Sie denn noch einen Bildungsbe-
richt? - Das verstehe ich gar nicht. An Informatio-
nen scheint es bei Ihnen ja nicht zu hapern.

Meine Damen und Herren, der von Ihnen angefor-
derte Bildungsbericht liegt Ihnen bereits vor. Mit
Schreiben vom 24. August 2006 haben Sie die
neue Statistik für die niedersächsischen allge-
meinbildenden Schulen mit den Zahlen und end-
gültigen Daten des Schuljahres 2005 und 2006
erhalten. Neben diesem Exemplar für die nieder-
sächsischen allgemeinbildenden Schulen gibt es
noch ein zweites Exemplar für den berufsbilden-
den Bereich. In diesen Berichten steht schon eine
ganze Menge. Dicht gedrängt auf 67 Seiten finden
Sie einen umfangreichen Überblick über die Ent-
wicklung des allgemeinbildenden Schulwesens
und den Bereich der beruflichen Bildung. Alle
Zahlen liegen vor. Ich hoffe, dass Sie alle diese
Statistiken sorgfältig gelesen haben. Sie finden
umfassende Daten und Relationen über Schüle-
rinnen und Schüler, über Fremdsprachen, Staats-
angehörigkeit, sonderpädagogische Förderung,
Religionsunterricht, Lehrkräfte, Anrechnungsstun-
den, Vorbereitungsdienst und Neueinstellungen bis
hin zu den Ausgaben des Landes für die Schulen,
und diese Aufzählung ist weiß Gott nicht abschlie-
ßend. In der ersten Beratung hatten Sie dann noch
zusätzlichen Informationsbedarf. Es ging um die
Schulformwechsler und um die Verteilung der
Schülerinnen und Schüler auf die Schuljahrgänge.
Auch diese Zahlen haben wir wunschgemäß mit
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aufgenommen. Das können Sie alles nachlesen.
Ein zusätzlicher Bildungsbericht ist deshalb nicht
erforderlich.

Wir haben zusätzlich zu diesen Statistiken noch
nationale und internationale Auswertungen zu
PISA, wir haben TIMSS und DESI. Manchen wird
es in diesen Tagen schon fast zu viel, weil man mit
Statistiken das eigentliche Anliegen auch totwür-
gen kann.

Selbstverständlich werden Sie auch aktuell umfas-
send informiert. Für eine solide und glaubwürdige
Schulstatistik wartet man zum Schuljahresbeginn
aber erst einmal ab, bis alle Schülerinnen und
Schüler in den Schulen angekommen sind. Erfah-
rungsgemäß gibt es zum Schuljahresbeginn noch
kurzfristige Wechsel zwischen den Schulen und
Schulformen. 14 Tage nach Unterrichtsbeginn ist
bereits ein sehr frühes Datum als Stichtag für die
Schulstatistik. Tatsächlich lagen auch in diesem
Jahr erst Anfang Oktober alle Daten in meinem
Hause vor. Diese gemeldeten Daten der über
3 000 Schulen werden zurzeit sorgfältig überprüft,
fehlerhafte Angaben werden noch korrigiert. Ende
Oktober oder im Laufe dieses Monats können Ih-
nen dann alle Angaben über die Entwicklung im
neuen Schuljahr, was Schülerzahlen usw. anbe-
langt, geliefert werden.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Minister?

Bernhard Busemann, Kultusminister:

Nein, jetzt keine Zwischenfrage. - Sie wissen aus
der Tradition, dass wir diese Zahlen pflichtgemäß
jedes Jahr im Herbst vorlegen. Ihren Vorwurf, ich
würde irgendwelche Zahlen verschweigen und nur
die Zahlen der Aufsteiger vorlegen, die der Rück-
läufer jedoch nicht, weise ich zurück. Auch diese
Zahlen erwähnen wir jedes Jahr. Sie wurden übri-
gens auch in der Pressekonferenz erwähnt. Ich
weiß nicht mehr, in welchem Sprechzettel oder in
welcher Presseerklärung sie enthalten waren. Tun
Sie nicht so, Herr Wulf, als wäre irgendetwas ver-
heimlicht worden. Das ist doch überhaupt kein
Problem. Im Gegenteil! Ich bin selbst auf die Zah-
len angewiesen, um mit Ihnen über das Thema
„Hauptschule“ entsprechend diskutieren zu kön-
nen.

Nun hat jeder seine Methode, die Statistik so zu
greifen, dass er mit bestimmten Argumentationsli-

nien aus der Diskussion herauskommt. Bei 3 200
bis 3 300 Schulstandorten werden sich doch ein
paar finden, deren Unterrichtsversorgung nicht bei
100 % liegt, Frau Korter. Schauen Sie: 1 850
Grundschulen sind im Schnitt zwischen 101 und
102 % mit Unterricht versorgt. Da müssen Sie
schon mit der Lupe suchen und besondere Krank-
heitssituationen ausmachen, um einen Standort zu
finden, wo eine Schule nicht zu 100 % mit Unter-
richt versorgt ist. Der Brief aus Adendorf ist auch
mir auf den Tisch gekommen. Wenn dort ein
Problem besteht, dann werden wir es lösen. Ich
sage Ihnen ganz offen: Bei den Grundschulen
haben wir eher das Problem - Gott sei es geklagt -,
die aufgrund der geringen Schülerzahlen beste-
henden Überhangstunden so zu organisieren,
dass die Situation bei den anderen Schulformen
auskömmlich ist. Insofern haben wir da in den
nächsten Jahren eher das Problem der Überver-
sorgung, als dass dort das Problem der Unterver-
sorgung besteht.

Das Gleiche gilt für die Lehrer/Schüler-Relation.
Sie argumentieren schlicht unfair. Wir haben in den
früheren Jahren immer die alten Bundesländer
miteinander verglichen - das haben Sie gemacht,
und das machen auch wir -, weil sich die neuen
Bundesländer in der dramatischen Situation befin-
den - Gott sei es geklagt -, dass ihnen die Schüle-
rinnen und Schüler mit ihren Eltern in den Westen
weglaufen oder gar kein Nachwuchs mehr da ist.
Diese Länder haben ein Riesenproblem. Diese
unterschiedlichen Situationen können Sie gar nicht
in Statistiken gießen, um zu sagen, dass das eine
Land da und das andere dort steht.

(Beifall bei der CDU)

Zu den Klassengrößen. Dieses Thema haben wir
schon an anderer Stelle diskutiert. Sie haben es
immerhin geschafft, die Klassengröße in Gymna-
sien von 1995 bis zum Regierungswechsel von 23
- Komma - auf fast 27 zu erhöhen. Mir machen Sie
jetzt den Vorwurf - ich kenne den jüngsten Stand
gar nicht; diese Zahl datiert vom Stand auslaufen-
des letztes Schuljahr -, dass die Klassengröße von
27 auf 28 Schüler gestiegen sei. Wer hat denn den
größeren Anteil an der Entwicklung?

(Beifall bei der CDU)

Ich muss aber auch sagen, dass wir in den Gym-
nasien einen riesigen Zulauf zu verzeichnen ha-
ben, was da und dort auch gewisse Klassengrö-
ßen nach sich zieht. Es ist aber erfreulich, dass
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unsere Gymnasien im gegliederten Schulwesen so
gefragt sind und mit guten Abschlüssen aufwarten.
Diese Freude aber scheinen Sie nicht zu teilen.

(Beifall bei der CDU)

Es gibt noch einige andere Dinge, die man in die-
sem Zusammenhang anführen könnte und bei
denen Sie, beispielsweise im Hinblick auf die Ver-
wendung von Statistiken, nicht fair arbeiten. Sei es
drum.

In diesem Zusammenhang begrüße ich, dass der
Kultusausschuss eine Erhebung zu den vorüber-
gehenden Unterrichtsausfällen abgelehnt hat.
Momentaufnahmen helfen niemandem weiter. Im
letzten Jahr hat die didacta statt gefunden. Wenn
Sie an dem Tag die Unterrichtsversorgung an den
Schulen gemessen hätten, dann wären Sie auf
einen katastrophalen Wert gekommen. Ich selbst
habe Lehrerinnen und Lehrer aufgefordert, die
didacta als Fortbildungsveranstaltung zu besuchen
und sich die neuen Entwicklungen anzuschauen.
Das tut der Schule gut. Wer in der Situation eine
Momentaufnahme macht, der ermittelt eine Unter-
richtsversorgung von vermutlich zwischen 80 und
90 %, wenn er gleichzeitig verschweigt, dass der
Unterricht nachgearbeitet wird usw. Das Gleiche
gilt für Klassenfahrten und alle diese Dinge. Wer
nur Momentaufnahmen machen und das Drum-
herum nicht sehen will, der geht im Grunde ge-
nommen auch nicht fair vor. Aber - okay - das ist ja
manchmal das Wesen von Statistiken, dass jeder
sie so benutzen kann, wie es ihm in dem Geschäft
nützt.

Meine Damen und Herren, ich will noch zu einem
Punkt Stellung nehmen, der hier nicht angespro-
chen worden ist. Sie wissen, dass die KMK in Be-
zug auf PISA, TIMSS usw. und die Fortführung
dieser Studien vor der Frage steht, wie wir uns in
den nächsten Jahren an PISA und anderen inter-
nationalen Erhebungen beteiligen werden. Es gilt
durchaus die Linie, dass wir uns noch weitere Jah-
re an PISA beteiligen. Wir sind aber auch mehr
denn je daran interessiert, Daten in nationaler Ei-
genverantwortung zu erfassen und auf dieser
Grundlage Regelungen zu treffen. Das ist ein gu-
tes Unterfangen und vielleicht auch noch ein biss-
chen kostengünstiger. Letzteres ist aber eher das
nachrangige Argument.

In dem Zusammenhang ist allerdings die Diskussi-
on aufgekommen, ob man ein nationales Bildungs-
register unter Erfassung aller 12 Millionen Schüle-

rinnen und Schüler in Deutschland benötigt. Nach
manchen Vorstellungen bekäme dann jeder
Schüler mit der Einschulung eine Identifikations-
nummer, damit man Wanderungen und bestimmte
Entwicklungen besser nachvollziehen kann. Dazu
sage ich Ihnen ganz offen: In dem Zusammenhang
dreht sich mir etwas im Bauch um. Das hat auch
etwas mit Datenschutz zu tun. Ich sage dazu: Man
kann es mit der statistischen Erheberei auch über-
treiben.

(Beifall bei der CDU)

Es kann sein, dass die Erkenntnisse, die man da-
durch gewinnt, den Aufwand und die kritische da-
tenschutzrechtliche Situation nicht rechtfertigen.
Ich werde mich in der KMK sicherlich für einen
Bildungsbericht stark machen, der aber die richtige
Dimension haben und die richtigen Zielsetzungen
verfolgen sollte. Eine Massenerfassung sozusagen
auf 100-%-Basis mit Ergebnissen, die vielleicht gar
nicht so interessant sind, wäre allerdings nicht
mein Ding. Ich meine, dass die Informationen, die
wir geben, und die offiziellen Papiere, die wir he-
rausgeben, allemal ausreichen, Ihren Informati-
onsbedarf zu decken. Herr Wulf, Frau Korter und
alle die anderen: Wenn es hier und da einmal eine
Informationslücke geben sollte, dann sind wir im-
mer gerne behilflich. - Danke.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Es liegen jetzt Wünsche zur
Kurzintervention vor. Auf die Einlassungen von
Ministern sind grundsätzlich keine Kurzinterventio-
nen möglich.

Mir liegt außerdem ein Antrag des Kollegen Voigt-
länder von der SPD-Fraktion nach § 71 Abs. 3
unserer Geschäftsordnung vor. Herr Kollege Wulf,
Sie möchten auch sprechen. Können Sie sich ver-
ständigen? - Okay, dann hat jetzt Herr Voigtländer
das Wort. Sie haben zusätzliche Redezeit von drei
Minuten, Herr Kollege Voigtländer.

Jacques Voigtländer (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr
Busemann, ich habe mir lange anhören müssen,
was Sie zu Statistiken gesagt haben. Wenn Sie
sich diesen Antrag noch einmal anschauen, dann
wird Ihnen deutlich, dass uns das, was derzeit in
Papieren festgeschrieben wird, überhaupt nicht
reichen kann. Hier geht es schlicht und einfach
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lediglich darum, wie viel Unterricht in den unter-
schiedlichen Schulformen in Niedersachsen aus-
fällt. Wir wollen nichts über eine Software hören,
die so gestaltet ist, dass sie immer 99 % auswirft.
Sie werden in den nächsten Jahren merken, dass
das so ist. Wir wollen nichts über eine Software
hören, die immer 99,6 % oder 99,8 % oder Ähnli-
ches auswirft, obwohl Sie längst Stellen umwidmen
und weniger einstellen und das auch öffentlich
sagen. Dieses Parlament möchte hingegen einmal
im Jahr wissen, wie viel Unterricht tatsächlich
ausfällt. Das haben Sie bisher nicht erklären kön-
nen. Das hätte ich gerne einmal von Ihnen ge-
wusst.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN)

Sie haben hier vorne genebelt, genebelt und noch
einmal genebelt. Sie haben nichts anderes gesagt,
als dass hier Papiere gedruckt werden, aus denen
man über eines nicht schlau wird: Wie viel Unter-
richt wird in niedersächsischen Schulen tatsächlich
erteilt?

(Widerspruch bei der CDU - Ernst-
August Hoppenbrock [CDU]: Wir kön-
nen das aber!)

Erinnern Sie sich an die Debatte, die die Schulel-
ternräte in Niedersachsen in niemandens Auftrag,
sondern in der hehren Absicht veranstaltet haben,
darauf hinzuweisen, wie viel Unterricht hier in Nie-
dersachsen erteilt wird? Sie hätten da eigentlich
wach werden müssen. Da ist von Unterrichtsver-
sorgung, tatsächlich erteiltem Unterricht, in Höhe
von 70 bis 80 % und ähnlichen Prozentzahlen die
Rede gewesen. Nichts anderes hat dieser Antrag
zum Ziel, nämlich zu wissen, wie viel Unterricht in
Niedersachsen in den unterschiedlichen Schulfor-
men erteilt worden ist. Das Parlament hat einen
Anspruch darauf, das zu wissen. Deshalb will ich
das an dieser Stelle noch einmal ganz deutlich
sagen.

(Beifall bei der SPD und bei den
GRÜNEN - Karl-Heinz Klare [CDU]:
Aber nicht nur das Parlament, son-
dern alle Eltern haben ein Recht dar-
auf!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Zu einer Kurzintervention auf
den Kollegen Herrn Voigtländer hat sich Frau Bert-
holdes-Sandrock gemeldet. Sie haben das Wort.

Karin Bertholdes-Sandrock (CDU):

Herr Kollege Voigtländer, wir sprachen heute
mehrfach über das Zuhören. Ich weiß gar nicht, ob
Sie mir zugehört haben. Obwohl Sie gesagt haben,
hier werde genebelt, genebelt oder sonst was,
haben in Wahrheit Sie genebelt. Wir waren schon
wesentlich präziser in der Diskussion. Wir spra-
chen nämlich von Unterrichtsversorgung. Was das
ist, ist klar definiert, ob Ihnen die Basis der Zahlen
gefällt oder nicht. Sie fallen jetzt einen Schritt zu-
rück, was einem Kollegen eigentlich gar nicht pas-
sieren darf. Aber Sie sind wahrscheinlich schon zu
lange aus dem Schuldienst heraus.

(Jacques Voigtländer [SPD]: Passen
Sie auf, dass Sie nicht bald wieder
drin sind! - Heiterkeit bei der SPD)

Sie sprechen davon, wie viel Unterricht ausfällt.
Welche Stunden, die nicht erteilt werden, rechnen
Sie herein, welche rechnen Sie heraus? Wie ist
das mit zusätzlichen Stunden? Sie berücksichtigen
überhaupt nicht das, was alles jenseits der Unter-
richtszeit stattfindet. Sie wollen in diese Fitzeligkeit
hinein. Geht es um Kurzvertretungen, wenn je-
mand mal fehlt? Sie versuchen jetzt, vor allen
denjenigen, die nicht aus der Praxis kommen, den
Eindruck zu erwecken, dass Sie die Debatte gene-
ralstabsmäßig ausbauen könnten. Dabei fallen Sie
zurück und nebeln, nebeln und nebeln, um Sie zu
zitieren. - Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Ich
schließe damit die Beratung. Wir kommen zur Ab-
stimmung. Wer der Beschlussempfehlung des
Ausschusses zustimmen will, den bitte ich nun-
mehr um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Das Erste war die Mehrheit.

(Jacques Voigtländer [SPD]: Das
Zweite war das Richtige!)

Ich rufe auf
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Tagesordnungspunkt 10:
Einzige (abschließende) Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Meldegesetzes - Ge-
setzentwurf der Landesregierung -
Drs. 15/2825 - Beschlussempfehlung des
Ausschusses für Inneres und Sport -
Drs. 15/3212 - Bericht des Ausschusses für
Inneres und Sport - Drs. 15/3223

Die Beschlussempfehlung lautet auf Annahme mit
Änderungen. Der schriftliche Bericht über die Aus-
schussberatungen liegt Ihnen in der Drucksache
15/3223 vor. Eine mündliche Beratung ist daher
nicht vorgesehen.

(Unruhe)

- Ich eröffne die Beratung, nachdem Ruhe einge-
kehrt ist.

(Anhaltende Unruhe)

- Es sind noch immer viele Schulpolitiker im Saal,
die die Debatte wahrscheinlich noch fortsetzen
möchten. - Herr Kollege Klare, Herr Kollege Bley,
die Debatte zur Schulpolitik können Sie draußen
fortsetzen.

Herr Innenminister Schünemann, Sie haben das
Wort. Bitte schön!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich möchte nur ganz kurz auf zwei
Kernpunkte des Gesetzentwurfs eingehen:

Erstens. Das Melderechtsrahmengesetz hat ver-
bindlich festgelegt, dass die Rückmeldungen zwi-
schen den Meldebehörden bei Umzügen ab
1. Januar 2007 bundesweit nur noch elektronisch
erfolgen dürfen. Dieses Verfahren ersetzt gleich-
zeitig die Abmeldung, die zuvor noch bei Umzügen
in ein anderes Bundesland verpflichtend war. Das
bedeutet, die Bürgerinnen und Bürger müssen bei
Umzügen im gesamten Bundesgebiet zukünftig nur
noch eine Meldebehörde aufsuchen. Die entbehrli-
che und häufig für die Bürgerinnen und Bürger
auch als lästig empfundene Abmeldepflicht wird
damit abgeschafft. Die Meldebehörden werden
entlastet, Bürokratie wird konsequent abgebaut.
Zudem wird durch die elektronische Form der
Rückmeldung ein Beitrag zur Verbesserung der

Qualität und Aktualität der Melderegister geleistet,
da die Daten schneller übermittelt und automati-
siert abgeglichen werden können.

Ein zweiter Schwerpunkt des Gesetzentwurfes
liegt in der Eröffnung der Möglichkeit der Nutzung
elektronischer Kommunikationswege zwischen
Verwaltung und Bürgerinnen und Bürgern. So er-
möglicht das novellierte Meldegesetz beispielswei-
se die Anmeldung der umgezogenen Person über
das Internet oder die Einholung einer elektroni-
schen Selbstauskunft. Zudem gestattet es den
Meldebehörden, einfache Melderegisterauskünfte
an Private über das Internet im Wege des automa-
tisierten Abrufverfahrens zu erteilen.

Durch diese Änderungen werden Verwaltungsab-
läufe vereinfacht, zum Teil sogar ganz abgeschafft,
sodass sowohl für die Bürgerinnen und Bürger als
auch für die Meldebehörden selbst erhebliche Zeit-
und damit verbundene Kostenersparnisse entste-
hen.

Mit der einmaligen Beschaffung der notwendigen
Infrastruktur können zudem viele weitere künftige
E-Government-Verfahren kostengünstig betrieben
werden. Das Melderecht nimmt somit eine Vorrei-
terrolle im E-Government ein.

Die Verbandsbeteiligung hat gezeigt, dass die
vorliegende Novellierung des Melderechts und
dabei insbesondere die Einführung elektronischer
melderechtlicher Dienste von den kommunalen
Spitzenverbänden einhellig begrüßt wird. Die
Kommunen als Träger der Meldebehörden können
künftig über die Einführung und Umsetzung elek-
tronischer Meldevorgänge, mit Ausnahme der
elektronischen Rückmeldung, im Rahmen ihrer
Organisationshoheit eigenverantwortlich entschei-
den. Viele Kommunen haben bereits das Potenzial
an Verbesserungen des Bürgerservices und Kos-
tenoptimierungen erkannt und großes Interesse
geäußert, diese optimalen Dienste künftig anzu-
bieten. Insofern ist dies für die Kommunen eine
echte Vereinfachung. Ich freue mich, dass es zu
einer Zustimmung kommen wird, wie es angekün-
digt ist. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Herr Minister. - Für die SPD-Fraktion
hat Frau Kollegin Modder das Wort.



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11771

Johanne Modder (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe
Kolleginnen und Kollegen, eigentlich hatte ich mir
einen schönen Redebeitrag vorbereitet, aber auf-
grund der fortgeschrittenen Zeit und der Tatsache,
dass der Herr Minister auf die wesentlichen Punkte
eingegangen ist, möchte ich uns allen ersparen,
dass ich das wiederhole und vielleicht nur in ande-
re Worte fasse.

(Beifall bei allen Fraktionen)

- Herr Coenen, auch Sie hätten klatschen können.

(Zuruf von Reinhold Coenen [CDU])

Ich fasse mich deshalb kurz und weise lediglich
noch auf zwei wesentliche Dinge hin:

Erstens. Wir haben in Niedersachsen Regelungs-
bedarf, auch wenn aufgrund der Föderalismusre-
form der Bund zukünftig allein für das Meldewesen
zuständig sein wird, weil es hier noch Verfahrens-
fragen zu klären gibt. Die Erfahrung zeigt, dass
das dauern kann.

Zweitens. Wir müssen die Änderungen des Melde-
rechtsrahmengesetzes des Bundes in das Landes-
rahmengesetz umsetzen, auch vor dem Hinter-
grund, dass ab dem 1. Januar 2007 die Rückmel-
dung verbindlich nur noch elektronisch erfolgen
darf. Der Minister hat darauf hingewiesen.

Die Nutzung der elektronischen Informations- und
Kommunikationstechnik wird zukünftig nicht nur im
Meldewesen eine herausragende Rolle spielen.
Ich nenne hier nur das Stichwort „E-Government“.
In diesem Zusammenhang weise ich nochmals
ausdrücklich auf den Hinweis des Landesbeauf-
tragten für den Datenschutz hin, dass eine elektro-
nische Datenübermittlung nur dann zulässig ist,
wenn durch Verordnung des zuständigen Fachmi-
nisteriums entsprechende Regelungen zur Form
und Ausgestaltung des Verfahrens getroffen wor-
den sind. Dabei hat die Sicherstellung von Daten-
sicherheit und Datenschutz höchste Priorität. Ich
glaube, darüber sind wir uns in diesem Hohen
Hause einig.

Meine Fraktion hätte es allerdings gerne gesehen,
wenn man den Vorschlägen des Gesetzgebungs-
und Beratungsdienstes gefolgt wäre, nämlich Re-
gelungen, die das Prüfverfahren des Landesbe-
auftragten für den Datenschutz bei der Ablehnung
der Auskunftserteilung näher bestimmt hätten, und
auch eine Klarstellung des Geltungsbereiches bei

Datenübermittlungen an andere Behörden oder
sonstige öffentliche Stellen in § 29 aufgenommen
hätte. Leider wurde dem nicht gefolgt. Kurz und
gut: Meine Fraktion stimmt dem Gesetzentwurf zu.
- Ich danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Frau Kollegin Modder. - Für die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr Kollege
Professor Lennartz das Wort. Bitte schön!

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Frau
Modder, ich habe Zweifel, ob man zu dem Gesetz-
entwurf überhaupt eine schöne Rede halten kann.

(Jörg Bode [FDP]: Die war doch sehr
schön!)

Aber das ist meine persönliche Meinung.

Wir als Grüne-Fraktion stimmen, um es gleich
vorweg zu sagen, dem Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Niedersächsischen Meldegesetzes aus
grundsätzlichen Erwägungen nicht zu. Der Ge-
setzentwurf stammt vom April dieses Jahres.

(Minister Hartmut Möllring: Was ist
daran falsch?)

- Hören Sie doch zu! Ich erkläre Ihnen das. - Im
Sommer ist die sogenannte Förderalismusreform
verabschiedet worden. Damit ist die Zuständigkeit
für das Melderecht auf den Bundesgesetzgeber
übertragen worden. Das heißt, das Melderechts-
rahmengesetz des Bundes und die Meldegesetze
der Länder werden hinfällig. Eine Landesregie-
rung, die vor sich her trägt, deregulieren zu wollen,
die gleichzeitig der Föderalismusreform zuge-
stimmt hat und dann diesen Gesetzentwurf noch
vorlegt und umsetzt, ist für meine Begriffe über-
haupt nicht mehr glaubwürdig.

(Jörg Bode [FDP]: Was?)

Das Einzige, was tatsächlich noch Änderungsbe-
darf ausgelöst hätte und im Stile einer kleinen Än-
derung der einzelnen Bestimmungen, um die es
ging, hätte korrigiert werden können, wäre das
gewesen, was Herr Schünemann eben angespro-
chen hat, nämlich die elektronische Rückmeldung.
Damit wäre es dann gut gewesen. Dann hätten wir
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abgewartet, wie der Bundesgesetzgeber das zu-
künftige Bundesmeldegesetz verabschiedet. Das
wär’s dann gewesen.

Ich sehe einfach eine Diskrepanz: Das Innenmi-
nisterium arbeitet fleißig vor sich hin. Ich frage Sie
in diesem Zusammenhang: Warum haben wir ei-
gentlich eine Staatskanzlei? Sie könnte dem In-
nenministerium doch einmal sagen: Leute, nun
hört doch auf zu arbeiten. Konzentriert euch auf
wichtigere Fragen. - Aber das Innenministerium
arbeitet auf der Referatsebene fleißig vor sich hin.
Dann werden solche Bestimmungen - damit kom-
me ich auch schon zum Schluss; diesen Hinweis
will ich mir aber nicht verkneifen - geschaffen und
neu gefasst. § 14 Abs. 1 des Meldegesetzes in der
neuen Form lautet - dies ist eine ganz wichtige
Sache; dies musste unbedingt geregelt werden;
diese Regelung wird ja gleich verabschiedet wer-
den -:

„Wer auf ein Binnenschiff zieht, das in
einem Schiffsregister in der Bundes-
republik Deutschland eingetragen ist,
hat sich bei der Meldebehörde des
Heimatortes des Schiffes anzumelden
...“

Vielleicht erkenne nur ich die wahre Bedeutung
solcher Bestimmungen nicht. Falls auch andere sie
nicht erkennen, machen diese Regelungen, die Sie
jetzt schaffen wollen, deutlich, dass Sie zwar mit
relativ hohem Aufwand etwas tun, sich aber auf
wichtigere Aufgaben konzentrieren könnten. - Ich
bedanke mich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön, Herr Professor Lennartz. - Für die
CDU-Fraktion hat Herr Kollege Hiebing das Wort.

Bernd-Carsten Hiebing (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das
Melderechtsrahmengesetz des Bundes wurde in
den letzten Jahren mehrfach geändert und dabei
auch vereinfacht. Dadurch ist es uns als Landes-
gesetzgeber möglich geworden - wie vielen ande-
ren Landesgesetzgebern auch -, ein, wie ich finde,
modernes und bürgerfreundliches Meldegesetz zu
beraten und heute Abend hoffentlich auch zu ver-
abschieden.

(Beifall bei der FDP)

So ist in Zukunft von Bürgerinnen und Bürgern im
gesamten Bundesgebiet die Meldebehörde nur
noch bei einer Anmeldung aufzusuchen; auch ist
inzwischen eine elektronische Anmeldung möglich.
Eine Abmeldung - das ist ebenfalls neu - ist nicht
mehr erforderlich. Damit ist der Bürger deutlich
entlastet worden. Darüber hinaus legt der Gesetz-
geber fest, dass Rückmeldungen zwischen den
Meldebehörden künftig nur noch elektronisch er-
folgen dürfen.

Für die Bürgerinnen und Bürger wird der Umgang
mit den Meldebehörden - das ist normalerweise die
Kommune seines Heimatortes - dadurch erheblich
vereinfacht und auch schneller. Ein umfassender
IT-Einsatz lässt eine verbesserte Qualität und Ak-
tualität der Melderegister erwarten. Datenschutz
und Datensicherheit haben hierbei höchste Priori-
tät, was für uns alle ebenfalls wichtig ist. Auch
muss sichergestellt sein, dass die Daten bei elek-
tronischer Übermittlung nicht unbefugten Dritten
zur Kenntnis gelangen.

Meine Damen und Herren, mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf werden bundesrechtliche Vorgaben
vollständig in Landesrecht umgesetzt. Den Melde-
behörden werden weitergehende Möglichkeiten
zur Nutzung moderner Informations- und Kommu-
nikationstechniken eröffnet. Darüber hinaus wer-
den entbehrliche Mitwirkungs- und Meldepflichten
abgeschafft. Damit ist das uns vorliegende Melde-
gesetz kommunal- und bürgerfreundlich.

Eine Projektgruppe der kommunalen Spitzenver-
bände hat sich in den vergangenen Monaten mit
dieser Thematik sehr intensiv auseinander gesetzt.
Die Kommunen sehen diesen Gesetzentwurf, Herr
Kollege Lennartz, als sehr wichtig an. Daher legen
sie auch großen Wert darauf, dass wir ihn heute
möglichst zügig beraten. Zentrale Forderungen der
kommunalen Spitzenverbände wurden aufgegrif-
fen. Die Kommunen in Niedersachsen erwarten
eine Verabschiedung dieses Gesetzes. Dazu, mei-
ne Damen und Herren, fordere ich Sie auf. - Herz-
lichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion hat Herr
Kollege Bode das Wort.
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Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Durch
dieses Gesetz werden die Bürger von unnötiger
Bürokratie, nämlich der Rückmeldung, befreit. Die
Kommunen werden Kosten einsparen können. Bei
dieser Gelegenheit weise ich darauf hin, dass die-
se Kosteneinsparungen aufgrund der Konnexitäts-
vereinbarung, die wir in die Verfassung aufge-
nommen haben, bei den Kommunen verbleiben
werden. Von daher ist es sinnvoll, dieses Gesetz
zu verabschieden.

Herr Dr. Lennartz, der Bund wird erst in anderthalb
bis zwei Jahren das Melderecht übernehmen.
Deshalb sollten wir dem Bund ein modernes Mel-
degesetz übergeben. Die FDP wird dem Entwurf
zustimmen. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Ich schließe damit die Beratung.

Wir kommen zur Einzelberatung. Ich rufe auf:

Artikel 1. - Wer der Änderungsempfehlung des
Ausschusses seine Zustimmung geben möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Stimmenthaltungen? - Das Erste war die
Mehrheit.

Artikel 2. - Unverändert.

Artikel 3. - Unverändert.

Gesetzesüberschrift. - Unverändert.

Wir kommen zur Schlussabstimmung. Wer dem
Gesetz zustimmen will, den bitte ich, sich zu erhe-
ben. - Wer stimmt gegen das Gesetz? - Wer ent-
hält sich der Stimme? - Damit ist dieser Gesetz-
entwurf bei acht Gegenstimmen angenommen.

Ich rufe nun auf den

Tagesordnungspunkt 11:
Erste Beratung:
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Gesetzes über die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung (Nds.
SOG) - Gesetzentwurf der Fraktion der SPD -
Drs. 15/3202

Sobald etwas mehr Ruhe eingekehrt sein wird,
werde ich die Beratung eröffnen. - Zu Wort gemel-
det hat sich von der SPD-Fraktion Herr Kollege
Bartling. - Bitte schön.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Wir
erleben jetzt einen neuen Bartling!)

Heiner Bartling (SPD):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich habe mit Freude zur Kenntnis
genommen, dass die Innenpolitiker in der Lage
sind, bestimmte Themen sehr kurz abzuhandeln.
Sehen Sie mir bitte nach, dass ich es nicht ganz so
kurz mache, aber ich muss den Gesetzentwurf im
Rahmen der Einbringung auch begründen.

Wir legen heute einen Gesetzentwurf vor, weil wir
der Ansicht sind, dass es bei der Videoüberwa-
chung Änderungsbedarf gibt. Wenn Herr Biallas
sagte, Sie würden einen veränderten Bartling erle-
ben, dann weise ich darauf hin, dass ich Schwie-
rigkeiten hätte, Herrn Schünemann rechts zu über-
holen, wie eine Zeitung geschrieben hat.

(Hans-Christian Biallas [CDU]: Ich
kann ja nichts für die Zeitung!)

Die gegenwärtigen Regelungen zur Videoüberwa-
chung wurden von uns als Reaktion auf die verän-
derte Bedrohungslage nach dem 11. September,
also ziemlich genau vor fünf Jahren, eingeführt.
Die Rechtslage ist derzeit folgende: Die Polizei
darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben öffentliche Plätze
mittels Videoübertragung offen beobachten. Sie
darf Videoaufzeichnungen dort jedoch nur unter
sehr eingeschränkten Bedingungen vornehmen,
nämlich dann, wenn konkrete Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass eine Straftat von erheb-
licher Bedeutung begangen werden soll.

Nach fünf Jahren ist es meines Erachtens an der
Zeit, die Praxistauglichkeit dieser damals aus un-
serer Sicht sehr vernünftigen Regelung auf den
Prüfstand zu stellen. Wir haben dies getan und im
Vorfeld der Erarbeitung dieses Gesetzentwurfs
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Gespräche mit zahlreichen Polizeipraktikern ge-
führt. Diese Gespräche haben ergeben, dass ein
bemerkenswerter Widerspruch zwischen dem be-
steht, was der Innenminister in öffentlichen Reden
verkündet, und dem, was polizeipraktische Wirk-
lichkeit ist.

(David McAllister [CDU]: Was?)

Unmittelbar nach dem Anschlagsversuch von
Koblenz erklärte Herr Schünemann gegenüber der
Presse, dass die Polizei in Hannover Zugriff auf
rund 800 Kameras habe. Dabei hat er erstens
nicht nur polizeieigene Kameras, sondern auch die
der Bahn und der örtlichen Verkehrsbetriebe mit-
gezählt und zweitens verschwiegen, dass die Poli-
zei die Videoaufzeichnungen, die während der
Fußballweltmeisterschaft an zahlreichen öffentli-
chen Plätzen erfolgten, nach und nach abschalten
muss.

(David McAllister [CDU]: Wo denn?)

- An den öffentlichen Plätzen, Herr McAllister.

Eine solche Videoaufzeichnung ist derzeit auch
nach den Erkenntnissen von Koblenz nicht mög-
lich, weil es an einem konkreten Verdacht fehlt,
dass ein solcher Anschlagsversuch in Hannover
verübt werden könnte. Um es ganz deutlich zu
sagen: Der vom Innenminister häufig artikulierte
Wille nach einer weitgehenden Videoüberwachung
findet in der derzeitigen Fassung unseres Polizei-
gesetzes keine Grundlage.

In der Praxis besteht derzeit übrigens auch ein
bemerkenswerter Widerspruch zu Videoaufzeich-
nungen an öffentlich zugänglichen Gebäuden. In
öffentlich zugänglichen Gebäuden, etwa in Bahn-
höfen und Banken, dürfen Videoaufzeichnungen
zum Schutz von Personen oder Sachen durchge-
führt werden. Die Aufzeichnungen sind anschlie-
ßend selbstverständlich unverzüglich zu löschen,
wenn es keine Anhaltspunkte gibt, dass sie zur
Strafverfolgung benötigt werden. Ich bin der An-
sicht, dass wir eine ähnliche Regelung für die Vi-
deoüberwachung von öffentlichen Plätzen brau-
chen, insbesondere an Verkehrsknotenpunkten
wie Bahnhofsvorplätzen, aber auch vor Fußball-
stadien, um nur zwei Beispiele zu nennen.

Ich lege allerdings großen Wert darauf, dass unse-
re diesbezügliche Initiative nicht als populistischer
Schnellschuss wahrgenommen wird. Wir haben
uns mit der Erarbeitung dieses Gesetzentwurfs viel
Zeit gelassen, auch wenn er sehr kurz ist, und uns

bewusst nicht für die vollständige Freigabe der
Videoaufzeichnungen entschlossen. Wir sind je-
doch der Meinung, dass sich die Bedrohungslage
nach den Anschlägen von Madrid und London,
spätestens aber nach dem Verdacht auf Koffer-
bomben in Köln und Koblenz noch einmal verän-
dert hat und Niedersachsen sein Polizeigesetz
daraufhin anpassen muss, wie es übrigens auch
viele andere Länder tun.

Wir haben uns mit der von uns vorgeschlagenen
Formulierung ganz bewusst an der von der Großen
Koalition in Schleswig-Holstein vorgeschlagenen
Formulierung orientiert, weil wir einen praxisnahen
Vorschlag machen wollten, der Aussicht auf eine
breite Unterstützung hat. Uns ist wichtig, dass wir
eine Änderung des Polizeigesetzes möglichst zeit-
nah beschließen können, weil wir in diesem Be-
reich tatsächlich Regelungsbedarf haben. Aber
natürlich werden wir uns in den Ausschussbera-
tungen nicht dagegen sperren, gemeinsam eine
Formulierung zu finden, die einen Ausgleich zwi-
schen den sicherheitspolitischen Notwendigkeiten
und verfassungsrechtlichen Vorgaben schafft. Ich
bin allerdings guter Dinge, dass unser Formulie-
rungsvorschlag einer kritischen Überprüfung
standhalten wird.

Meine Damen und Herren, man muss allerdings
kein Prophet sein - ich schaue auf die rechte Seite
des Hauses -, um vorherzusagen, dass die Regie-
rungsfraktionen und die Landesregierung gleich
darauf hinweisen werden, dass wir ruhig abwarten
sollten, bis die Landesregierung ihren umfassen-
den Vorschlag zur Änderung des Polizeigesetzes
vorlegen werde. Sie müssen sich allerdings auch
heute schon die Frage gefallen lassen, wie lange
wir darauf noch warten sollen. Tun Sie mir einen
Gefallen, kommen Sie mir nicht mit Ihrem angebli-
chen Motto „Sorgfalt vor Schnelligkeit“! Die Serie
der Niederlagen vor den Verfassungsgerichten
deutet sehr stark darauf hin, dass Sie hier einer
Lebenslüge aufsitzen.

(Zustimmung bei der SPD)

Wo wir gerade beim Thema Verfassungsgericht
sind: Wie kann es eigentlich sein, dass Sie es im-
mer noch nicht geschafft haben, die Konsequen-
zen aus den Urteilen des Bundesverfassungsge-
richtes zu ziehen und die niedersächsischen Si-
cherheitsgesetze so zu überarbeiten, wie es die
Grünen und wir an dieser Stelle schon mehrfach
gefordert haben? Irgendwo scheint da ganz erheb-
lich Sand im Getriebe zu sein.
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Man darf daran erinnern, dass uns am 22. März,
vor annähernd sieben Monaten, der innenpoliti-
sche Sprecher der CDU-Fraktion an dieser Stelle
das Versprechen gemacht hat, dass der Innenmi-
nister im April einen Gesetzentwurf vorlegen wer-
de, mit dem die notwendigen Konsequenzen aus
den Verfassungsgerichtsurteilen gezogen werden.
Ich zitiere aus der damaligen Plenarberatung:

„... denn ich habe gesagt, dass auch
wir als CDU-Fraktion - die FDP-
Fraktion hat das ebenfalls erklärt - im
April einen solchen Gesetzentwurf
haben wollen, um dann über ihn be-
raten zu können. - So viel zum Fakti-
schen.“

Sparen Sie sich also bitte den Hinweis auf ein
angebliches Gesetzespaket des Innenministers,
und nutzen Sie die Gelegenheit, unseren Gesetz-
entwurf zu beraten; denn er liegt diesem Hause
bereits schwarz auf weiß vor. - So viel zum Fakti-
schen, meine Damen und Herren!

Ich möchte gern die Gelegenheit nutzen und den
Inhalt unseres Gesetzentwurfes mit ganz wenigen
Punkten detaillierter erläutern.

Wir sehen, wie gesagt, moderaten Änderungsbe-
darf bei den Befugnissen der Polizei zur Videoauf-
zeichnung. Die CDU-Fraktion hat bereits im Herbst
2001 den Antrag gestellt, alles immer aufzeichnen
zu können.

(David McAllister [CDU]: Im Juni!)

Das wollen wir auch jetzt noch nicht, Herr McAl-
lister. Wir sehen auch keinen Änderungsbedarf bei
den bestehenden Fristen für die Löschung einer
Videoaufzeichnung.

(David McAllister [CDU]: Im Juni, Herr
Bartling!)

- Es kann durchaus der Juni sein. Aber Sie sind
immer noch zu spät.

Hier ist eine Regelung gefunden worden, die ich
für richtig und praktikabel halte. Vor diesem Hin-
tergrund bin ich guter Hoffnung, dass sich auf der
Grundlage unseres Gesetzentwurfes eine Mehrheit
finden wird, um praxisgerechte, aber nicht verfas-
sungswidrige Regelungen für die Videoaufzeich-
nung in Niedersachsen zu finden. Ich denke, unser
Vorschlag besitzt das nötige Augenmaß, um die-
sen Anforderungen gerecht zu werden.

Herr McAllister, ich will noch ein Wort zu dem
Punkt sagen, der heute eine Rolle spielte. Ich bin
sehr froh darüber, dass es gelungen ist, jemanden
zu finden, der anscheinend eine Gefährdung für
uns darstellt. Das hat allerdings relativ wenig mit
diesem Fall zu tun, sondern mit anderen Elemen-
ten, die lange angekündigt, aber leider noch nicht
in die Tat umgesetzt worden sind. - Vielen Dank für
Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die CDU-Fraktion hat der Kol-
lege Biallas das Wort.

(David McAllister [CDU]: Jetzt geht es
los! Jetzt kriegt Ihr einen auf den De-
ckel!)

Hans-Christian Biallas (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Kollege Bartling, auch wir befürchten
nicht, dass Sie den Innenminister rechts überholen
könnten. Das geht schon wegen der Straßenver-
kehrs-Ordnung nicht. Dass Sie ihn überhaupt ü-
berholen, wissen wir durchaus zu verhindern. Das
kann ich Ihnen jetzt schon so sagen.

(Heiner Bartling [SPD]: Bemühen Sie
sich mal!)

Nach Ihren Ausführungen, Herr Kollege Bartling,
kann ich Ihnen zunächst einmal sagen, dass wir im
Grunde genommen erstaunt und erfreut zugleich
sind, von Ihnen hier völlig neue Töne zu hören.

(Zustimmung bei der CDU)

Denn die SPD-Fraktion greift mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf ein Thema auf, mit dem sie, wie Sie
selber zugegeben haben, bei uns genau an der
richtigen Adresse ist. Im Archiv des Niedersächsi-
schen Landtages finden sich zahlreiche Belege
dafür, dass wir als CDU-Fraktion über Jahre hin-
weg eine Ausweitung der Videoüberwachung im
Rahmen der verfassungsrechtlichen Regeln gefor-
dert haben. Da können Sie auch nachlesen, wie
die Debatten hier im Einzelnen verlaufen sind, an
denen Sie jeweils höchstpersönlich beteiligt gewe-
sen sind.

Ich will Ihnen allein aus Gründen der mir zur Ver-
fügung stehenden Redezeit ersparen, mit vielen
Zitaten des damaligen parlamentarischen Ge-
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schäftsführers und heutigen Innenministers darzu-
legen, was wir damals genau gefordert haben.

(David McAllister [CDU]: Das würde
sich aber lohnen!)

Auch ist für mich noch nicht die Zeit gekommen,
mich hier selbst zu zitieren. Deswegen will ich mich
an dieser Stelle im Gegensatz zu manch einem
von Ihnen etwas zurückhalten.

Ich rufe in aller Kürze in Erinnerung, was wir getan
haben. Wir haben zunächst diskutiert, ob eine
Videoüberwachung eingeführt werden sollte. Die
zweite Frage war, wo und unter welchen Voraus-
setzungen das geschehen sollte. Dann wurde in
epischer Breite die Frage diskutiert, ob überhaupt
gespeichert werden darf. Sie waren immer dage-
gen: am besten gar nicht oder nur ganz begrenzt.

(David McAllister [CDU]: Ihr wart da-
gegen!)

Es wurde darüber diskutiert, warum und wie lange
gespeichert werden sollte. Dann haben wir uns
darüber unterhalten, dass man Videoüberwa-
chung, wenn überhaupt, bloß nicht zu viel und
schon gar nicht überall einsetzen sollte. Wir haben
uns lange darüber unterhalten. Und heute möchte
die SPD tatsächlich - das erfreut uns durchaus -
das bestehende Polizeigesetz verschärfen. Das
hat es hier in den letzten 16 Jahren noch nie ge-
geben.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, im Juli 2006 hat es in
Nahverkehrszügen in Dortmund und in Koblenz
erstmals in Deutschland Anschlagsversuche gege-
ben. Unter anderem mit Hilfe von Videoaufzeich-
nungen von Bahnsteigen konnten die mutmaßli-
chen Täter erfreulich schnell erkannt und gefasst
werden. Damit haben sich die Videoeinrichtungen
als sehr nützlich erwiesen, um begangene Straf-
taten aufzuklären. Das haben Sie sich offensicht-
lich gemerkt.

Herr Kollege Bartling, in diesem Zusammenhang
eine Anmerkung: Ich habe hier einen Artikel aus
der Bild-Zeitung vom November des vergangenen
Jahres. Da geht es um den vielfachen Mord an
jungen Frauen, begangen von einem Fernfahrer.
Er hat auch einen Parkwächter umgefahren. Man
konnte ihn über Monate nicht fassen und diese
Straftat nicht verfolgen, weil wir an die Daten des
Mautsystems nicht herankommen. Es war also

nicht auszuschließen, dass das immer wieder vor-
kam. Wenn wir uns bemühen wollen, Straftaten
aufzuklären, dann lassen Sie uns doch endlich
dafür sorgen, dass in Zukunft bei solchen Strafta-
ten, bei Mordsachen, die Daten aus dem Maut-
system genutzt werden können.

(Beifall bei der CDU sowie Zustim-
mung von Jörg Bode [FDP])

Dafür, dass es noch nicht so ist, hat kein Bürger
und keine Bürgerin Verständnis.

Grundsätzlich muss es ebenfalls in unser aller
Interesse sein, dass es erst gar nicht zu Straftaten
kommt. Vielmehr müssen wir Möglichkeiten
schaffen, solche Gefahren vorher abzuwehren.
Dass so etwas möglich ist, haben verschiedene
Maßnahmen in Großbritannien im Sommer ge-
zeigt. Daher hat die Innenministerkonferenz am
4. September 2006 einstimmig beschlossen, die
Videoüberwachung verstärkt einzusetzen.

Insofern sage ich hier sehr versöhnlich: Der Vor-
schlag der SPD-Fraktion ist folgerichtig. Wir benö-
tigen in der Tat eine gesetzliche Verankerung.
Auch wir sehen Handlungsbedarf. Nur halten wir
es nicht für sinnvoll, jetzt an einer einzigen Stelle
eine Gesetzesänderung vorzunehmen.

Herr Kollege Bartling, Sie haben eben zu Recht die
Frage gestellt: Wo ist denn der Gesetzentwurf? -
Den habe ich in der Tat angekündigt. Allerdings
haben uns verschiedene Staatsrechtler gesagt,
das niedersächsische SOG leide - unabhängig
davon, wie wir die Videoüberwachung und die
präventive Telefonüberwachung künftig regeln -
darunter, dass man im Laufe von vielen Jahren
immer wieder Regelungen aus anderen Ländern
übernommen hat, z. B. aus Rheinland-Pfalz, Ba-
den-Württemberg und Bayern. Die Staatsrechtler
haben uns gesagt: Wenn Ihr ein vernünftiges SOG
haben wollt, dann muss da eine ordentliche Sys-
tematik rein.

Sie wissen - das hat der Innenminister erklärt -,
dass Professor Christian Starck im Moment dabei
ist, genau dies zu leisten. Das können Sie heute
- genau wie Ihre Meldung - bei dpa lesen. Profes-
sor Starck aus Göttingen ist dabei, das SOG zu
überarbeiten und die verfassungsrechtlichen Fra-
gen, die Sie angesprochen haben und die uns alle
bewegen, zu regeln. Wenn das fertig ist, wird ein
entsprechender Gesetzentwurf vorgelegt.
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Meine Damen und Herren, auch der vorliegende
Vorschlag der SPD-Fraktion wird dort Beachtung
finden. Wir werden diesen Gedanken im Rahmen
einer Gesamtanalyse prüfen und in das Gesetz
einfließen lassen. Ich will zu Ihrem Gesetzentwurf
nun noch eines sagen. Herr Bartling, man wundert
sich ja doch, wo das alles herkommt. Sie haben
den Gesetzentwurf aus einem Vorschlag der SPD-
Fraktion in Schleswig-Holstein abgeschrieben.
Herr Kollege Bartling, Sie haben uns allerdings
leider verschwiegen, dass in Schleswig-Holstein
eine Anhörung stattgefunden hat. Sie haben ja
immer gesagt, ich hielte nichts vom Datenschutz
und wollte ihn abschaffen. Ich zitiere jetzt einmal
aus der Stellungnahme des Datenschutzbeauf-
tragten aus Schleswig-Holstein, was er dazu ge-
sagt hat:

„Der Einsatz technischer Mittel zur
Bildaufzeichnung ist auch im Bereich
öffentlich zugänglicher Flächen oder
Räumlichkeiten ein erheblicher Ein-
griff in das Grundrecht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung.“

(Beifall bei den GRÜNEN)

„In diesem Bereich sind die Anforde-
rungen an Normenklarheit und Nor-
menbestimmtheit sowie an die Ver-
hältnismäßigkeit besonders zu be-
achten. Der im Entwurf vorgeschlage-
ne Tatbestand ist zu weit und zu un-
bestimmt.“

Ich verstehe ja die Begeisterung bei Klein und
Lennartz. Ich sage das jetzt aber zu Herrn Bartling;
denn die Kollegen von den Grünen haben diesen
Entwurf ja nicht eingebracht.

Die Stellungnahme endet mit der Bemerkung:

„Diese Regelung wird einer Überprü-
fung durch das Bundesverfassungs-
gericht voraussichtlich nicht stand-
halten.“

Dazu sage ich: Herzlichen Glückwunsch, Herr
Bartling, weil Sie uns dies ja immer vorzuwerfen
pflegen.

Die Gewerkschaft der Polizei in Schleswig-Hol-
stein, deren Auffassung wir teilen, moniert, dass
die Alltagskriminalität nach dem vorliegenden Ge-
setzentwurf nicht mehr durch Videoüberwachung

bekämpft werden kann. Sie sagt, dies müsse aber
weiterhin gewährleistet bleiben.

Herr Bartling, wenn man einem anderen sozusa-
gen eine Torte ins Gesicht wirft, ist die Gefahr
immer groß, dass der andere dafür sorgt, dass die
Torte auch einmal im eigenen Gesicht landet. Ich
möchte deshalb mit dem schließen, was Sie unse-
rem Innenminister vorgeworfen haben, als das
Bundesverfassungsgericht im letzten Jahr zur prä-
ventiven Telefonüberwachung geurteilt hat. Das
möchte ich vor dem Hintergrund der Stellungnah-
me des Datenschutzbeauftragten aus Schleswig-
Holstein jetzt einmal in nur einer einzigen Formu-
lierung verändern. Dann werden Sie sich wundern.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Einen Satz gestatte ich Ihnen noch.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Dies ist sehr kurz, Frau Präsidentin. - Ich zitiere
jetzt sozusagen Bartling vor dem Hintergrund sei-
nes Gesetzentwurfes: Mit ihrem von Überwachung
und Bespitzelung geprägten Staatsverständnis hat
sich die niedersächsische SPD-Landtagsfraktion
als ungeeignet erwiesen, die Freiheitsrechte der
Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen ange-
messen zu verteidigen.

Leider ist es so, Herr Bartling.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herr Kollege Biallas, Ihre Redezeit ist beendet.

Hans-Christian Biallas (CDU):

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP -
David McAllister [CDU]: Ein Schuss in
den Ofen für Bartling! Eigentor!)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat Herr
Kollege Professor Lennartz das Wort.
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Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im
September-Plenum hatte Innenminister Schüne-
mann auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten
Leuschner geantwortet, die Landesregierung plane
keine rechtliche Erweiterung der nach § 32 Abs. 2
des Polizeigesetzes zulässigen Videoüberwa-
chung. In einer Pressemitteilung von gestern, also
von Montag, dem 9. Oktober, lässt der Innenmi-
nister nun erklären, er habe Professor Christian
Starck aus Göttingen beauftragt, in einem Gut-
achten diese und andere Fragen zu klären. Ange-
sichts des Gesetzentwurfs der SPD hat Herr
Schünemann mit diesem Auftrag an Starck und
seiner Pressemitteilung über den Inhalt offensicht-
lich den Schleudersitz ausgelöst; denn der Ge-
setzentwurf, den die SPD hier eingebracht hat,
lenkt den Blick natürlich auf die bisherige Praxis
von Videoaufzeichnungen in Niedersachsen. Das
geht in ganz starkem Maße die Landeshauptstadt
Hannover an. Anlässlich der Fußball-WM und auch
danach wurden bzw. werden bis heute in einer
erheblichen Anzahl Videoschaltungen durchge-
führt, also öffentliche Plätze per Video beobachtet
und diese Beobachtungen aufgezeichnet.

Sie müssen sich an dem messen lassen, was Herr
Bartling zitiert hat und was jetzt im Polizeigesetz
steht. Es darf nämlich nur aufgezeichnet werden,
wenn die Gefahr besteht, dass an dem Ort, an
dem aufgezeichnet wird, erhebliche Straftaten
drohen. Den Beweis dafür hat die Polizei, veran-
lasst durch Ihren Innenminister, im Zweifel nicht
geführt. Auf gut Deutsch gesagt - um es ganz klar
zu sagen - heißt das: Hier ist in einer erheblichen
Anzahl von Fällen gegen das geltende Polizeige-
setz verstoßen worden, und zwar während der
Fußball-WM, aber auch nach der Fußball-WM. Ich
finde, man muss sich einfach einmal auf der Zunge
zergehen lassen bzw. im Kopf nachvollziehen, was
das bedeutet.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich sage es noch einmal: Der Innenminister hat
veranlasst, dass in großem Umfang rechtswidrig
gehandelt wurde.

(Zuruf von der CDU: Das ist doch
falsch!)

Nun zu der zweiten Frage, die sich stellt. Jetzt
sieht die SPD Änderungsbedarf, weil sie offen-
sichtlich glaubt, dass eine Fortsetzung der Auf-

zeichnungspraxis nach der bisherigen Regelung
nicht zulässig ist. Es ging im Übrigen nie um Auf-
zeichnungen über 48 Stunden. Es geht in Zukunft
auch nicht um Aufzeichnungen über 96 Stunden.
Es ging bisher immer um Aufzeichnungen über
mehr als fünf Tage. Das ist nämlich die Kapazität,
die die jeweiligen Festplatten haben. Danach er-
folgt eine Überschreibung mit neuen Bildern.

Die spannende Frage ist: Was ist mit dem Vor-
schlag, den die SPD hier vorlegt? Meine vorläufige
Einschätzung ist diese: Die terminologische Vor-
verlagerung in den Bereich der Entstehung einer
Gefahr im Gesetzestext halte ich für äußerst frag-
würdig. Problematisch ist ebenfalls, dass dem
Gesetzentwurf die Kriterien dafür, wann sich Ge-
fahren verfestigen, nicht zu entnehmen sind. Wäh-
rend der polizeirechtliche Gefahrenbegriff juristisch
ausbuchstabiert ist, werden hier Begriffe in das
Polizeirecht eingeführt, die für das Polizeirecht
unüblich sind und die dementsprechend unter dem
Gesichtspunkt der Normenklarheit durchaus prob-
lematisch sind.

Ich will einer Erörterung in den Ausschusssitzun-
gen nicht vorgreifen. Meine erste vorläufige Ein-
schätzung ist aber die, dass dieser Gesetzentwurf
und dieser Vorschlag keine Lösung des Problems
darstellen. Deswegen sage ich zum Schluss Fol-
gendes. Lerne: Man kann den Teufel - das ist hier
eine bislang rechtswidrige Praxis, veranlasst durch
den Innenminister - nicht mit dem Beelzebub - das
ist eine falsche und schlechte Änderung des Ge-
setzes - austreiben. - Ich bedanke mich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die FDP-Fraktion hat Herr
Kollege Bode das Wort. Bitte schön!

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!
Nachdem sich der Kollege Biallas in seinem Rede-
beitrag quasi schon als Datenschutzbeauftragter
beworben hat, kann ich mich zu diesem Bereich
etwas kürzer fassen. Er hat in Bezug auf diesen
Bereich vollumfänglich ins Schwarze getroffen
bzw. die Kollegen aus Schleswig-Holstein sehr
richtig zitiert. Herr Bartling, wenn man sich Ihren
Gesetzentwurf, der nach der Anzahl der Zeilen ja
auch recht kurz ist, einmal anschaut, wird man
feststellen, dass in ihm ein paar Knackpunkte ent-
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halten sind. Sie gehen in der Form sehr unbe-
stimmt an den Sachverhalt heran, dass Video-
überwachung nur bei Gefahren für Leben, Ge-
sundheit und Freiheit oder aber bei gleichgewichti-
gen Schäden für andere Rechtsgüter möglich sein
soll. Mit diesen wirklich unbestimmten Begriffen
kommen Sie sicherlich nicht weiter.

Ich habe mir sagen lassen, dass bei Ihrer Presse-
konferenz, auf der Sie den Gesetzentwurf vorge-
stellt haben, auch schon die ersten Fragen kamen:
Wie ist das eigentlich mit Gefahren oder Schäden
für Leben und Gesundheit gemeint? Ist z. B. dann,
wenn es irgendwo in Hannover eine steile Treppe
gibt oder ein für Damenschuhe gefährliches Kopf-
steinpflaster vorhanden ist, wo man stürzen und
sich verletzen kann, auch schon eine Gefahr für
die Gesundheit vorhanden, und müsste dann ent-
sprechend überwacht werden? Das wäre sicherlich
ein Eingriff, der allein schon von den Kapazitäten
her, die bei der Polizei vorhanden sind, nicht leist-
bar und meines Erachtens auch nicht wünschens-
wert wäre.

Wenn man dann weiter in Ihren Gesetzentwurf
einsteigt und sich die Begründung anschaut, stellt
man fest, dass Sie das Ziel verfolgt haben, eine
Änderung vorzunehmen, um die Gefahren von
terroristischen Anschlägen besser eindämmen zu
können und diesen Anschlägen begegnen zu kön-
nen. Für den Leser der Begründung stellt sich
dann natürlich die Frage, was Straftaten von er-
heblicher Bedeutung sind. Ein terroristischer Bom-
benanschlag ist meines Erachtens von sehr erheb-
licher Bedeutung. Er ist ganz gewiss in den unter-
schiedlichsten Facetten von dem Straftatenbegriff,
den wir jetzt schon haben, abgedeckt. Wenn dies
so ist, dann stellt sich weiter die Frage: Gibt es
eventuell auch Änderungen, auf die Sie angesichts
der bestehenden Rechtslage zurückgreifen? - Man
muss feststellen: Ja, die gibt es. Sie haben, genau
wie Schleswig-Holstein auch - weil dies verfas-
sungsrechtlich sonst überhaupt nicht durchführbar
wäre -, den Eigentumsbegriff aus Ihrem Gesetz-
entwurf entfernt bzw. dort gar nicht erst aufge-
nommen. Mit Blick auf die von Ihnen gewählte
Formulierung mussten Sie das auch, weil Sie sonst
vor dem Verfassungsgericht doppelten Schiffbruch
erleiden würden.

Bisher gibt es in Niedersachsen aber die Rege-
lung, dass auch bei schweren Delikten gegen das
Eigentum Videoüberwachungsmaßnahmen und
eine Abschreckung durch Videoüberwachung
möglich sind. Diese Maßnahmen können also sehr

viel weitergehend und sehr viel sinnvoller umge-
setzt werden. Von daher müssen wir schon auf-
passen, dass wir nicht durch einen Bartling-
Schnellschuss oder SPD-Schnellschuss die derzeit
geltende Regelung mit Blick auf die Notwendigkeit
in der Praxis verschlechtern. Das werden wir in
den Beratungen intensiv erörtern.

Ich gehe davon aus, dass wir den vorliegenden
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion sehr wahrschein-
lich nicht beschließen werden - allein schon wegen
der datenschutzrechtlichen Bedenken des Kolle-
gen Biallas.

Lieber Herr Kollege Biallas, ich glaube allerdings
nicht, dass die Gefahr besteht, dass die SPD die
CDU rechts überholt. In der Fläche des Landes
Niedersachsen gibt es durchaus andere Anhalts-
punkte.

Herr Bartling, Sie sollten sich vielleicht auch inner-
parteilich noch einmal abstimmen. Denn ich habe
z. B. in der Nordwest-Zeitung vom 23. August 2006
zum Thema Videoüberwachung - Testausweitung
am Bahnhof in Oldenburg - gelesen, dass man in
Oldenburg festgestellt hat: Kameras - Fehlanzeige.
Auch im Bahnhof gibt es keine Kameras. Der Vor-
stoß der Polizei für einen Test an zwei neuralgi-
schen Punkten blieb - und jetzt kommt es - an den
Bedenken der Grünen und der SPD hängen. Spre-
chen Sie noch einmal mit der Basis, und denken
Sie noch einmal darüber nach. - Vielen Dank, mei-
ne Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Landesregierung hat
sich Herr Innenminister Schünemann zu Wort ge-
meldet. Bitte schön!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Je später der Abend, desto interes-
santer auch die Beiträge. Wir haben heute einen
neuen Bartling, aber auch einen neuen Biallas
erlebt. Das war für die Landesregierung eine inte-
ressante Erfahrung.

Ich freue mich aber, dass zumindest im überwie-
genden Teil dieses Plenums Übereinstimmung
darüber besteht, dass die Videoüberwachung ein
wichtiger Baustein bei der Bekämpfung des inter-
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nationalen Terrorismus ist. Dass man damit An-
schläge nur schwer verhindern kann, haben wir
erleben müssen. Aber dass die Aufklärung durch
Videoüberwachung erheblich beschleunigt und
verbessert werden kann, hat sich auch gezeigt.
Insofern ist es richtig, dass wir ganz intensiv dar-
über beraten, welche gesetzlichen Regelungen wir
brauchen, damit wir diese Möglichkeit in der Zu-
kunft noch besser in Anspruch nehmen können.

Sehr geehrter Herr Bartling, ich kann mich noch
gut daran erinnern, als Sie nach den Anschlägen
vom 11. September 2001 beim CDU-Fraktionsvor-
stand vorgesprochen und gefragt haben, ob es
möglich ist, die Rasterfahndung schnell ins Gesetz
aufzunehmen, weil dies notwendig war.

Ich kann mich auch daran erinnern, dass ich als
innenpolitischer Sprecher in einer Ausschusssit-
zung war, in der wir die Aufzeichnung durch Vi-
deotechnik gefordert haben. Die SPD-Fraktion war
damals vehement dagegen. Dann haben Sie als
Innenminister damals eine Tischvorlage nachge-
schoben, und es wurde genau das, was wir gefor-
dert haben, in einem Gesetzentwurf der damaligen
Landesregierung eingebracht. Wir haben also zu-
mindest an dieser Stelle schon einmal einen Schritt
in die richtige Richtung erlebt.

Als wir die Regierungsverantwortung übernommen
haben, habe ich aber erkennen müssen, dass
zwar das Gesetz verabschiedet worden ist, dass
aber leider Gottes überhaupt nicht in die Video-
technik investiert worden ist. So war es notwendig,
erst einmal 350 000 Euro in die Hand zu nehmen,
um überhaupt Aufnahmemöglichkeiten zu schaf-
fen. Es ist ja toll, wenn man eine Gesetzesrege-
lung hat, es aber z. B. in der Landeshauptstadt
Hannover fast keine Videoanlagen gibt, mit denen
man Aufzeichnungen vornehmen kann. Sie müs-
sen sich doch fragen, ob es sinnvoll ist, im Gesetz
etwas theoretisch zu regeln, es dann in der Praxis
aber nicht umzusetzen. Wir haben diese Regelun-
gen so schnell wie möglich umgesetzt. Das war
auch notwendig.

Sehr geehrter Herr Bartling, Sie haben dargestellt,
dass wir jetzt, gerade nach der Weltmeisterschaft,
in massivem Umfang Videokameras abbauen bzw.
abschalten mussten. Ich habe mich schnell erkun-
digt, was tatsächlich der Fall ist: Wir haben von 70
Videoanlagen gerade einmal fünf abgebaut. Im
Wesentlichen ist davon der Waterlooplatz betrof-
fen, auf dem die Public-viewing-Veranstaltungen
stattgefunden haben. Ich teile die Ansicht von Poli-

zeipräsident Klosa, der sagt, dass es keinen Sinn
mehr macht, die Waterloosäule 24 Stunden am
Tag zu beobachten, nachdem die Public-viewing-
Veranstaltungen nicht mehr stattfinden. Deshalb
haben wir diese Anlagen abgebaut. Wir haben
auch im Bereich der Verkehrslenkung 28 Video-
kameras abgeschaltet, weil eine solche Überwa-
chung nach Ende der Fußballweltmeisterschaft
nicht mehr notwendig ist.

Wenn der Kollege Lennartz darstellt, dass der
Innenminister rechtswidrig etwas angeordnet hat,
dann muss ich das in aller Entschiedenheit zu-
rückweisen. Das kann ich auch begründen; denn
der Kollege Lennartz hat aus dem Gesetz nicht
richtig zitiert, wenn er davon spricht, „dass keine
Gefahr vorliegt“. Der Gesetzestext heißt anders,
und zwar steht dort: „wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass dort künftig Straftaten von
erheblicher Bedeutung begangen werden“.

Sie wissen, welch latente Gefahr bei der Fußball-
weltmeisterschaft durch internationalen Terroris-
mus bestanden hat. Wenn ich mir vorstelle, was
der Kollege Körting in Berlin aufgeboten hat, als
nur eine Oper geschützt werden musste, dann
kann ich nur sagen: Bei der Fußballweltmeister-
schaft hatten wir eine ganz andere Bedrohungsla-
ge. Es ist mit Blick auf diese Gesetzesformulierung
durchaus gerechtfertigt gewesen, dass wir eine
Videoüberwachung und -aufzeichnung zur Fuß-
ballweltmeisterschaft vorgesehen haben. Das war
rechtens und auf gar keinen Fall rechtswidrig.

(Zustimmung bei der CDU und bei der
FDP)

Meine Damen und Herren, ich will nicht verhehlen,
dass wir hinsichtlich der internationalen Bedrohung
durch den Terrorismus über eine Veränderung im
Gesetzestext nachdenken können. Aber das, was
die SPD-Fraktion und Kollege Bartling vorgelegt
haben, greift leider Gottes insofern zu kurz, als
man in Zukunft auch die Alltagskriminalität mit
beobachten muss.

(Heinrich Aller [SPD]: Alterskriminali-
tät? - Gegenruf von der CDU: Alltags-
kriminalität!)

- Die Allgemeinkriminalität, das ist vielleicht ein
besserer Ausdruck. - Denn wenn man auf Gefah-
ren für Leben, Gesundheit oder Freiheit abstellt,
bleiben wichtige Deliktsfelder außen vor, z. B. auch
Diebstahl oder Betäubungsmitteldelikte. Diese im
Blick zu behalten, ist genauso wichtig. Wenn man



Niedersächsischer Landtag  -  15. Wahlperiode  -  100. Plenarsitzung am 10. Oktober 2006

11781

die Rauschgiftkriminalität eindämmen will, dann ist
die Videoüberwachung zu diesem Zweck durchaus
sinnvoll. In Ihrem Vorschlag ist dies in keiner Wei-
se berücksichtigt, deshalb muss eine Änderung
erfolgen.

(Zustimmung bei der CDU - Unruhe)

- Frau Präsidentin, das ist ein sehr wichtiges The-
ma, deshalb wäre es gut, wenn ein bisschen zu-
gehört wird.

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Ich höre Ihnen ganz konzentriert zu. - Jetzt ist es
wieder absolut ruhig. Herr Innenminister, Sie ha-
ben das Wort. Bitte denken Sie aber auch an Ihre
Redezeit. - Danke.

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Ja, ich sehe das.

Nach den Anschlägen von Köln, London und Mad-
rid haben die Innenminister den Arbeitskreis 2
beauftragt, möglichst gesicherte Erkenntnisse zu
gewinnen, damit dann ein vernünftiger Gesetzes-
vorschlag vorgelegt werden kann. Ein solcher Vor-
schlag liegt noch nicht vor, aber schon nach den
ersten Berichten ist erkennbar, dass z. B. eine 48-
Stunden-Aufzeichnung überhaupt nicht ausreicht.
Man geht davon aus, dass für die Vortatphase - 
d. h. wenn z. B. der Tatort vor der Tat ausgespäht
wird - mindestens fünf Tage veranschlagt werden
müssen. Wenn man den gesamten Zeitraum zu-
sammenrechnet, dann ist eine Speicherzeit von
etwa zehn Tagen nötig.

Herr Bartling, dafür brauchen wir keine Gesetzes-
änderung, sondern schon jetzt - das Gesetz haben
Sie damals noch eingebracht - ist eine solche
Möglichkeit vorgesehen. Es gibt keine Löschfris-
ten. Das ist also überhaupt nicht neu zu regeln.

Ich hoffe, dass wir möglichst zu einer Gesamtre-
gelung auf Bund-Länder-Ebene kommen, damit wir
die Videotechnik und die Videoaufzeichnung in
Zukunft angemessen einsetzen und vor allem dazu
beitragen können, dass der internationale Terro-
rismus noch weiter bekämpft und eingedämmt
wird. Deshalb ist es richtig, dass wir jetzt zu die-
sem Thema auch einen Vorschlag von Professor
Starck bekommen. Aber wir werden dieses Thema
insgesamt in die IMK einbetten; denn es existiert
nicht nur eine Bedrohung in Niedersachsen, son-

dern in ganz Deutschland. Daher ist eine einheitli-
che Regelung sinnvoll. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor.

Ich schließe die Beratung.

Wir kommen zur Ausschussüberweisung.

Federführend soll der Gesetzentwurf an den Aus-
schuss für Inneres und Sport überwiesen werden,
mitberatend soll der Ausschuss für Rechts- und
Verfassungsfragen tätig sein. Wer so beschließen
möge, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist nicht
der Fall. Dann ist so beschlossen worden.

Ich rufe nun den letzten Tagesordnungspunkt für
heute auf, nämlich

Tagesordnungspunkt 12:
Zweite Beratung:
Leitstellen vernünftig organisieren! - Antrag
der Fraktion der SPD - Drs. 15/2937 - Be-
schlussempfehlung des Ausschusses für In-
neres und Sport - Drs. 15/3199

Die Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Inneres und Sport lautet auf Ablehnung.

Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.

Als Beratungszeit stehen insgesamt 23 Minuten
zur Verfügung.

Mir liegen zwei Wortmeldungen vor. Für die SPD-
Fraktion hat Herr Kollege Bachmann das Wort.
Bitte schön!

Klaus-Peter Bachmann (SPD):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Be-
dauerlicherweise empfiehlt der Innenausschuss die
Ablehnung dieses Antrages, obwohl die Chance
bestünde, eine konfuse Debatte mit vernünftigen,
nachvollziehbaren Eckpunkten durch das Parla-
ment zu begleiten. Dies ist umso bedauerlicher, als
der Sprecher der CDU-Fraktion im Innenaus-
schuss gesagt hat, dass er mit vielen dieser Eck-
punkte inhaltlich übereinstimmt. Wenn Sie ange-
sichts dieser Übereinstimmung einen Änderungs-
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antrag vorgelegt hätten, hätten wir die Chance
gehabt, hier zu einem gemeinsamen Beschluss zu
kommen. Das haben Sie nicht getan, weil Sie sich
weiterhin aus der Debatte heraushalten wollen, die
konfus im Land geführt wird. Das ist bedauerlich.

Wir müssen heute feststellen: Der Innenminister ist
mit seiner großen Ankündigung in den regionalen
Leitstellenkonferenzen, in den Polizeidirektionen
maximal zwei kooperative - damals nannte er sie
noch: bunte - Leitstellen zu schaffen, gescheitert,
weil die Hilfsorganisationen im Lande, insbesonde-
re die Feuerwehren, aber auch die für die integ-
rierten Feuerwehreinsatz- und Rettungsleitstellen
zuständigen Kommunen ihm auf diesem Wege
nicht folgen.

Zu den Fakten will ich nur drei Beispiele aus dem
Lande nennen. Die Eckpunkte, die wir vorschla-
gen, brauche ich nicht noch einmal vorzutragen;
sie stehen mit Begründung in der Vorlage, die Sie
alle gelesen haben. Zwischenstand der Debatte
ist: In der Region Hannover haben sich Region
und Landeshauptstadt darauf verständigt, eine
regionale Feuerwehr- und Einsatzleitstelle für den
Rettungsdienst zu schaffen. In der Region Braun-
schweig haben sich die Stadt Braunschweig und
der Landkreis Peine mittlerweile in der Praxis auf
ein solches regionales Leitstellensystem der Feu-
erwehr und des Rettungsdienstes verständigt.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Der Landkreis Wolfenbüttel hat gerade beschlos-
sen, sich diesem Verbund anzuschließen. Im Au-
gust haben einige Gebietskörperschaften in We-
ser-Ems einen ähnlichen Vertrag unterzeichnet.
Die Stadt und der Landkreis Oldenburg, die Stadt
Delmenhorst, der Landkreis Wesermarsch, der
Landkreis Ammerland und - man höre und staune -
der Landkreis Cloppenburg wollen gemeinsam
eine integrierte Feuerwehreinsatz- und Rettungs-
leitstelle vorhalten. Besonders interessant ist, dass
Ihr ehemaliger Innenpolitiker Hans Eveslage als
Landrat von Cloppenburg mit dabei ist. Wir können
ihn zu dieser freiwilligen Entscheidung der dortigen
Kommunen nur beglückwünschen. Aber er macht
Ihnen, Herr Schünemann, ein Problem; denn er ist
der einzige Partner, der nicht zur Polizeidirektion
Oldenburg, sondern zur Polizeidirektion Osnabrück
gehört. Damit wollen die Kommunen unter feuer-
wehreinsatztaktischen und rettungsdienstlichen
Bezügen eine sinnvolle Regelung herbeiführen, die
Sie wie der Teufel verhindern wollen. Sie wollen
nämlich verhindern, dass es Leitstellen auf kom-

munaler Ebene gibt, die die Grenzen einer Polizei-
direktion überschreiten. Aus diesem Grunde finden
wir im Haushaltsplanentwurf 2007 eine Absichtser-
klärung, in 2008 und den folgenden Jahren
2 Millionen Euro für eine Leitstelle im Bereich Ol-
denburg zur Verfügung zu stellen. Erst einmal
stellen wir mit Interesse fest: Gehandelt werden
soll also erst in der nächsten Wahlperiode. Da
werden wir dann aber handeln, und zwar im Sinne
unserer Eckpunkte.

(Heiterkeit bei der CDU)

Ferner muss das Ganze als Verzweiflungstat be-
zeichnet werden; denn nun soll plötzlich Oldenburg
mit 2 Millionen Euro unterstützt werden. Ich nehme
an, die Speckseite soll dafür sorgen, dass man die
Polizei dort mit hineinnimmt. Aber wie Sie das
dann mit den Grenzen der Polizeidirektionen lösen
wollen, sollten Sie uns in der nächsten Zeit in der
Praxis zeigen.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Welches Signal senden Sie aber in das Land aus?
- Sie senden das Signal aus, dass Sie in Olden-
burg offensichtlich Handlungsbedarf sehen, wes-
halb Sie da mitfinanzieren wollen. Alle anderen,
die freiwillige Lösungen anstreben, werden im
Augenblick nicht finanziell unterstützt. Wir haben
immer gesagt: Schaffen Sie Anreize, die auch
andere Kommunen motivieren, freiwillig größere
Leitstelleneinheiten zu schaffen! Das geht auch,
wenn das Land finanziell dabei ist.

Wenn Sie unseren Antrag heute ablehnen, dann
legen Sie schleunigst das Rettungsdienstgesetz
vor, das Sie dem Parlament noch nicht zugeleitet
haben, obwohl die Anhörung vor einigen Monaten
abgeschlossen worden ist. Sie haben dann die
Chance, gegen bunte Leitstellen und auch gegen
die sogenannten kooperativen Leitstellen als
Pflichtveranstaltung eindeutig Position zu bezie-
hen. Wir haben dann gemeinsam die Chance,
wenigstens im Rettungsdienstgesetz festzuschrei-
ben, dass wir freiwillige Lösungen der Zusammen-
arbeit akzeptieren, dass es jedoch mindestens
sogenannte integrierte Leitstellen für den Bereich
Feuerwehr und Rettungsdienst geben muss, dass
es weiterhin eine kommunale Aufgabe bleibt und
das Land die Kommunen an dieser Stelle nicht
bevormundet. - Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)
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Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die CDU-Fraktion hat Herr
Kollege Coenen das Wort.

Reinhold Coenen (CDU):

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Was erwarten die Niedersachsen bei
einem Schadensereignis in unserem Land? - Dass
ihnen unverzüglich geholfen wird - prompt, unbü-
rokratisch und professionell. Bis zu diesem Punkt
- so hoffe ich - sind wir uns parteiübergreifend
einig. Doch mit dem vorliegenden Antrag, meine
sehr verehrten Damen und Herren von der SPD,
fallen Sie in die Steinzeit zurück.

Leitstellen vernünftig organisieren: 27 Leitstellen
analog den Polizeiinspektionen, begrenzte Nut-
zung modernster Technik, Berücksichtigung von
Führungskulturen. - Ich könnte diese Negativliste
beliebig fortsetzen. Selbst im Kommunalwahlkampf
haben Ihre Vorstellungen von einem Leitstellen-
konzept bei den Kommunen nicht überzeugt.

Martin Luther hat zwar gesagt, man soll dem Volk
aufs Maul schauen. Dass man den Leuten nach
dem Mund reden soll, hat er nirgendwo gesagt.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU
und bei der FDP)

In vielen Teilen unseres Landes bewegt sich Er-
hebliches. Das Osnabrücker Land ist auf dem
besten Weg und wird mit Einführung des Digital-
funks eine kooperative Leitstelle einrichten. Die
Lenkungsgruppe zwischen Polizeidirektion, Land-
kreis Osnabrück und Stadt Osnabrück arbeitet
sehr konstruktiv an diesem zielorientierten Projekt.
Im Oldenburger Land ist die kooperative Leitstelle
auf dem allerbesten Weg. In Hameln gibt es kon-
struktive Gespräche und sehr konkrete Absichten,
durch den Bau, mit dem der Landkreis übrigens
bereits begonnen hat, zu einer kooperativen Leit-
stelle zu kommen. In Göttingen ist die kooperative
Leitstelle beschlossene Sache.

Wenn sich der Pulverdampf der Kommunalwahl
verzogen hat, wird in Kürze mancher Landkreis zur
sachlich-fachlichen und konstruktiven Arbeit zu-
rückkehren. Sie werden dann schnell feststellen,
dass es zu dem seit Monaten auf dem Tisch lie-
genden Vorschlag von Innenminister Uwe Schü-
nemann, die Leitstellen im Lande Niedersachsen
neu zu organisieren und von zurzeit 77 auf 10 bis
12 zu reduzieren, keine Alternative gibt, und zwar

wegen der Effektivität geballter Hilfeleistungen aus
einer Hand, aus Kostengründen - Einführung des
Digitalfunks - und um qualifizierte und umfassende
Hilfe von gut ausgebildeten und ausgerüsteten
Kräften zu bekommen.

Ich bin sicher: Ende dieses Jahres wird ein lan-
desweites, detailliertes Konzept für die Leitstellen-
struktur vorliegen. Ich fordere die Landkreise, die
Feuerwehren, die Polizei in unserem Lande auf:
Arbeiten Sie zusammen an einem zukunftsweisen-
den Konzept für unser Niedersachsen! Nicht lange
reden, sondern Handeln ist angesagt.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die FDP-Fraktion hat Herr
Kollege Bode das Wort.

Jörg Bode (FDP):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit
vielen Plenarsitzungen ist die Leitstellendebatte
Thema hier im Hohen Hause und auch in den Aus-
schüssen. In regelmäßigen Zeitabständen kommt
ein Antrag von der SPD und geht es um eine
„konfuse“ Debatte und „Irritationen“ in der Diskus-
sion um die Leitstellen. Wir müssen eigentlich fest-
stellen: Die einzigen Irritationen und Konfusionen
bestehen bei der SPD-Landtagsfraktion. Wir haben
festgestellt, dass die Kommunen in Arbeitskreise
mit dem Innenministerium eingebunden sind, dass
es Gespräche für eine optimale Lösung gibt und
dass man von Irritationen oder Konfusionen vor Ort
gar nichts merkt.

So kam jetzt auch dieser Antrag erneut auf uns zu.
Und was haben wir gemacht, Herr Bachmann? -
Wir haben Ihnen bei einer sehr umfassenden und
sehr detailreichen Unterrichtung durch das Innen-
ministerium die Gelegenheit gegeben, noch einmal
auf den genauen, aktuellen Sachstand bei der
Leitstellendebatte gebracht zu werden. Ich möchte
allen Mitarbeitern im Innenministerium dafür herz-
lich danken, die sich dieser Mühe unterzogen ha-
ben, eine derart umfassende und genaue Unter-
richtung vorzunehmen.

Aber als das dann alles auf dem Tisch des Hauses
lag und wir feststellen konnten, dass in Ihrem An-
trag einige Selbstverständlichkeiten stehen, die
gelten, ob der Digitalfunk und kooperative Leit-
stellen kommen oder nicht, dass sehr viel Unsinn
darin steht, wonach Reformen gescheitert seien
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etc., und einige Dinge, die man eventuell entspre-
chend anpassen könnte, damit das, was in Ihrem
Antrag steht, mit der Unterrichtung auf einen Nen-
ner gebracht wird,

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

haben Sie uns gesagt - Sie haben es hier noch
einmal gesagt -, CDU und FDP hätten ja einen
Änderungsantrag schreiben können. Herr Bach-
mann, so ist es ja nicht. Wir sind nicht der Repa-
raturbetrieb für gescheiterte Anträge der SPD-
Landtagsfraktion!

(Beifall bei der FDP und bei der CDU -
Zuruf von Klaus-Peter Bachmann
[SPD])

Wenn Sie einen geänderten Antrag haben wollen,
lieber Herr Bachmann, liebe SPD, dann hätten Sie
doch einen schreiben können. Sie haben doch
durch die Unterrichtung die Fakten bekommen. Wir
müssen nicht Ihre Anträge auf den Stand der
Technik bringen. Wir können sie auch ablehnen -
und das machen wir jetzt auch. - Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei der CDU)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Herzlichen Dank. - Für die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen erteile ich Herrn Professor Lennartz das
Wort.

Professor Dr. Hans-Albert Lennartz (GRÜ-
NE):

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich
will unsere Position kurz in Erinnerung rufen. Wir
haben uns schon in der bisherigen Beratung
- zuletzt war das im Juni dieses Jahres - dafür
ausgesprochen, dass eine deutliche Reduzierung
der bislang 77 Leitstellen im Land - beispielsweise
auch auf eine Größenordnung, wie sie die Landes-
regierung anstrebt - für uns vorstellbar ist. Wir
haben allerdings einen Differenzpunkt deutlich
gemacht. Wir sind gegen bunte Leitstellen, die von
Ihnen jetzt „kooperativ“ genannt werden, weil der
Begriff „bunt“ zu eindeutig besetzt ist. Wir sind also
für die weitere Zusammenfassung von Katastro-
phenschutz- und Brandschutzleitstellen, die ja
kommunal verantwortet sind, wollen aber die Leit-
stellen, die polizeilich gefahren werden müssen,
davon getrennt halten. Das schließt aber nicht aus,
dass man die Technik gemeinsam nutzt, also ge-
gebenenfalls auch in demselben Gebäude. Die

Leitstellenarbeit sollte aber getrennt ausgeführt
werden, was die Disposition angeht.

Dass wir uns bei dem Antrag der SPD-Fraktion,
den wir - anders als die CDU-Fraktion - durchaus
als konstruktiv ansehen, der Stimme enthalten, ist
im Wesentlichen darin begründet, dass die SPD
formuliert, dass auf der Ebene jeder Polizeiinspek-
tion eine Leitstelle vorgehalten werden müsse.
Diese Meinung vertreten wir nicht. Es geht auch
mit weniger Leitstellen. Deswegen können wir dem
Antrag nicht zustimmen und enthalten uns der
Stimme. - Schönen Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Danke schön. - Für die Landesregierung hat sich
Herr Innenminister Schünemann zu Wort gemel-
det. Bitte schön, Sie haben das Wort!

Uwe Schünemann, Minister für Inneres und
Sport:

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich gebe zu: Als ich das Konzept vor-
gestellt habe, habe ich nicht zu hoffen gewagt,
dass wir am heutigen Tage mit den kooperativen
Leitstellen schon so weit sind. Der Herr Kollege
Coenen hat zu Recht dargestellt, wo wir schon in
ganz konkreten Verhandlungen sind. Ich kann
darstellen, dass wir eigentlich für jeden Polizeidi-
rektionsbereich schon ganz konkrete Vorstellun-
gen für eine kooperative Leitstelle haben. Eine
Ausnahme muss ich Ihnen allerdings zugestehen,
nämlich Braunschweig. Da müssen wir besondere
Überzeugungsarbeit leisten. Wenn ich Sie dafür
noch ein bisschen erwärmen könnte, würden wir
da vielleicht auch etwas weiterkommen. Ansonsten
sind wir aber schon sehr konkret dabei.

Der Kollege Dr. Lennartz hat sich in seinen Aus-
führungen gerade vehement für kooperative Leit-
stellen eingesetzt.

(Zustimmung bei der CDU)

Das ist nichts anderes als das, was wir hier for-
dern, d. h. arbeiten unter einem Dach, die Technik
soll gemeinsam genutzt werden und die Software
soll möglichst gemeinsam genutzt werden. Natür-
lich sollen die Aufträge im Polizeibereich und im
Feuerwehrbereich getrennt voneinander abgear-
beitet werden. Nichts anderes ist hierbei vorgese-
hen.
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Wir haben dort Geld eingestellt, wo wir in Olden-
burg selbst als Investor auftreten. In anderen Be-
reichen, z. B. in Hameln, ist abzusehen, dass wir
unter das Dach des Landkreises gehen. Deshalb
mussten wir dafür keine Investitionsmittel einpla-
nen. In Oldenburg sind wir schon relativ weit, so-
dass wir hoffnungsfroh sind, dass wir in Bälde in
dem von Ihnen skizzierten Verbund eine koopera-
tive Leitstelle durchaus realisieren können. Das
wäre meiner Ansicht nach ein sehr wichtiger Schritt
in die richtige Richtung, um einmal darzustellen,
dass dies sicherlich sinnvoll ist.

(Unruhe - Glocke der Präsidentin)

Ich bin also durchaus zufrieden, auch mit dieser
Debatte. Auch wenn es nicht auf den ersten An-
schein so aussieht, als wären wir einer Meinung,
so sind wir doch auf dem Weg zu den kooperativen
Leitstellen sehr weit vorangekommen, auch gerade
im Gespräch mit den Kommunen. Auch hier im
Parlament ist die Überzeugung nach Ihrem Besuch
in Istanbul sicherlich noch gewachsen. In diesem
Sinne kann ich nur sagen: Ich freue mich sehr auf
die weiteren Beratungen und dass wir Ihnen in
Kürze darstellen können, wo die Leitstellen konkret
eingerichtet werden. - Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei der FDP)

Vizepräsidentin Astrid Vockert:
Ganz herzlichen Dank. - Weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor. Ich schließe damit die Bera-
tung.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzei-
chen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? -
Das Erste war die Mehrheit.

Ich sage herzlichen Dank für die Disziplin, was Ihre
Anwesenheit und insbesondere auch das Zuhören
zum Schluss dieser Tagesordnung angeht. Ich
wünsche Ihnen einen vergnüglichen Abend. Ein
gesundes Wiedersehen morgen um 9 Uhr!

Schluss der Sitzung: 19.26 Uhr.


